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Die Lotterie gehört zu denjenigen Kechtsmaterien, die nur 
selten einer eingehenden juristischen Prüfung unterzogen wer- 
den. Als Produkt einer relativ jungen Verkehrsübung ist sie 
dem römischen Rechte fremd, entbehrt also der Grundlage, auf 
welche die deutsche Rechtswissenschaft gern zurückgreift. Auch 
ist das Gefül nicht abzuweisen, dass die Lotterie weniger auf 
dem Boden des Givilrechts stehe, als vielmehr durch die Macht 
der staatsrechtlichen Finanzverwaltung in ihrem Rechtszustande 
vielfach bestimmt wird. Diese Unsicherheit wird um so mehr 
empfunden, als es bisher nirgends unternommen ist, rechtsge- 
schichtlich den Zusammenhang zwischen unseren heutigen Lot- 
terien und dem älteren Rechte aufzudecken. 

Der Stoff selbst hat eine gewisse Sprödigkeit, indem freie 
Rechtsdeductionen durch Verordnungen und Statuten sehr be- 
schränkt werden und auf der anderen Seite gesetzliche Normen 
nur in unbedeutendem Umfange vorliegen. 

Immerhin scheint es, dass eine Untersuchung über das 
Lotterierecht einiges Interesse beanspruchen darf. Eine Reihe 
rechtsgeschichtlicher Fragen lässt sich damit verbinden und 
neben den eigentümlich lotterierechtlichen Regeln werden auch 
einzelne civilrechtliche Normen sich vermöge ihrer Anwendung 
auf den Lotterievertrag durch neue Gesichtspunkte ergänzen. 

Wir haben aus diesem Jarhundert eine Monographie über 
Lotterie von Bender 0« Diese gibt jedoch nur das damals 



1) Das Lotterierecht. 2. Aufl. Giessen 1841 (die erste Auflage 
erschien 1832 als Beilage zu Band 16 des Archivs für civilistische 
Praxis). Eine andere Schrift: Neubert: Spielvertrag, Lotterie etc. 2. 
Aufl. 1888, scheint verschollen zu sein. 

1 
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gültige Recht; sie enthält von der Geschichte und der allge- 
meinen rechtlichen Natur des Lotteriegeschäftes nur dürftige 
Ausfürungen, von der dogmatischen Entwickelung enthält sie 
nichts. 

Es wird sich demgemäss hier darum handeln: eine histo- 
risch-dogmatische Entwickelung des älteren Lotterierechtes zu 
versuchen und hieran anschliessend die hauptsächlichsten der 
heute gültigen Kechtsgrundsätze des Lotteriegeschäftes darzu- 
stellen. 

So weit es sich hierbei um die Entwickelung der Lotterie 
handelt, müssen wir weiter ausgreifen. Die Lotterie ist Spiel. 
Da diese Spielnatur wesentlich die rechtliche Behandlung des 
Lotteriegeschäftes bestimmt und eine stets wiederkehrende Frage 
bezüglich ihrer rechtlichen Gültigkeit bildet, so ist für die wei- 
tere Untersuchung nur eine Basis zu gewinnen durch Feststel- 
lung der Lehre vom Spiele überhaupt. Dies wird um so nötiger 
sein, als gerade bezüglich der für uns wichtigsten Periode es 
an Darstellungen des Spielrechtes durchaus fehlt und auch im 
übrigen in der heutigen Doktrin das Spielrecht keineswegs ein- 
heitlich festgestellt ist. Hieraus wird sich ein ausfürlicheres 
Eingehen auf die ältere Lehre vom Spiele rechtfertigen. 



I. Kapitel. 

Zur Geschichte der Lotterie. 

I. Die Lehre vom Spiele im älteren Rechte« 

§ 1. a. Die Lehre der Commentatoren. 
Das klassische römische Recht enthielt sehr strenge Spiel- 
verbote. Civilrechtlich wichtig ist vor allem ein — sonst un- 
bekanntes — in 1. 2 Dig. de aleat. 11. 5. erwähntes Senatus- 
consult, welches jedes Spiel um Geld verbot. Nur bei Spielen, 
die virtutis causa stattfanden, sollte dies Verbot wegfallen. 
Ferner ist es erlaubt, um dasjenige zu spielen, quod in convivio 
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vescendi causa pooitur cf. 1. 4 eod. Nach Cicero's Nachricht 
in Orat. Philipp. II. 23 fand sogar peinliche Rechtsverfolgung, 
iudicium publicum, gegen die am verbotenen Spiele Betei- 
ligten statt*). 

Justinian milderte dies durch 1. 1 § 1 Cod. de aleae lusu 
3. 43: nuUi liceat in privatis seu publicis locis ludere — si 
contra factum fuerit, nulla sequatur condemnatio, sed solutum 
reddatur. Die Klage auf Rückforderung des Spielverlustes soll 
erst in 50 Jaren verjären. 

Nur 5 Spiele sind gestattet, die der Ausbildung krie- 
gerischer Tüchtigkeit dienten, und auch diese nur bis zur 
Spielsumme von einem solidus. Alle anderen Spiele um Geld 
sind also verboten. Die Rechtsfolgen eines verbotenen Spieles 
sind: 

1) Der Spielverlust kann zurückgefordert werden durch 
den Verlierer und seine Erben, eventuell sogar von staatswegen; 
letzteres nach 1. 2 Cod. 1. c. ; 

2) der Spielgewinn begründet keine Klage; 

3) das Spieldarlehen ist nicht einforderbar vom dritten 
Darleiher ^). 

Soweit die Grundzüge des Justinianischen Rechtes. Die 
Glossatoren haben die Spielgesetze im wesentlichen recipirt. 
So heisst es zu 1. 2 Dig., welche die Spiele virtutis causa er- 
laubt: nota quod causa virtutis quaedam permittuntur , quae 
alias non permittuntur. Accur. Auch ihnen gelten somit alle 
anderen Spiele für verboten. Höchst bemerkenswert ist dem- 
nach die folgende Note: sed P [lacentius] ait non dari repeti- 
tionem eins quod ludo est amissum: quia licet sit prohibitum 
ludere, non tarnen est perpetuo prohibitum. Es ist wol ausser 
Zweifel , dass diese Ansicht von der Mehrzal der Glossatoren 
keineswegs geteilt wurde : aber interessant ist es , schon hier 
einen Vorboten der späteren Lehre zu finden. 

Anders steht es mit der citirten Constitution des Codex ®). 



1) Glück, Comm. Bd. XI § 757. 

2) Glück 1. c. S. 335. Wilda: Ztschr. für deutsch. R. II S. 170. 

3) Vergl. über dieRe Frage: Pfeiffer: prakt. Ausf. Bd. IV. S. 78 ff. 
und die dortigen Gitate. 



Digitized by VjOOQIC 



Diese war in griechischer Sprache abgefasst und wird den un- 
glossirten zugezält. Sie fehlt auch in den älteren Codexsamm- 
lungen ; bei Accussius werden nur die 5 Spiele, welche Justinian 
als erlaubte von dem allgemeinen Verbote ausnimmt , erklärt. 
Pass dennoch der Kernpunkt der „graeca constitutio" den 
Glossatoren nicht unpraktisch dünkte, beweist die nota zu 1. 4 
§ 2 Dig. adversus : ex graeca autem constitutione quam quidam 
habent : ut C. eo. 1 : determinatum est expresse, quod usque ad 
quinquaginta annos detur repetitio*). 

Auch die weitere Entwickelung legt deutlich klar, dass 
der Mangel der Glosse die practische Anwendung unserer 
„graeca constitutio" keineswegs beeinträchtigte. Zwar fehlt bei 
Bartolus de Saxoferata ^die lex de aleae lusu im Codex völlig, 
wol aber findet sich bei seinem Nachfolger Baldus de Ubaldis 
hierfür eine eingehende Commentirung. Auch die späteren 
Autoren , um diese Frage hier gleich abzuschliessen , erwänen, 
so viel sich finden liess, nirgends, dass diese Constitution un- 
gültig sei , weil sie eine unglossirte wäre. Um nur einige zu 
nennen, behandeln die graeca constitutio als an sich gültiges 
Gesetz : Caccialupus , Costa, Paris de Puteo, Jason de Mayno, 
Alciat, Thesaurus, Carpzov, Stryk, Cocceii, Leyser etc., ferner 
Raymund, Monaldus, Astesanus, Panormitanus, Molina, Lessius, 
Azorius etc ^). 

Von grösserer Bedeutung für die Lehre vom Spiele sind 
diese älteren Commentatoren nicht. Betont wird noch von 
Baldus, dass der Grund zum Verbote der ludi tabularum be- 
sonders darin liege, weil die Spielverluste die Verlierenden ver- 
leiteten zu Gotteslästerungen. Dieses „blasphemare deum^^ bildet 
seitdem eine stehende Phrase. Die weitere Deduction des Baldus 
fügen wir besser der Besprechung des folgenden Autors ein, da 
dieser unmittelbar hiermit neue Lehren verknüpft. 

Aus der Zeit der Commentatoren des Civilrechtes haben 



1) Der heutigfe Codextitel 3. 43. de aleae lusu et aleatoribus 
fehlt als besonderer tit. in den älteren Ausgaben. Tit. 3. 43 hiess de 
religiosis et sumptibus funerum (heute tit. 3. 44) und diesem waren 
die leges de aleae lusu angehängt. 

2) Cf. die unten bei jedem Autor oitirten Stellen. 
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wir drei besondere Abhandlungen „de Ludo," deren Bedeutung 
bisher wenig gewürdigt wurde *). Sie sind gesammelt im : trac- 
tatus tractatuum tomus VIP). 

Die älteste Schrift de Ludo ist von Joan. Caccialupus, 
welcher Professor in Siena war und daselbst um 1472 lehrte^). 
Der tractatus zeichnet sich durch klare Darstellung und den 
Mangel der üblichen weitläufigen Abschweifungen aus. In der 
Anordnung des Stoffes folgt er, wie er anfangs erklärt, dem 
Doctor et mihi pater honorandus D. Marianus Socinus, der 
diese materiam tractaverat in capitulo inter dilectos. 

Die eigentümliche Anschauung über Spiel kommt schon 
bei der Definition zum Ausdruck: ludus est actus quidam ces- 
sationis vel recreationis, (1) quandoque ex sola fortuna, (2) in- 
terdum ex industria, (3) nonnunquam ex utraque proveniens 
(Nr. 1). Diese Dreiteilung die in Nr. 7 weiter ausgefürt 
ist, wird aus dem römischen Bechte abgeleitet. Es heisst in 
Nr. 9 dicit etiam Bal[dus] not. in sub. ff. de ale. haec verba : 
ludus in pecunia fuit ergo prohibitus per sena. cons. de quo in 
1. 2 § 1 de alea. Deinde praetor propter magnam aequitatem 
supplevit : ut 1. 1 in prin. eo. tit. Tertio Justinianus per suam 
legem graecam, quae incipit, alearum usus C. de reli : prohibuit 
latius ludere in pecunia ut in aliis rebus: prohibuit etiam ne 
quis staret ad videndum et statuit quinque ludos permissos? 
quos supra enumeravi. Ex quibus concluditur, dicit Baldus, 
quod triplex est maneries ludorum, nam quandoque consistit 
ludus in sola fortuna, quandoque in sola peritia*), quadoque 
in utraque. 

Man wird diese Ableitung nicht correkt nennen können : 
es liegt vielmehr eine vom römischen Bechte abweichende Con- 
struktion vor. Die im Justinianischen Bechte einzig erlaubten 



1) Nur Wilda 1. c. S. 171 A. 2 S. 175 A. 1 behandelt sie. 

2) Die älteste Auflage erschien Lugduni 1549; die hier benutzte 
Venetiis 1584. 

3) Cf. über diese Daten Savigny Gesch. d. röm. R. im M. A. Bd. VI. 

4) Der Ausdruck bleibt hierfür nicht constant, in No. 1 heisst es 
industria, in No. 7 ludus meri ingenii. 
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5 kriegerischen Spiele brachte man in Verbindung zu der in 
I. 2 § 1 Dig. dealeator. enthaltenen allgemeinen Bestimmung, 
es sei erlaubt um Geld zu spielen, wenn man certat hasta — 
currendo saliendo luctando pugnando ;,quod virtutis causa fiat/ 
Alle Spiele nun , die virtutis causa Sunt , werden als eigene 
Klasse behandelt und gelten sämmtlich als erlaubt: Nr. 8 
omnis ludus virtutis causa aut certationis sine cupiditate seu 
avaritia permissus est. Dagegen ludus, qui fieret cupiditatis 
causa — non sit licitus. Diese Bestimmung der Erlaubtheit 
des Spieles nach dem Beweggrunde und der Absicht der Spieler 
ist jedoch nicht klar durchgeführt: sie dient nur dazu, in freier 
Weise ausser den 5 justinianischen Spielen eine grosse Beihe 
anderer Spiele, wie den ludus scacchorum,*) Commonbelon, 
Bhindalca etc., als erlaubt zu bestimmen. Aus allen diesen 
Spielen aber wird die besondere Kategorie der sog. „Kunstspiele" 
gebildet, bei denen eine körperliche oder geistige Fertigkeit den 
Sieg entscheidet. Diesen wird eine zweite Kategorie der reinen 
„Glücksspiele," ludi qui consistunt in sola fortuna (Nr. 10) 
oder der aleae ludi *), entgegengestellt. Zwischen beiden ergibt 
sich sehr leicht eine dritte Kategorie , in der teils Glück teils 
persönliche Fähigkeit die Entscheidung bringt. 

Diese dritte Gruppe aus dem Justinianischen Rechte de- 
duciren zu wollen, wäre vergebliches Bemühen, wie denn über- 
haupt im römischen Rechte von derartigen Klassificationen des 
Spieles nicht die Rede sein kann. Der praktische Wert einer 
solchen Mittelgruppe ist aber nicht zu verkennen. Aus der 
Einteilung der Spiele nämlich nach der Art, in der sich Gewinn 
und Verlust entscheidet, soll sich die Erlaubtheit derselben be- 
stimmen. Die Kunstspiele sind erlaubt, die Glücksspiele sämmt- 



1) Wilda 1. c. S. 174. 

2) Der ludus scacchorum wird vielfach eingehend behandelt; er 
bildet sogar den Gegenstand einer eigenen Abhandlung : Thomae Actij : 
de ludo scacchorum (tract. tract. tom. VII, S. 169 ff.). Palamedes soll 
vor Troja diesen ludus erfunden haben. 

3) No. 18 et intellige aleae ludum pro omni ludo, qui viribus 
fortunae committitur. 
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lieh verboten (Nr. 10). Die Spiele, die mixtim in peritia et 
fortuna bestehen, sind ebenfalls generaliter prohibiti (eod.) *), 
aber doch nur generaliter. Gerade hierdurch wird — wie es 
scheint — der Zweck der ganzen Deduction klar. Man hatte 
die strengen römischen Spielverbote und dagegen auf der an- 
deren Seite eine unzweifelhaft beträchtliche üebung der Spiele. 
Um nun einigermass9n zwischen Doktrin und Praxis die Ver- 
bindung zu vermitteln, schuf man eine völlig neue Mittelklasse, 
in der es einer beliebigen Deduction überlassen blieb, das eine 
oder andere Spiel einzuordnen und es dann als erlaubt oder 
verboten zu behandeln. Somit konnte man nun Spiele, die im 
römischen Eechte unzweifelhaft unerlaubte waren, als völlig ge- 
stattete nachweisen. 

Interessant für einen weiteren Gegensatz, der sich schon 
hier zum römischen Rechte zu bilden beginnt, ist ferner eine 
eingehende Untersuchung, die Caccialupus Nr. 71—81 darüber 
fürt, wie es sei, si statutum aut consuetudo permittat ludere 
ad ludum alias prohibitum? Mit Berufung auf Baldus, D. Ei- 
chardus de Medavilla in 4 sent. di. I, 5 und auf Bernardus in 
d. tract. de restit. 37 kommt er zu dem Schlüsse: quod solitum 
impunitum est. Daher heisst es von den bei solchem Spiele 
Beteiligten: damnari non possunt, excusat eos a poena gene- 
ralis paene consuetudo immo fere per universam Italiam, quod 
enim lex cavet, consuetudo toUit. Nr. 72. Von Bedeutung sind 
auch seine Ansichten über die sponsiones. Jede, sowol die ge- 
wönliche Wette (Nr. 23 si rex Parthorum vivit) als auch die 
sponsio zur Versicherung gegen Seegefahr (Nr. 21) indubitanter 
valet et datur actio (Nr. 20). 

Die zweite Schrift de Ludo ist die des Paris de Puteo, 
welcher 1493 in Neapel starb. Er steht im wesentlichen auf 
demselben Standpunkte wie Caccialupus. Auch bei ihm findet 



1) Zusammenfassend heisst es in No. 26 : omnem ludum inteUegi 
prohibitum, qui viribus fortunae tantum innititur, vel partim viribus 
fortunae et partim ingenio, nam alea ponitur pro omni ludo prohibito 
— ludi autem permissi sunt illi, qui fiunt gratia virtutis corporis et 
non committentur viribus formae. 
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sich die Dreiteilung der Spiele: Nr. 11 triplex est ludorum mane- 
ries; auch ihm gilt (Nr. 4) der aleator als hostis publicus ; 
während Nr. 5 omnis ludus virtutis vel recreationis aut cessati- 
onis sine cupiditate et sine avaritia est permissus. 

Der consuetudo teilt auch er eine grosse Macht zu. An 
sich braucht man den Gewinn aus einem nach Civilrecht er- 
laubten Spiele nicht zurückzuzalen, aber: si tarnen esset [ludus] 
reprobatus a consuetudine loci, etiam si alias non sit turpis, 
vincens tenetur ad restituendum (Nr. 10). Umgekehrt ist es 
eine communis conclusio, dass nach auth. alearum usus der im 
verbotenen Spiele Verlierende eine ßückforderungsklage habe. 
Die Entscheidung aber, ob ein Spiel libitus aut illicitus sei, 
liegt nicht allein beim Civilrechte. Quia omnis poena- contra 
ludentes auf ius positivum beruht, kann dies durch Statut oder 
Gewonheit aufgehoben werden, diese können bewirken: ludum 
illicitum de iure esse licitum. (Nr. 49.) 

Als dritter Autor de Ludo schliesst sich an: Stephanus 
Costa, dessen Werk 1478 zuerst in Pavia erschien. *) 

Auch Costa hat dieselbe Einteilung der Spiele, wie die 
vorher behandelten Autoren art. 1. § 1 : 

1. quidam est ludus consistens in ingenio : ludus scac&orum. 

2. quidam consistens in fortuna: ludus azari et chartarum. 

3. quidam est ludus partim dependens a fortuna partim 
ab ingenio: ludus taxillorum s. tabularum cum taxillis. 

Sein Tractat ist uns wichtig durch die zalreichen Litte- 
raturangaben (art. 1). Allerdings beweisen diese zugleich auch, 
dass er nicht nur civilistischen, sondern auch canonistischen 
Autoren sich anschliesst. Trotz dieser Vermischung scheint er 
hierher zu gehören. Von besonderer Bedeutung ist seine Be- 
handlung der Frage: an repetitioni locus sit in ludo? lieber 
das positive Recht hierüber (art. III.) sind die Ansichten der 
„glossatores" geteilt. Placentius [cf. oben S. 3] und im 
wesentlichen ihm beistimmend, Albericus de Kosciate behaupten: 



1) Dass die drei Tractate ziemlich gleichzeitig erschieoen sind, 
lässt sich wol daraus schliessen, dass keiner den anderen irgendwo, 
so viel ich finden konnte, erwänt. 
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amissum in ludo non sit repetibile. Die überwiegende Ansicht 
aber geht dahin, dass locus sit repetitioni. Yor allem Azo, 
dann Bart, de Saliceto und viele andere urteilen also, gestützt 
auf die betreffende Codexstelle. Im Gegensatz zu diesem posi- 
tiven Rechte steht aber die Frage: an valeat consuetudo in 
contrarium? Hier sind die Meinungen ungemein verschieden. 
Die Lehre der Canonisten, die Costa hier einmischt, ist unten 
zu behandeln. Alb. de Bosciate sagt: nee statutum nee con- 
suetudo valent, ut amissum in tali ludo non repetatur: nam ex 
ludo omnia vitia capitalia consequuntur. Costa ist dagegen der 
Ansicht, dass die consuetudo, ut non possit repeti, überwiege. 

Abschliessende Bedeutung für die uns beschäftigende Schule 
der Commentatoren hat Jason de Mayno (1435—1519). In- 
dem er die wissenschaftliche Ausbeute seiner Vorgänger sam- 
melte, ist er, wenn auch nicht an Bedeutung, so doch nach 
seiner Stellung in der Literatur dem Accursius zu vergleichen. 
Seine allerdings wenig eingehenden Deductionen über Spiel finden 
sich im: Comm. in secundam Dig. veteris partem zunächst: tit. 
si certum petatur, lex singularia Nr. 15. In einem an sich 
fremden Zusammenhange spricht er den Grundsatz aus: eine 
Compensation könne nicht derart stattfinden zwischen einer 
Summe, die Jemand früher im Spiel verloren und die er heute 
wiedergewonnen, dass er den heutigen Gewinn behalten dürfte. 
Die Pflicht der Restitution nach Auth. alearum usus Cod. de 
relig. etc. würde selbst dann nicht ausgeschlossen, wenn Jemand 
alle seine Denare bis auf einen verlöre und sofort die verlorenen 
wiedergewönne! 

Eine andere Stelle findet sich in demselben Buche tit. de 
prescript. verb. lex si rem tibi Nr. 4. Es handelt sich hier um 
die Frage: an filii possint recuperare ea, quae pater in ludo 
perdidit? Er antwortet mit Berufung auf Baldus: war das 
Spiel unerlaubt, z. B. ludus ad aleas vel taxillos, so können 
die Söne den Spielverlust bis zur Höhe ihres Pflichtteiles zu- 
rückfordern. Anders verhält es sich aber in ludo sua natura 
licito, cum non fuerit fraudis concilium, sed vincendi propositum, 
nee causa est lucrativa. 

Man sieht, dass Jason de Mayno keine grosse Ausbeute 
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für die Lehre vom Spiele gewärt. Dennoch ist zu erkennen, 
dass er mit seinen Vorgängern in keinem erheblichen Wider- 
spruche steht und die Hauptregeln über Spiel in gleicher Weise 
wie diese aufrecht hält. 

Nach alledem ergibt sich für die Zeit der Commentatoren 
folgendes Kesultat. Im Ganzen hielt man an den Grundsätzen 
des römischen Rechtes über Spiel fest. Man dachte noch sehr 
streng über Spiel und erklärte principiell jedes Glücksspiel für 
verboten. Indessen das reine justinianische Recht ist in der 
Doktrin der Commentatoren nicht mehr enthalten. Schon die 
Art der Einteilung der Spiele ist, wie oben ausgefürt, dem rö- 
mischen Rechte völlig fremd. Die 3 Klassen, deren mittlere 
beliebig ausdehnbar und verschiebbar ist, gaben die beabsich- 
tigte Freiheit in der Beurteilung, ob ein Spiel erlaubt, ob un- 
erlaubt sei. Die ganze Klasse der sog. Kunstspiele deducirte 
man, one dafür Belege im römischen Rechte zu haben, als er- 
laubt; und selbst an Zweifeln fehlt es nicht, ob die Klage auf 
Herausgabe des Spielgewinnes noch praktisch sei. Einen noch 
wichtigeren Schritt tat man, indem mit wachsender Entschieden- 
heit ein den Spielgesetzen derogirendes Qewonheitsrecht aner- 
kannt wurde. Wenn man auch über dessen Umfang schwankte, 
so ist doch deutlich zu erkennen, wie mit seiner Hülfe allmälig 
eine Emancipation vom römischen Rechte sich vorbereitete. 

Die Berechtigung zu solcher eigenen Rechtsbildung ist 
nicht zu bestreiten. Die mehrfachen Wiederholungen der Spiel- 
verbote im römischen Rechte beweisen, dass schon damals die 
Gesetze nicht der Spiellust Herr geworden sind. Die Divergenz 
zwischen Gesetz und Volksübung musste sich im Laufe der Zeit 
noch vergrössern: denn die Anschauung über Spiel hängt un- 
trennbar mit der ganzen Culturstellung jeder Zeit und jedes 
Volkes zusammen. Das Recht des Spieles kann kein absolutes 
sein. Somit muss es für jeden, der von dem Principe ausgeht, 
dass das Recht ein praktisches, den realen Verhältnissen sich 
anpassendes sein soll, feststehen^ dass auch das justinianische 
Spielrecht kein für alle Zeiten gültiges sein kann. Man bedenke 
ferner, dass die Spielverbote keinen eigentlich privatrechtlichen 
Charakter tragen. Dass Jemand in seiner freien Dispositions- 
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fäbigkeit behindert wird, resp. die von ihm geschehene Geld- 
übertragung als nichtig angesehen werden soll, ist an sich ein 
Akt strafrechtlicher oder polizeilicher Gesetzgebung. Gerade 
diese muss aber stets den engsten Connex mit der Volksan- 
schauung bewaren. 

Es ist damit nicht gesagt, dass alle römischen Kegeln 
über Spiel unbrauchbar seien. Im Gegenteil, gewisse Bestim- 
mungen, wie die Klaglosigkeit des Spielgewinnes, werden sich 
schon wegen der Natur des Erwerbes dieser Forderung wol 
stets erhalten. Anders steht es aber mit der Frage nach Er- 
laubtheit der einzelnen Spiele, der Rückforderung des Spielver- 
lustes etc. 

Nun wurde unzweifelhaft in Italien gespielt, man sah, dass 
täglich der Spielverlust bezalt und nirgends der Gewinner auf 
Herausgabe des Vorteils belangt wurde: was war gerechtfer- 
tigter, als dass die Rechtslehre dem Volksgebrauehe nachgab 
und eine vom römischen Rechte abweichende und dennoch gül- 
tige Gewonheit anerkannte. 

§2b. Die canonistische Doktrin bis ins 17. Jar- 

hundert. 
Wenn wir uns nunmehr von den rein juristischen Schrift- 
stellern zu der unter canonistischem Einflüsse stehenden Litte- 
ratur wenden, sind wir gezwungen, zeitlich in die vorige Periode 
weit zurückzugreifen. Es konnte zweifelhaft sein, ob nicht eine 
Bearbeitung der Autoren rein chronologisch die richtigere sei. 
Denn wenn auch durch geraume Zeit im 12. Jarhundert Le- 
gisten und Canonisten völlig getrennt nebeneinander standen, 
so mussten wir doch schon bei den oben behandelten Commen- 
tatoren einen gewissen Einfluss der canonistischen Doktrin con- 
statiren. Dennoch scheint es des inneren Zusammenhanges wegen 
geboten, die durchaus eigenartigen canonistischen Lehren vom 
Spiel ohne Unterbrechung zu erörtern. Die Conformität ihrer 
Rechtsanschauungen und der Umstand, dass man gerade dieser 
Lehre bisher keine Beachtung geschenkt hat, können dies recht- 
fertigen. 

Die eigene canonistische Lehre über Spiel knüpft in erster 
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Linie an Eaymund von Pennaforte f 1275 und Thomas von 
Aquino 1227—1274 ^) an. Obwol letzterer als keiner der eigent- 
lichen Ganonisten genannt werden kann, hat er doch auf deren 
Lehre einen überwiegenden Einfluss ausgeübt, und ist als hervor- 
ragendster Vertreter der Scholastik auf dem Gebiete der Theo- 
logie, ebenso wie Raymund auf dem der Moral bestimmend für 
die wissenschaftliche Methode von Canonisten wie Juristen. 

ßaymund von Pennaforte handelt über Spiel in seiner 
summa lib. II. tit. de negotiis saecul. Kach seiner Ansicht 
sündigen alle, die an Glücksspielen sich beteiligen (§ 11). Er 
zält nicht weniger als 9 Uebel auf, die aus den Spielen ent- 
ständen, so z. B. Habsucht, usura, blasphemia etc. Die Stsafe 
ist für Geistliche wie Laien privatio a communione: jedoch tritt 
diese nur ein, wenn Abmanungen vergebens waren und das 
Spiel gewonheitsmässig betrieben wird. Aus der Schwere der 
Strafandrohung schliesst er, dass ludus ein peccatum mortale 
et grave sei. 

Wichtiger für uns ist seine Ansicht darüber, num quid 
potest repeti quod in alea perditur? (§ 12 1. c). Fast alle 
Doctores bejahen diese Frage, gestützt auf die graeca constitutio 
des Codex: alearum usus (cf. auch § 7 eod.) Kaymund jedoch 
unterscheidet: 

1. ob jemand voluntarius et ex cupiditate lusit: dann kann 
er, wenn er verloren hat, nicht sein Geld zurückfordern. 

2. ob er gegen seinen Willen und verleitet durch andere 
spielte: in diesem Falle: potest repetere et si lucratus est, non 
tenetur restituere, sed potest et debet pauperibus errogare. 

Diese Unterscheidung ist völlig eigenmächtig, one Rück- 
sicht auf römisches Recht, erfunden. Eine hinzugefügte Glosse 
— die benutzte Ausgabe nennt sich cum glossis loannis de 
Friburgo — missbilligt deshalb im Anschluss an den Codex diese 
distinctio durchaus. Dennoch hat Raymund viele Nachfolger 
hierin gefunden. 

Die Einheit der Rechtsanschauung Raymund's leidet da- 



1) Cf. über diese und die folgenden Daten: y. Schalte, Gesch. 
der Quellen des canon. B. Bd. II. S. 409, 27 etc. 
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durch, dass er nur gelegentlich, nicht principiell die Spiellehre 
behandelt. Der obigen strengen Auffassung jedes ludus aleae 
als peccatum entspricht die letztere Ausfürung keineswegs. 
Ebenso steht mit seinem Schlüsse : der Gewinn müsse den Armen 
geschenkt werden, seine Behauptung in § 7 in Widerspruch: 
dass mit pecunia acquisita in ludo Aleae: non potest fieri 
eleomosyna. 

Weitaus grössere Bedeutung für unsere Frage hat Tho- 
mas von Aquino. Sein Einfluss gewann durch die principielle 
Stellung, die er zum Spielen nahm, derart, dass es in den fol- 
genden Perioden wohl keinen Autor über Spiel gibt, der nicht 
in irgend einer Weise an ihn anknüpfte. 

Thomas bespricht zunächst in seiner Summa theologica 
secunda secundae quaest. 168 art. II allgemeinhin die Frage, 
ob in ludis possit esse aliqua virtus. Ambrosius und Chryso- 
stomus hatten dies geleugnet, letzterer mit den Worten: non 
dat Dens ludere, sed diabolus. Diesen wird nun eine geradezu 
überraschend liberale Anschauungsart entgegengesetzt; über- 
raschend, weil man dem Geiste jener Zeit vielmehr engherziges 
Einschränken des Willens der einzelnen und düsteres Missgönnen 
jedes heiteren Lebensgenusses zutrauen möchte. Statt dessen 
heisst es: der Mensch kann nicht immer arbeiten. Wie ein 
Bogen der fortdauernd gespannt wird, seine Kraft einbüsst, so 
zehrjt, unablässige Anstrengung Körper und Geist des Menschen 
auf. Et ideo est necesse talibus [sc. ludicris vel iocosis] inter- 
dum uti, quasi ad quandam animae quietem. Das Spiel ent- 
hält somit die virtus: eutrapelia d. h. es wendet alles zum guten. 
Der Missbrauch ist natürlich zu bestrafen (art. III), wärend ein 
passendes Spiel am rechten Orte und zur rechten Zeit durchaus löb- 
lich erscheint. Selbst das Schauspielergewerbe ist völlig erlaubt. 
Er geht sogar noch weiter und hält die Frage nicht für über- 
flüssig, ob jemand, der gar nicht spiele, sündige (art, IV). 
Schon die Möglichkeit einer solchen Frage ist höchst bezeich- 
nend. Die Sünde selbst wird natürlich geleugnet, schon weil 
keine Strafandrohung existire. Aber es ist doch contra rationem, 
ut aliquis se aliis onerosum exhibeat, puta dum nihil delecta- 
bile exhibet et etiam aliorum delectationes impedit. Solche 
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Leute unterziehen sich daher dem Tadel, sie seien duri et 
agrestes. 

Diese Grundsätze des Thomas sind allerdings von keiner 
direkten juristischen Bedeutung. Es lässt sich aber daraus er- 
messen, dass es jedem geschulten Scholastiker ein leichtes sein 
musste, schliesslich alle Spiele hieraus als erlaubt zu beweisen. 

Rein juristische Lehren gibt Thomas nur gelegentlich über 
Spiel. Ehe wir diese jedoch einvänen, ist es nötig, die schon 
hier auftauchende, von den Canonisten später eingehend ent- 
wickelte Doktrin über die Einteilung des gesammten Rechtes 
anzufüren ^). Man unterschied das Recht in ius naturale oder 
divinum und in ius humanum s. positivum. Das erstere gibt 
die ewige Warheit, wie sie unabänderlich durch die Natur 
vorgezeichnet ist, kein Herrscher, kein Papst, selbst Gott nicht 
kann von ihm dispensiren. Das letztere dagegen beruht auf 
den schwankenden menschlichen Satzungen und ist somit jenem 
an Kraft und Dauer nachstehend. Die Interpreten des ius di- 
vinum sind der Papst und die theologisch -canonistischen Ge- 
lehrten. Der Sinn der ganzen Unterscheidung sagt also: die 
kirchliche Gesetzgebung und die willkürliche resp. scholastische 
Lehre der Theologen und Canonisten überwindet jedes staat- 
liche Gesetz. Jenes Recht bindet die Gewissen in foro interne, 
dieses bringt nur äusseren Zwang vor weltlichen Gerichten. 

Es handelt sich nun hier bei Thomas, wie oben bei Ray- 
mund , um die Frage (1. c. quaestio 32 art. 7) , ob man das 
per aleas Gewonnene behalten und davon Almosen spenden 
dürfte. Nach ius divinum ist dies für gewisse Fälle zu ver- 
neinen, so z. B. wenn man mit minores, furiosi (?) gespielt 
oder durch Betrug gewonnen hat. Weiter geht das ius posi- 
tivum civile, quod prohibet universaliter tale hierum. Doch 
bindet dies nicht alle Menschen und kann ferner durch con- 
traria consuetudo aufgehoben werden. 

Zu einer einheitlichen Entscheidung kommt Thomas nicht. 
Seine Bedeutung liegt auch nicht in den positiven Rechts- 
sätzen, die er gab, sondern in dem Gegensatze, den er zur 



1) Cf. Endemann, Studien I. S. 57 ff. 
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römischen Auffassung vom Spiele aufstellte. Wir werden des 
weiteren sehen, wie fruchtbar seine Anschauungen waren. 

Einiges mehr juristische bringt die Summa Monaldi 
(t c. 1282) s. V. de ludente ad aleas s. taxillos. Wir über- 
gehen die Untersuchung, ob Spielen eine Sünde sei, die wenig 
neues bringt; und bemerken nur, dass der Verfasser sehr streng 
hierüber denkt. Im weiteren nimmt Monaldus die Ansicht 
Raymund's an und unterscheidet wie dieser, ob jemand volun- 
tarie et ex cupiditate oder gezwungen spielte: im ersten Falle 
muss er den Oewinn restituiren, saltem ex iudicio animae; im 
letzteren kann er ihn behalten. War jedoch das Spiel ver- 
boten, so kann man nichts erwerben: denn iniustus titulus pro 
non titulo habendus. Nach dem Civilrecht, besonders der 
graeca constitutio kann 50 Jare lang der Verlust zurückge- 
fordert werden. Dies Gesetz gilt in foro causarum, aber auf 
das forum poenitentiae non debet extendi. 

Zu einem abschliessenden Systeme der Spielregeln haben 
diese Schriftsteller es also nicht gebracht. Zusammenhangslos 
wird bald diese, bald jene Frage herausgegriffen. Ebenso ver- 
hält es sich mit den ihnen folgenden Autoren. Es werden im 
wesentlichen dieselben Ansichten, nur weitläufiger immer wider 
vorgebracht, so dass ein weiteres Eingehen auf sie one Wert 
erscheint. Nur zwei Canonisten mögen noch aus dieser Zeit 
erwänt werden, deren Ansichten mehr an das römische Recht 
anschliessen. 

Astesanus von Asti (f 1330) geht in seiner summa lib. 
V. tit. 30 de restit. acquisitorum in ludo alearum von der 
graeca lex. Cod. de usu alearum aus. Er hält deren sämmt- 
liche Bestimmungen aufrecht. Zwar meinen einige die Rück- 
zalung des Gewinnes werde durch das canonische Recht nicht 
vorgeschrieben. Besser aber ist die Ansicht : dass talis restitutio 
iure canonico praecipitur implicite. Denn das ins canonicum 
approbat leges , quae nee iuri divino sunt contrariae neque per 
canones vel aliquam rationabilem consuetudinem^ contrariam 
aufgehoben sind. Eine jedenfalls eigentümliche Entscheidung. 

Den gleichen Ausgangspunkt nimmt: Nicolaus de Tude- 
schis s. Panormitanus (f 1453) in seinem sehr geschätzten 
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Commentare in tertium Decretalium libnim. Anschliessend an 
Baldus warnt er (tom. VI. tit. de immunit. eccles. cap. VIII. 
Nr. 35) vor jedem Spiele, da man sich dem periculum restitu- 
tionis nach authent. alearum usus aussetze. Diese Kestitution 
ist zu verlangen : 

1. si ludus erat prohibitus per legem ; 

2. si erat lucratus von einem Dispositions unfähigen ; 

3. si erat lucratus cum falsis taxillis. 

Dass er auch sonst am römischen Rechte streng festhält, be- 
weisen seine späteren Ausfürungen (tom. VI. tit. de vita et 
honest, der. cap. 15. Nr. 12—16). Eine cpnsuetudo in contra- 
rium wird nicht anerkannt; das Spieldarlehen ist nicht rück- 
forderbar und transactio facta in ludo non valet. Seine cano- 
nistische Stellung kommt lediglich in sofern zum Ausdrucke, 
als er behauptet (1. c. Nr. 13), dass die nach ins commune 
dem verlierenden Dispositionsfähigen gestattete repetitio nach 
ius naturale diesem nicht zusteht. Denn Spiel ist nicht an 
sich, sondern wegen der folgenden mala verboten; es ist dem- 
nach wirksam, wenn die Spieler communi consensu voluerunt 
se summittere fortunae. 

Wie wir gesehen, ist es bald römisches bald eigentümlich 
canonistisches Recht, das man als gültig anfürt. Noch ist fast 
alles streitig, unsicher, zusammenhanglos. Eine bestimmtere 
Richtung beginnt erst mit dem 16. Jarhundert und erreicht 
ihren Abschluss Anfang des 17. Jarhunderts. Dass die Con- 
tinuität der Rechtsanschauung durch alle Schriften hindurch 
bewart wird, bedarf bei der scholastischen Methode der Cano- 
nisten keiner weiteren Ausfürung. Den Weg, den Thomas vor- 
gezeichnet, betraten seine sämmtlichen Nachfolger ; seine Lehren 
sind es, die man benutzt, um ein völlig selbständiges System 
auszubilden. 

Es sind vorzugsweise Spanier, welche die neue Entwickelung 
zum Austrage brachten. Dominions Sotus*) geht von dem 
Grundsatze aus, dass Spiel völlig rechtsgültig sei. Er sagt: 
es ist erlaubt ludendo transferre dominium ; denn Spiel ist ein 



1) De iustitia et iure Hb. lY concl. 4 col. 6 fol. 322. 
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zweiseitiger Vertrag: nempe meam pecuniam expono periculo, 
ut tu vicissim exponas tuam, et tanti aestimatur periculum 
unius quanti alterius. 

Wir verbinden mit ihm seinen etwas jüngeren Landsmann, 
der bei Juristen wie Canonisten in Ansehen stand: Didacus 
Covarruvias a Leyva ^ (f 1586), tom. I. constitutionis se- 
cundae de pactis lib. VI. § 4 pag. 231 ; die praefatio ist von 
1553, die benutzte Ausgabe : Frankfurt 1583. 

Auch er geht von dem Grundsatze aus, dass der freie 
Spielvertrag wirksam und an sich nee iure naturali, divino vel 
humano illicitus sei. Daher ist der Spielgewinn in animae 
iudicio nicht zu restituiren, sofern nicht etwa ein Betrug dabei 
vorgekommen. (Nr. 4). Daneben wird aber die abweichende 
humana lex anerkannt, woraus sich sodann eine weitere difficilis 
quaestio ergibt (Nr. 8). Medina, Alfons a Castro und andere 
schlössen nämlich also. Wenn man in einem von Natur er- 
laubten Vertrage etwas verspricht, muss man dies erfüllen. 
Spiel ist ex iure naturae erlaubt. Verspricht man also eine 
Spielschuld zu zalen, so muss man den Vertrag erfüllen, denn 
per legem ipsam non liberatur promittens a solutione pecuniae. 
Didacus ist dagegen anderer Ansicht: man hat die exceptio 
doli, weil man das Oezalte sofort zurückfordern könnte. Wir 
sehen aus dieser Entscheidung und seiner ganzen Stellung zu 
unserer Frage, dass Didacus nur teilweise den strengen Ca- 
nonisten zuzurechnen ist. 

Von weitaus überwiegender Bedeutung für uns ist ein 
dritter Spanier: Ludovicus Molina (1535 — 1600) dessen trac- 
tatus de iustitia et iure — er erschien 1593 bis 1600 — ge- 
rade für unsere Lehre einen langedauernden Einfluss bis in 
unser Jarhundert hinein ausgeübt hat. Auch er ist zugleich 
Jurist, steht jedoch völlig auf canonistischem Boden. Seit 1553 
gehörte er dem Jesuitenorden an. Seine überaus sorgsame 
Darstellung über Spiel, die trotz der grossen Ausdehnung 2) 

1) Cf. y. Schulte, Gesch. der Quellen des canoniscben Rechtes. 
Bd. III. S. 721. 

2) Sie findet sich tom. II de contractibus disp. 510—521. In 
der benutzten Ausgabe Göln 1783 pag. 665—683. 

2 
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stets sachlich und übersichtlich bleibt, steht in den Grundzugen 
in unverkennbarem Zusammenhang mit Thomas v. Aquino. 
Auf ihn und Panormitanus wird sich fast bei allen principiellen 
Fragen bezogen. 

Molina's Ausfürungen werden, wie zu erwarten, durch 
die Gegenüberstellung von ius naturae und ins humanum be- 
stimmt. Unter Spielvertrag versteht er eine üebereinkunft 
zweier Parteien, wonach die eine ein gewisses Gut [Interesse] 
zu gunsten der anderen einer Gefar aussetzt, um ihrerseits die- 
selben Chancen vom Gegner zu erlangen. Das Spiel kann one 
Unfug , in voller Gerechtigkeit vor sich gehen ; ein Preis ist 
nötig, da sonst die Spielenden bald erschlaffen würden, one den 
Reiz des Wagnisses. Danach heisst es mit Eeeht: ludus etiam 
cartarum et tesserarum, stände in solo iure naturali seclusaque 
iuris humani prohibitione, ita iuste ac licite exerceri potest, ut 
in eo actus duarum moralium virtutum intervcniat, iustitiae 
videlicet et eutrapeliae, atque adeo potest meritorie exerceri 
(disp. 510 Nr. 3 extr.). Allerdings verhehlt er nicht die ver- 
schiedenen Bedenken, die dem Spielen entgegengesetzt werden. 
Besonders der Gewinn von Geld durch Geld musste dem auf 
der strengen Usuralehre stehenden Canonisten bedenklich scheinen. 
Indessen liegt nach Medina *) und Sotus , denen sich Molina 
anschliesst, das Verhältniss doch anders. Es wird hier nicht, 
wie bei der usura, in einem gratuitus contractus etwas hinge- 
geben, sondern man bezalt resp. erhält etwas für das periculum, 
dem mau sich aussetzt. Der für diese Gefar erlangte Vorteil 
von einem Gegner, der diesen freiwillig versprach, ist ein völlig 
gerechter. Auch das otium, dem man sich beim Spiel hingibt, 
ist nicht zu tadeln. Der Mensch kann nicht immer arbeiten. 
Er darf daher von seinen Beschäftigungen ablassen und völlig 
gültig: intendere non solum aliis contractibus sed etiam ludo 
oblectationis gratia atque etiam lucri, ad vitandum otium et 
alia peccata*) (disp. 511 extr.). 

1) Dieser Canonist hat durch seinen tract. de rcstitut. auf unsere 
Lehre offenbar grossen Einfluss geübt. Das Werk ist aber sehr selten 
und stand nicht zu Gebote. 

2) In disp. 510 extr. heisst es: ad vitandum otium et alia 
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Diese letzten Bestimmungen sind ungemein bezeichnend. 
Wärend noch die Commentatoren sich auf den Standpunkt 
stellten, jeden ludus als Quelle aller vitia capitalia zu verdammen, 
sehen die Ganonisten das Spiel, selbst wenn es lucri causa ge- 
schieht, als etwas erlaubtas, ja sogar nützliches an. Wie schon 
bei Thomas erwänt, muss diese Anschauungsart äusserst be- 
fremden, wenn man sich nicht vergegenwärtigt, wie es stets 
Princip der Ganonisten war; in religiösen Sachen streng, in 
ihnen unschädlichen Volksgelusten lax zu urteilen. Damit ver- 
bindet sich aufs beste die ferner gerümte Tugend des Spieles, 
dass es dient ad vitandum otium et alia peccata. Denn Müsse 
und Freiheit des Menschen gilt ihnen ja immer als Gelegenheit 
zum Missbrauche. Jedes Selbstdenken würde der Geistes- 
knechtung höchst unbequem entgegenwirken, und deshalb ist es 
gut, wenn der Mensch sich dem Spielen hingibt, damit er nicht 
sich selbst überlassen bleibe. 

Der Grundgedanke der weiteren Deductionen Molina's lässt 
sich dahin zusammenfassen. Im Gegensatz zum ius naturae 
enthalten die gemeinrechtlichen Gesetze, die Pandekten und be- 
sonders die authentica alearum God., ferner die Castilischen 
Gesetze und das canonische Becht zalreiche strenge Spielver- 
bote (disp. 512). Diese Verbote werden zögernd anerkannt und 
immer mit Hinblick auf die Vergänglichkeit menschlicher 
Satzungen und die Erlaubtheit der Spiele nach ius naturale. 
Demgemäss bestimmen sich nun die einzelnen praktischen Fra- 
gen des Spielrechtes. 

Nemo est qui dubitet rite acquisita ludo, iure humano 
minime prohibito, obnoxia non esse restitutioni (disp. 513 No. 1). 
Nach dem weltlichen Rechte gibt es nun eine Reihe verbotener 
Spiele und der Gewinn aus diesen soll restituirt werden. Zu 
einer Restitution ist man jedoch nicht ipso iure verpflichtet. 
Denn Spiel ist nach ius naturae ein iustus contractus und über- 
trägt somit Eigentum auf den Gewinner. Der Verlierende be- 
hält ein ius ad rem, vermöge dessen er eine Klage auf Zurück- 



peccata, in quae homines, rebus aliis minime intenti, facilo in- 
tendunt. 
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gäbe angtellen kann. Ehe er dies nicht getan, ante latam 
sententiam, besteht für den Gewinner keine Kestitutionspflicht. 
Das Gesetz gibt also nur dem Verlierer ein dispositives Recht, 
enthält kein an sich bindendes Gebot. Macht dieser keinen 
Gebrauch von seinem Eechte, so behält jener das gewonnene 
Gut. Es wird nun die allgemeine Gewonheit bezeugt, dass 
lucrantes ludo non restituere sed tanquam suum retinere pflegen. 
Man hat hierin eine derogirende Gewonheit erkennen wollen. 
Zu einer Gesetzesaufhebung genügt diese allerdings nicht: quo- 
niam lex quae aliquid permittit, non toUitur per non usum des 
Berechtigten sed per usum in contrarium (disp. 513 No. 2 u. 3)i 
Tatsache bleibt aber, dass man nicht an sich verpflichtet ist, 
das selbst in einem- verbotenen Spiele Gewonnene zu restituiren, 
vielmehr es allgemeine Uebung ist, dass der erlangte Gewinn 
als Eigentum dem Spieler verbleibt. 

Zu vollkommen derselben Entscheidung kommt Molina bei 
der Frage, ob man das in verbotenem Spiele Verlorene rück- 
fordern könne (disp. 514); er widerholt nur das in disp. 513 
Gesagte, denn diese und die vorige Frage sind untrennbar. Der 
Gewinner kann tuta conscientia die Herausgabe denegare, quo- 
usque iudicis sententia damnaretur. Nicht wie vom usurarius, 
der kein Eigentum erworben hat, kann der Geschädigte sofort 
ex lege vom Gewinner sein Geld zurückverlangen, denn dieser 
ist Eigentümer geworden: neque illud debet ei, qui id lucrum 
amisit, sed solum in poenam ac odium ludi conceditur ei, qui 
lucrum amisit, ius ad illud obtinendum durch richterliches 
Urteil. 

Erwägt man nach alledem den überwiegenden Einfluss des 
forum conscientiae, die Macht, mit welcher die geistliche ße- 
richtsbarkeit dem sog. ius divinum Anwendung zu verschaffen 
wusste; so wird es deutlich, wie wenig praktische Gültigkeit dem 
römischen Spielrechte zu dieser Zeit noch von den Canonisten 
zuerteilt wurde. 

Wir haben die Lehre des Molina so ausfürlich dargestellt, 
weil wir ihn als Hauptrepräsentanten der canonischen Doktrin 
vom Spiele bezeichnen können. Nach seinen steten Nachweisen 
befindet er sich in voller Uebereinstimmung mit Kaymund, 
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Thomas, Panormitanus, Medina, Sotus etc. Auch die folgenden 
Autoren schliessen sich ihm und Medina in jeder Weise an. Es 
werden daher kurze Hinweise auf sie genügen. Wir erwänen 
zunächst den Zeitgenossen Molina's: 

Leonardus Lessius, welcher ebenfalls Jesuit war und als 
Professor an der Universität Löwen lehrte (t 1623). Sein Werk 
de iustitia et iure erschien zuerst 1605. Er stimmt über Spiel 
in jeder Weise mit Molina überein *). Besonders bezeugt auch 
er, dass nach dem Codex Spiel kein peccatum sei. Alle Cano- 
nisten (passim) lehren: quia contractus ludi iure naturae habet 
vim transferendi dominii: so genügt einfaches Zurückverlangen 
des Spielverlustes keineswegs zur Widererlangung, sondern nur 
durch Klage und richterliches Urteil kann dieser revindicirt 
werden. Dass tatsächlich von einer Widerabforderung des 
Gewinnes nicht die Bede ist, bezeugt er selbst, indem er be- 
richtet, dass man sich schäme, derartige Klagen anzustellen. 

Zur Charakteristik der in völlige Sophisterei ausartenden 
scholastischen Casuistik sei noch eine Stelle erwänt (dub. IV). 
Lessius sagt: wenn man durch Eid auf die gesetzlichen beneficia 
verzichtet hat, so muss man die Spielschuld zaien und kann 
nicht den Verlust zurückfordern. Hat man nun die Worte so 
gesetzt, dass man schwört: se soluturum, so heisst es: tenetur 
quidem solvere, sed poterit solutum repetere, quia non iuravit 
se non repetiturum: nisi forte mens eins fuit etiam ad hoc se 
obligare: iuramentum enim secundum mentem iurantis astringit. 

Mit Molina und Lessius lässt sich als dritter zusammen- 
fassen der Spanier Joannes Azorius aus Lorca (11603), eben- 
falls ein Jesuit. Der hier in Betracht kommende 3. Teil seiner 
^institutiones morales*^ erschien posthum. Das Imprimatur ist 
gegeben Bom 1610. Azorius kommt zu ganz denselben Besul- 
taten^ wie die eben behandelten Canonisten^). Auch er stellt 



1) De iustitia et iure lib. 11 cap. 26. dub. I— lY. Die benutzte 
4. Auflage ist von 1617. Man darf aus dieser raschen Verbreitung 
seines Werkes wol auf seinen Einfluss schliessen. 

2) Institutiones morales pars III. lib. Y cap. 24—27. Die be- 
nutzte Ausgabe Köln 1612. 
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dem ius naturale, nach dem auch der ludus aleae durchaus 
licitus ist, das ius humanum und besonders den Codex gegen- 
über. Er kennt von letzterem abweichende Gewonheiten und 
Statuten und trifft schliesslich die mehrfach erwänten Ent- 
scheidungen über Bückfordern und Behalten des Spielgewinnes. 

Die canonistische Doktrin über Spiel hatte sich somit be- 
festigt: ein eigenartiges Spielrecht war geschaffen. Wie gross 
seine Macht geworden, zeigt sich in dem Einflüsse, den es auf 
einen der bedeutendsten der damaligen Juristen ausübte, auf 
den Bömer Sigismund Scaccia. In seinem Werke de commer- 
ciis et cambio, das am 15. December 1616 zu Bom das Impri- 
matur erhielt 0, fasst Scaccia das gesammte gültige Handelsrecht 
zusammen; er kann somit auch für unsere Frage abschliessende 
Bedeutung beanspruchen. 

Scaccia wendet sich zunächst gegen die bisherige Spiel- 
theorie, welche nach ius divinum und humanum verschiedene 
Urteile fällte. Hae duae inspectiones (doctorum pace dixerim) 
vanae sunt. Die Unterscheidung ist zwar festgewurzelt, aber 
sie muss aufgegeben werden: quia lex positiva non potest esse 
diversa a lege naturae (Nr. 104). Entweder das Spiel wird 
wegen seiner Uebel von beiden Bechten verdammt, oder semotis 
malis ab utraque [sc. lege] permittitur. Dieser tapfere Anlauf 
hindert ihn übrigens nicht, sich später völlig zum Vertreter un- 
serer canonistischen Lehre zu machen. 

Drei Arten von Spielen unterscheidet Scaccia anschliessend 
an Caccialupus. Das Spiel: in dem reiner Zufall, in dem Ge- 
schicklichkeit, in dem beide den Erfolg entscheiden. Nur der 
ludus, in dem vires, ars et ingenium sine fortuna gubernant, ist 
erlaubt, die anderen sind verboten. Hieran knüpft er jedoch 
eine neue Einteilung, durch welche er das Verbot aller Spiele, 
in denen fortuna sive sola sive mixta herrscht, mildert. Das 
Kriterium zu dieser Unterscheidung bildet die Beschränktheit 
des Spielobjektes. Ein Spiel (Nr. 108) kann zum Objekte un- 
bestimmt abgegrenzten Gewinn haben und demnach in infinitum 



1) Die benutzte Ausgabe ist von Frankfurt 1618. Ueber ludus 
bandelt er § 1 quaest 1 No. 101 fif. 
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procedere, qualis est ludus aleae seu taxillorum: dies ist durch- 
aus verboten. Mögen auch blasphemia und die anderen Sünden 
gar nicht vorgekommen sein, schon die occasio genügt. 

Das zweite Spiel ist zwar auch natura sui infinitus, wird 
aber, da es convivandi gratia geschieht, immerhin in massigen 
Schranken gehalten. Auch versäumt man — echt canonistisch 
gedacht — dadurch die occasio et aptitudo ad mala. Dieses 
Spiel ist daher erlaubt. Das dritte Spiel endlich hat ein völlig 
bestimmtes Object und ist deshalb, obwol es : absolute subiectus 
Sit incertae fortunae voluntati, völlig licitus 0- Trotz seines 
obigen strengen Festhaltens an römischer Spielanschaüung ist 
hiermit der völlige Bruch mit dem justinianischen Rechte ge- 
geben. Das Princip, dass alle Geldspiele verboten sind, ist 
verlassen. lieber die selbständige Doktrin der Commentatoren 
hinaus gehend, lässt Scaccia Art und Absicht des Spieles dessen 
Erlaubtheit entscheiden, und ein lediglich auf fortuna oder alea 
beruhendes Geldspiel gilt ihm als erlaubt. 

Scaccia geht noch weiter. Er erkennt an, dass Statut 
oder Gewonheit ein unerlaubtes Spiel derart zu einem erlaub- 
ten macheu können, dass man den durch alea erlangten Ge- 
winn nee in foro poli nee in foro fori zu restituiren braucht. 
Die ratio zu solcher Derogation liegt darin, dass omnis poena 
contra ludentes est inducta de iure positive. Ferner kann in 
gleicher Weise dem Besiegten das Eückforderungsrecht genom- 
men werden, weil er durch solche Forderung seine eigene tur- 
pitudo darlegt: nempe quod spreta lege contra illius prohibiti- 
onem luserit und somit der Hülfe des Gesetzes unwürdig er- 
scheint (Nr. 112—114). 

Soweit aber das Recht für den Besiegten besteht, seinen 
Verlust zurückfordern zu dürfen, braucht diesem erst auf richter- 
liche Sentenz hin folge geleistet zu werden, da der Sieger nicht 
tenetur in foro conscientiae restituere (Nr. 116). Und nun folgt 
die Zustimmung zur Lehre des Medina, Molina, Azorius etc.. 



1) Es ist dies das Ausspielgeschäft^ auf das wir unten näher ein- 
gehen müssen. 
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welche sattsam beweist, wie die canonistische Rechtsteilung, die 
er oben abgewiesen, hier völlig Einzug hält *). 

Wir können hiermit unsere Untersuchung über die cano- 
nistische Lehre vom Spiel schliessen *). Wir sahen, wie man 
von einer principiell nachsichtigen Anschauung über Spielen 
ausging; wie man dann vermittels der Spiellehre des ins naturale 
s. divinum die innere Rechtsbeständigkeit der weltlichen und 
besonders der römischen Spielgesetze zerstörte. Damit, dass 
man endlich eine derogirende Gewonheit anerkannte, wurde 
auch die praktische Anwendung dieser Gesetze zu einer imagi- 
nären. Denn zu allen Zeiten und nicht am wenigsten im Mittel- 
alter in Italien ist gespielt worden^); ein Gewonheitsrecht 
hieraus abzuleiten, besonders da im Beichtstul Spiel nicht als 
Sünde galt, war für die von cauonistischem Einflüsse befangenen 
Richter ein leichtes. Ein Beispiel für die officielle Spielge- 
stattung sei noch angefürt. Papst Sixtus V. (1585—1590) 
hatte ein Hospital für Arme errichtet. Die Fundation wies die- 
sem unter anderen Einnamen besonders den vestigal zu: con- 
sistens in „buUo alearum lusoriarum*' unius nempe iulii pro 
quilibet buUo seu sigillo, sine quo sub gravibus poenis in urbe 
statui ecclesiastico prohibitum est ludere. Allerdings hat später 
die Rota Romana am 22. Juli 1657 erklärt^), dass diese Ab- 
gabe [unius iulii pro quilibet fasciculo vulgo Mazzo] den Cha- 
rakter einer Strafe trüge, die der Papst den Spielern auferlegt 
habe. Aber de facto ist die Abgabe nichts anders als eine Art 
Spielkartenstempel, nicht ein Ablass. Das Volk spielte und da- 
durch, dass der Staat die Glücksspiele indirekt besteuerte, er- 
klärte er die Gestattung der Spiele selbst. 

1) Gf. auch in den erwänten No. 112—114 zu den Ausdrücken 
forum poli etc. ins positivum. 

2) Dass sich diese Lehre bis Ende des 18. Jarh. erhalten, vergl. 
F. Lucius Ferraris prompta bibliotheka. s. v. ludus. Yenetiis 1782 und 
die zalreichen Gitate daselbst. 

8) Gerade das 16. Jarh. muss sich hierin ausgezeichnet haben, 
da in ihm, wie unten folgt, die Ausspielungen etc. entstanden. 

4) Der weitere Rechtsstreit interessirt hier nicht. Man vergl. 
über das ganze: lo. Bapt. Cardinalis de Luoa (f 1683) Theatrum veri- 
tatis et iustitiae: tom. 11 de regalibus, discursus 80. 
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§ 3. c. Die Lehre der Humanisten und die gemein- 
rechtliche deutsche Doktrin. 

Es erübrigt, dass wir noch einen Blick auf die gemein- 
rechtliche Lehre vom Spiele werfen, um auch für Deutschland 
den Boden zu skizziren, aus dem die Lotterie erwuchs. Um 
jedoch den Zusammenhang mit den oben besprochenen Commen- 
tatoren nicht zu verlieren, müssen wir wenigstens einige Ver- 
treter der humanistischen Schule erwänen. 

Das Bestreben der Humanisten ging auf Erkenntnis des 
reinen römischen Eechtes. Gestützt auf historische und philo- 
logische Forschungen, beherrscht von dem Zuge der Zeit nach 
Widerbelebung der klassischen Wissenschaften, sah man auch 
das Vorbild aller Rechte in dem streng-justinianischen und 
lehrte dessen alleinige Anwendbarkeit. Dieser Rechtsorthodoxie 
verdanken wir ungemein wertvolle historische Forschungen, wir 
verdanken ihr aber auch jene Richtung der Rechtswissenschaft, 
welche das Recht als eine Domäne abstrakter Doktrin behandelt 
und zu gunsten der römischen Lehren, jede den veränderten 
Volks- und Verkehrsbedürfnissen entsprechende Neubildung eines 
praktischen Rechtes zu verhindern strebte. Dass wir unter 
diesen Umständen auch die streng-römische Spiellehre hier wider- 
finden, ist selbstverständlich. 

Als den Stifter der humanistischen Schule in Italien und 
Frankreich pflegt man Andreas Alciat (1492 — 1550) zu 
nennen *). Es ist jedoch natürlich, dass er als Schüler des 
Jason de Mayno, erst allmälich die neue Richtung einschlug, 
nicht plötzlich mit allen bisherigen Lehren brach, lieber Spiel 
handelt Alciat nur gelegentlich, doch genügt dies zur allgemeinen 
Charakteristik seiner Anschauungen. Spiel ist nach ihm sui 
natura völlig erlaubt und nur: ob doli, blasphemiae etc. occasi- 
onem ist es durch Auth. alearum usus Cod. de religiös, ver- 
boten 2). 



1) Cf. Savigny: Gesch. d. röm. R. im M.-A. Bd. VI, S. 421. 
. 2) Gf. tom. I pars I. commentarius in tit. si certum petatar lex 
37 No. 9 pag. 338. Die benutzte Ausgabe Frankfurt 1617. 
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Ein eigenes Licht auf seine Denkungsart wirft ferner der 
Ausspruch: dolus cum dolo compensatur. Et ista praesumptio 
fit ad istas sponsiones, quae fiunt quotidie in ludendo, in quibus 
ex natura actus videtur licita esse captatio verborum *)• Eine 
Note — dieser tit. ist cum annotationibus Joannis Nicolai Are- 
letani — fürt diesen Satz noch weiter aus mit Hinweis darauf: 
dolum non egisse eum, qui, ut debitam sibi pecuniam a prin- 
cipe extorqueret, finxit, se proditionem adversus ipsum principem 
detogere velle. Das römische Recht besonders die Codexstelle 
ist für Alciat völlig gültig, wenngleich eine gewisse Schwenkung 
nach dem ius naturale nicht zu verkennen ist. 

Es konnte nicht ausbleiben, dass besonders in den ro- 
manischen Ländern der Gegensatz zwischen dieser römischen 
Schule und der canonistischen Lehre sich geltend machte. Einen 
Ausdruck findet dieser bei Gasp. Antonius Thesaurus aus 
Turin % 

Er bezeugt, dass die Canonisten sämmtlich das Spiel nach 
ius naturale et divinum für erlaubt halten und erklären, in 
Italien wie in Gallien seien durch eine generalis consuetudo 
totius mundi die Civilgesetze über Spiel aufgehoben. Trotz der 
weiten Verbreitung dieser Doktrin kann er dieselbe nicht billigen, 
besteht vielmehr auf dem römischen Rechte der Digesten und 
des Codex, das er näher auseinandersetzt. In Spanien sind 
diese Gesetze noch verstärkt worden durch eine constitutio Ca- 
roli V*) und neuestens ist ausser vielen Statuten noch eine 
constitutio Caroli Emanuelis hinzugekommen. Thesaurus hat 
selbst in dieser Frage ein Gutachten erstattet, dessen Schlüsse 



1) Tom. IV. tit. de praesumpt. praes. 27. pag. 711. Bezeichnend 
ist auch die folgende Frage: an iudex debeat servare reo fidem, cui 
promisit impunitatem, si confitetar? mit vielen Quellenbelegen wird 
dies verneint. 

2) Gf. quaestiones forenses lib. IV quaestio 19. Unsere Ausgabe: 
Genf 1672. Genauere Daten über ihn fanden sich nicht. Seinen tract. 
de monetarum augmento vollendete er nach eigener Angabe im August 
1607. Im Jare 1616 erstattete er in unserer Frage ein Gutachten. 

3) Gf. Gutierejs: tract. de iuramento confirmato pars I cap. 53. 
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durch ein Urteil des Senatus Ditiensis vom 13. Mai 1616 an- 
genommen wurden. 

In Deutschland ist es Ulrich Zasius(t 1535), dessen 
Einfluss die humanistische Schule zur Geltung brachte. Es ist 
selbstverständlich, dass dieser strengrömische Jurist in seinen 
— nicht umfangreichen — Bemerkungen zu lib. XI tit. 5 Dig. 
ein abweichendes Gewönheitsrecht dergl. nicht kennt. So lehrt 
das römische Recht, und folglich ist so einzig zu urteilen. Die 
zeitgenössische Praxis kann sich jedoch damals schon eines 
Blickes auf die Volksübung nicht entwehren. Wir erwänen: 

D. Chilian König (f 1540), dessen „Process und Prac- 
tica'' in grossem Ansehen stand und später von Joachim Gre- 
gorii von Prietzen *), einem Assessor des Schöppenstuhls zu 
Magdeburg herausgegeben und vermehrt worden ist. 

Für ihn gilt an erster Stelle das römische Recht über 
Spiel, wie es in den Digesten und dem Codex enthalten ist. 
Auch das Magdeburger Weichbildrecht sagt: kein Richter soll 
über Spiel und Wette richten. Sein Schluss aber lautet: die 
poeu mag aber durch Statut oder Gewonheit aufgehoben werden, 
denn sie ist durch ius positivum eingefürt. In diesem Falle 
hat der Richter die Revocationsklage zu versagen % Leider fürt 
er nicht weiter aus, wieweit eine solche Gewonheit existirt. Wir 
können also nur schliessen: eine derogirende Uebung hat für 
Spiel in etwa bestanden und ist rechtlich anerkannt worden. 

Der berümteste Praktiker dieser Periode: Benedict 
Carpzow (geb. 1624, f 1666) hält dagegen absolut an den 
strengen römischen Spielregeln fest»). Nach ihm ist es völlig 
falsch, der Gewonheit eine derogirende Kraft derart zuzuerkennen, 
dass sie verbotenes Spiel zum erlaubten machen könnte. Sein 



1) Den häufigen Irrtümern gegenüber sei erwänt, dass dieser 
Mann Gregorii hiess und Prietzen seine Geburtsstadt ist. Er ist ge- 
boren c. 1527; seine Ausgabe erschien 1599. Cf. Muther: zur Gesch. 
d. Rechtswissenschaft in Deutschland. S. 389 fif. Jena 1876. 

2) Teil II. cap. 33. Klage umb Toppelspiel. 

3) Practica nova rerum criminalium. pars III. qu. 134 de poena 
lusorum. 
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Grundsatz ist: ludus pugnet cum regula iuris naturalis, quod 
cum alterius detrimento etc. aliquem fieri locupletiorem vetat ^). 

Wir verlassen jetzt diese rein romanisirende Lehre, für 
die als einzige Norm die justinianischen Spielgesetze gelt-en, und 
wenden uns zu derjenigen Schule, welche die Verbindung des 
römischen Bechtes mit der gemeinrechtlichen Lehre in dem sog. 
usus modernus herstellte. Es kann hier nicht unsere Aufgabe 
sein, eingehend die Entwickelung des gemeinen Spielrechtes zu 
verfolgen. Es wird sich für uns darum handeln, im allgemeinen 
nachzuweisen, dass sich in dieser Zeit auf Grund des recipirten 
römischen Bechtes eine eigene Doktrin über Spiel auch in 
Deutschland gebildet hat. Wir übergehen daher Jo. Brunne- 
mann (1608—1672), der wesentlich nur die römische Lehre 
giebt % und andere Gesinnungsgenossen von ihm. Es sei ferner 
bemerkt, dass alle folgenden Juristen zunächst immer das rö- 
mische Becht mehr oder minder ausfürlich auseinandersetzen. 
Diesen Teil ihrer Lehre immer anzufüren, würde zu endlosen 
Widerholungen füren, und nichts neues oder brauchbares 
bieten. Wir werden daher die hierauf bezüglichen Erörterungen 
des weiteren übergehen und näher nur die Lehren bringen, die 
von dem zur Zeit eines jeden Autors gültigen Bechte handeln. 
Wir beginnen mit einem der bedeutendsten und einflussreichsten 
Juristen des 17. Jarhunderts: 

Wolfgang Adam Lauterbach (geb. 12. Decbr. 1618, 
1 18. Aug. 1678), dessen collegium Pandectarum zalreiche Auf- 
lagen erlebte^). Spiel hat nach ihm viele Gefaren*) und ist 
deshalb iure positivo verboten. Der Spielverlust kann nicht 
nur vom Verlierer und seinen Erben, sondern auch vom Ma- 



1) Eigentümlich contrastiren hiermit die in unserer Ausgabe y. 
1758 eingeflochtenen Bemerkungen des Jo. Sam. Frid. Böhmer. Dieser 
behauptet gewönlich das Gegenteil; hierbei heisst es z. B. absoluta 
ergo prohibitio unico ex lege positiva dependet und deshalb: ludus per 
se Vitium non habet (obs. I). 

2) In seinem Comm. ad Fand. XI. 6. 

3) Die benutzte 6. Aufl. ist von Tübingen 1784. 

4) Ein übliches Sprichwort sagte; quot puncta in taxillis, tot 
crimina sunt in illis, 
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gistrat rückgefordert werden 50 Jare lang : haec actio videtur 
esse popularis. Die Strafe für Spieler ist in foro Saxonico 
20 imperiales. Dagegen zu seiner Zeit: nostris moribus plu- 
ribus in locis consuetudine receptum est , ut ludo perditum 
atque solutum repeti non possit. Er erkennt also ein derogi- 
rendes Gewonheitsrecht völlig an. Etwas weiter geht schon : 

Ulrich Hub er (1636 — 1694) in seinen praelectiones iuris 
romani et hodiemi. Er gehört zwar der holländischen Schule 
an, aber der enge Zusammenhang dieser und der damaligen 
gemeinrechtlichen Doctrin gestatten um so mehr ihn hierher 
zu beziehen, als sein Werk für sächsisches Eecht von Lüder 
Mencken bearbeitet ist ^). Die Verweigerung der Klage auf 
Spielgewinn ist nach Huber allerdings certi usus et observan- 
tiae; aber plerique negant die Rückforderung des Verlustes. 
Nur in 4 Fällen soll eine Klage hierauf gegeben werden : 

1. si Victor dolo malo fuit. 

2. si non pecunia, sed vestis etc in solutum data est. 

3. si ingentem pecuniae vim perdidit. 

4. si minor aut filius familias verloren hat. 

Ein massiges Spiel ist im übrigen völlig erlaubt. Man 
sieht, wie wenig Einfluss hier noch das römische Recht hatte. 
Wir haben in Deutschland zu derselben Zeit einen Autor, 
dessen Schriften von überwiegender Bedeutung sind : Samuel 
Stryk (1640—1710)2). Seine Ansichten müssen auch für 
unsere Frage von um so grösserem Werte sein, als er für einen 
durchaus korrekten und strengen Romanisten zu halten ist. 
Höchst interessant und wertvoll ist nun der Gegensatz, der 
Stryk's Ausfürungen beherrscht. Er beginnt mit Klagen über 
die zunehmende Spielleidenschaft, die es nötig macht gerade 
diesen Titel in usum zu revociren (§ 1-— 3). Ebenso schliesst 
er (§ 20) diese Darstellung mit eindringlichen Warnungen vor 
dem Spielen. In foro externe könne man allerdings sein Eigentum 



1) Die benutzte 3. Aufl. in Germania: Leipzig 1735 pars II Hb. 
XL tit. 5. 

2) Specimen usus moderni pandectarum: XI. 5. Erste Vorrede: 
1690. Die benutzte 8. Aufl. Halae Magdeb. 1738. 



Digitized by VjOOQIC 



ao 

vergeuden, aber in foro interno müsste man einst Rechenschaft 
ablegen u. dergl. Selbst der Alcoran wird herangezogen mit 
dem Ansspruche : spielet nicht im Schacht oder Bretspiele, denn 
solches ist eine invention, die von dem Teufel herkommt. 

Umgeben von diesen pia vota findet sich ausfürlich das 
geltende Becht, das von seinen Intentionen und von denen der 
römischen Lehre weit abweicht. Wir erwänen nach ihm: 

1. Das sächsische Recht : Landr. I. art. 6 Weichbild art. 101 : 
es gibt weder eine Klage auf Spielgewinn, noch auf Rück- 
forderung des Spielverlustes. 

2. Das magdeburger Recht : ordinat. politic. c. 54 § 5 ent- 
hält dieselben Bestimmungen. 

3. Recentiora Germaniae iura : Fussknechtbestallung Speier 
1570 c. 3 Spiel ist erlaubt soweit man baares Geld hat. 
Daher gibt es keine Rückforderung des Verlustes. 

Nach diesen Anfürungen muss nun Stryk den aliis docto- 
ribus beistimmen, dass : hodie pravos mores bonas leges in suam 
potestatem traxisse adeo, ut impune ludere et ludo quaesita 
retinere liceat. Dies gilt für alle, welche über ihr Gut frei 
verfügen resp. schenken können. Ja er muss noch weiter gehen. 
Das Recht gibt keine Klage auf Spielgewinn. Dies umgehen 
die Spieler einfach dadurch, dass sie sich ein instrumentum 
guarentigiatum oder einen Wechsel auf die Gewinnsumme aus- 
stellen lassen und aus diesem klagen. Alle Versuche eine 
exceptio hiergegen zu finden, sind vergebens, denn ex Instrumente 
guarentigiato [ebenso wie aus dem Wechsel] agenti nulla obstet 
exceptio. So entscheidet auch ein angefürtes richterliches Er- 
kenntnis vom April 1702. 

Angesichts dieser Stellen ist es unnötig, noch weiter aus- 
zufüren, dass im Einverständnis mit den Ganonisten Covarru- 
vias, Molina, Lessius, die Spielschuld als naturale debitum, das 
Spiel als iure naturae erlaubt hingestellt wird (§ 12). 

Gerade , dass ein Mann wie Stryk , trotz seiner Ver- 
dammung aller Spiele, trotz seines eifrig bewachten römischen 
Standpunktes, solche Lehren vortragen muss, beweist über- 
zeugend, wie stark und siegreich das derogirende Gewonheits- 
recht in Deutschland sich ausgebildet, beweist, dass von einer 
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definitiven gemeinrechtlichen Eeception des römischen Spielrechtes 
keine Rede sein kann. Solcher Praxis gegenüber musste alle 
Theorie sich als machtlos erweisen ; diese konnte damals so wenig, wie 
in unserer Zeit, die römischen Spielgesetze in Anwendung erhalten. 
Seit Stryk können wir die neue Spielrechtslehre als festbe- 
gründet annehmen. Die gemeinrechtliche Doctrin im Anschluss 
an die Praxis lässt sich demnach in folgenden Grundzügen zu- 
sammenfassen ^). 

1. Das Spiel ist nicht wie im römischen Rechte principiell 
verboten, sondern an sich erlaubt. 

Stryk (cf. oben): ludus ist iure naturae erlaubt. 

Joh. Voet (1647 — 1714) com. ad pandectas XI. 5 Nr. 6 
hodiernis tamen moribus non tantum aleae aut aleatorum odium 
est. Georg Beyer (1665 — 1714) delineationes ad pand. eod. 
ludi fortunae iure naturae non magis illiciti sunt quam donatio 
condicionalis. — mores hodierni ludum etiam fortunae non 
prohibent. Augustin Leyser (1683 — 1752) meditationes ad 
pand. vol. I. 1. XL tit. 5 spec. 126. ludos fortunae hodie non 
esse prohibitos lubentes largimur. 

2. Der Spielgewinn begründet keine Klage. 

Hierin stimmen alle behandelten Autoren überein. 

Bei Stryk wurde erwänt, wie diese Regel oft durch 
Ausstellung von Wechseln etc. umgangen wird. Die Ausfü- 
rungen bei Beyer 1. c, der eine längere Verteidigung unseres 
Satzes für nötig erachtet, beweisen, dass auch eine gegenteilige 
Ansicht stark vertreten war, one jedoch durchdringen zu können. 

3. Der ausbezalte Spielverlust kann nicht zurückgefordert 
werden. Die Art des Spieles und die Höhe der Spiel- 
summe ist hierbei irrelevant. 

Joh. Voet 1. c. : repetitio eins, quod in alea amissum ac 
solutum est haud indulgeatur. 

Geo. Beyer 1. c. : ludo perditum et solutum non repe- 
titur. — patet: ludos fortunae hodie non prohibitos nee ad 
eertam quantitatem ubique restrictos esse. 



1) Es werden hier nur die bedeutendsten Nachfolger Stryk's citirt 
Die Ansichten der früheren Autoren bitte ich oben zu vergleichen. 
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Aug. Leyser 1. c. : maximns est eorum numerus, qui 
legem ult. Cod. de Aleatoribus ab iisu recessisse putant. Nur 
wenn es sich um immodice ludere handelt: repetitio locum 
habet. 

Es wird vielfach bezeugt , dass im Volke allgemein diese 
Rückforderung für unanständig gilt. Solcher öffentlichen Mei- 
nung gegenüber werden die folgenden Behauptungen ziemlich 
machtlos gewesen sein : 

Aug. Leyser vol. X. spec. 664 Nr. 29: was ein nobilis 
Saxonicus über 1 Thaler verloren hat, kann er zurückfordern. 
Neque obstat communis hominum, repetitionem hanc „pro 
turpi" habentium persuasio : vanae voces populi non sunt 
audiendae. 

Samuel de Cocceii (f 1756) ius civile controversum 1. 
XI. tit. 5 : qui beneficio iuris utitur non turpiter agit. 

4. Das zum Spiele gegebene Darlehen ist , wie jedes andere, 
einklagbar. 

Diesen Satz bringt schon Lauterbach (cf. oben): Nur 
wenn der Mitspieler das Darlehen gegeben und es schon selbst 
wider zurückgewonnen hat, kann er das mutuum nicht nochmals 
einfordern : im übrigen ist es gleichgültig , ob der Mitspieler 
oder ein Dritter das Geld lieh : er hat immer eine Klage ex mutuo. 

Cocceii 1. c. mutuanti ad ludum datur repetitio pecu- 
niae — sufficit in eius negotium datum esse, licet ipse male 
utatur. 

Dass Stryk, Voet, Beyer, Leyser ebenso denken, folgt aus 
ihrer ganzen Stellung zum Spielrechte. 

Es bedarf keiner weiteren Erörterungen, wie sehr diese 
gemeinrechtliche Spiellehre von der römischen abweicht. Wärend 
dem justinianischen Rechte alle Glücksspiele als verboten er- 
schienen, sieht man gemeinrechtlich im Spiele etwas an sich 
durchaus erlaubtes. Es gibt natürlich auch Glücksspiele , die 
verboten sind. Wärend aber im römischen Rechte ausnams- 
weise einige wenige^ sog. Kunstspiele erlaubt sind, bilden ge- 
meinrechtlich gerade umgekehrt die Verbote die Ausname. Es 
ist unverkennbar, dass die Lehre der Canonisten hierbei einen 
bedeutenden Einfluss ausübte, und man sich auf diese besonders 
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berief, soweit es galt die Spiele zu rechtfertigen. Aus dieser 
Anschauung hat sich dann völlig consequent der Satz gebildet, 
in dem praktisch ja die ganze Lehre gipfelt : dass der ausbe- 
zalte Spielverlust nicht zurückforderbar ist. Hiermit ist das 
Fundament des justinianischen Bechtes zerstört. Man mag 
noch so gering von der öffentlichen Meinung denken: beim 
Spiel hat sich ein sog. Anstandsgefül mit grosser Energie stets 
behauptet. Zuversichtlich hat man damals schon wie in unserer 
Zeit gesagt: wer spielt, will und hat die Chance zu gewinnen. 
Erwartet er vom Gegner Erfüllung der Spielpropositionen, so 
mag er solche auch selbst erfüllen, und so hat man nicht 
nur es als selbstverständlich angesehen, dass man das beim 
Spiel Erhaltene zum unwiderruflichen Eigentum erwirbt, man 
ist weiter gegangen und hat die vom Gesetz verweigerte Klage 
auf Erfüllung des im Spielvertrage Versprochenen ersetzt durch 
den Zwang der öffentlichen Meinung und vielfach durch die 
corrupte Anwendung des Begriffes einer Ehrenschuld. 

Eine weitere Entwickelung des heutigen Bechts gehört 
ebensowenig hierher, als eine Bezugname auf specifisch deutsche 
Bechtsquellen. Für unsere Zwecke genügte es, im Gegensatz 
zu der vielfach herrschenden Doktrin ^) die Lehre des gemeinen 
Bechtes vom Spiel festzustellen, um aus ihr die für die Lotterie 
gültige Anschauung entwickeln zu können. 



II. Die Entwickelung nnd die Lehre der Lotterie im 
älteren Rechte. 

§ 4. a. Das Ausspielgeschäft und die Entstehung der 
Lotterie in Italien. 

Wir haben im Verlaufe unserer bisherigen Ausfürungen 
die Entwickelung der Lehre vom Spiele, soweit sie für unsere 
Zwecke in Betracht kommt , bis in's deutsche Becht verfolgt. 



1) Cf. Glück: Pandektencomm. Bd. XI, tit. 6, § 959, S. 345. — 
Sintenis: Civilreoht II, § 123 A. 3. Für das deutsche Spielrecht vergl. 
Wilda: Zisch, f. deutsch. R. Bd. II, S. 171— 193 und neuestens Schuster : 
Das Spiel im deutschen R. Wien 1878. 

3 
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Teils um diesen in sich zusammenhängenden Entwickelungsgang 
nicht zu zerreissen, teils auch um die folgende Darstellung nicht 
unterbrechen zu müssen, zogen wir es vor, das Spielrecht zu- 
nächst zum Ende zu füren und jetzt zurückgreifend die ersten 
Spuren der Lotterien aufzusuchen. Auch hier macht sich in 
noch erhöhterenf Maasse, wie beim Spiel, der Mangel vor- 
gängiger juristischer Untersuchungen geltend , so dass wir nur 
auf das selbst gefundene Material verwiesen sind. 

Die Lotterie ist kein unvermitteltes Produkt eines be- 
stimmten Jares, das plötzlich in der heutigen Gestaltung auf- 
getaucht oder erfunden wäre. Wir können behaupten, dass 
eine längere mannichfaltige Entwickelung undUebung zu ihrer 
Entstehung fürte. — Schon im römischen Bechte will man 
Anklänge finden an die Lotterie in der Art, durch welche be- 
sonders römische. Kaiser Geschenke unter das Volk verteilten*). 
Dies geschah entweder durch congiaria, bei denen tesserae 
mit Anweisungen auf Getreide, Wein etc. verteilt wurden oder 
durch missilia, bei denen diese Anweisungen unter die Menge 
geworfen wurden. Gegen Vorzeigung der Anweisungen erhielt 
der Inhaber die bezeichneten Objekte ausgeliefert. Da Verkauf 
und Cession nicht ausgeschlossen waren, so haben wir hier ein 
sehr altes Beispiel für den Gebrauch der Inhaberpapiere. Diese 
congiaria sind jedoch offenbar nicht Spiele: denn von einem 
Wagnis, von einem Preisgeben eines Einsatzes u. dergl. ist nicht 
die Rede. Es sind vielmehr modificirte Schenkungen, gerade so 
wie die noch heute üblichen Glückstöpfe, bei denen man die 
Gewinnzettel, statt sie auszuwerfen, in ein Geföss tut und jeder 
Geladene sich einen Zettel herauszieht. Dennoch ist der ganze 
Vergleich nicht unrichtig, indem man in der äussern Struktur 



1) Weder Beckmann in den sorgfsamen und zuverlässigen histo- 
rischen Forschungen über Lotterie in seinen : Beytragen zur Geschichte 
der Erfindungen Bd. V, S. 309—339, Leipzig 1807, noch Bender hat zu- 
erst hierauf aufmerksam gemacht, wie man gewönlich behauptet, son- 
dern Delamare: traite de la police liv. III titre IV chap. II pag. 411 ff. 
2. Auflage, Amsterdam 1729: Die römischen Kaiser: se servoient de 
Pune ou de Pautre espece de ces Loteries. Ge sont ces Lotteries [seine 
Schreibweise wechselt öfters] qu'ils nommoient ^Congiaria". 
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des Verfarens: der Beteiligung einer grösseren Menge, der 
zufälligen Verteilung der grösseren und kleineren Gewinne 
etc. wol einen für die Lotterie charakteristischen Vorgang er- 
kennen kann. Einen direkten Zusammenhang aber, einen Nach- 
weis, dass gerade diese congiaria zur Entstehung der Lotterie 
Veranlassung gaben, wird man wol vergeblich suchen. 

Wir müssen behaupten, dass man erst dann von Lotterien 
sprechen kann , wenn die Teilname an einer bestimmten Aus- 
losung erkauft wird durch einen eventuell aufzuopfernden 
Preis. Anfänge hierfür schon im älteren römischen Eechte zu 
finden, ist nicht gelungen. Die Römer kannten nur die ein- 
fachen Spiele, bei denen, wie beim Schach und Würfelspiel, 
die Parteien in direktem Wettstreite gegeneinander stehen, 
Ausspielungen u. dergl. sind ihnen fremd. 

In Italien war es, wo im Mittelalter das Spielen mit 
grösserer Virtuosität betrieben wurde und sich, begünstigt 
durch eine freiere Lehre, zu mannichfachen Formen entwickelte. 
Die vielfachen Kriegszüge, der gesteigerte Handelsverkehr 
brachten das Geld in Fluss und reizten zu gewagten Unter- 
nehmungen. Auch Wetten waren ungemein beliebt : man 
wettete über Magistratswalen und Seereisen, über den Tod des 
Papstes und Geburtstag des Tronfolgers: und stets galten diese 
sponsiones für erlaubt und klagbar*). 

In dieser Zeit war es nun, dass es bei den Schwankungen 
des Handelsverkehrs öfter vorkam, dass grössere Warenquan- 
titäten sich nur schwer oder gar nicht verkauften ; sei es, dass 
sie für einen Käufer zu kostbar waren, oder dass Transport- 
schwierigkeiten ihre Verwertung erschwerten u. dergl. Da, er- 
zält man, kam in Bologna ^) ein Kaufmann auf den practischen 
Gedanken, die Spiellust seiner Mitbürger zu benutzen, um sein 
Warenlager zu leeren. Er teilte den Gesammtpreis in mehrere 
massige Quoten. Jeder, der eine solche bezalte, erhielt einen 
Schein. Dann wurde gelost und einem Scheine fiel die ganze 



1) Cf. den tractatus de sponsionibus von Benvenuto Siraccba aus 
Ancona. Er schrieb um 1550. Das benutzte Werk: Köln 1575. 

2) Cf. Scaccia 1. c. (cf. oben S. 22) Nr. 1 10. 
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Ware zu. Die Speculation bewärte sich, denn jeder wollte 
gern auf so billige Art zu grossem Besitze gelangen, und diese 
Aussicht schien mit dem geringen Aufwände nicht zu teuer 
bezalt. So konnte es nicht fehlen, dass diese Verlosungen 
bald populär wurden. In Venedig machten die Erben des be- 
rümten Arztes Selvatico den Anfang, indem sie dessen kostbares 
und seltsam erbautes Schloss auslosten. Bald darauf verbreiteten 
sich diese Ausspielungen so sehr, dass man auf allen Strassen, 
Plätzen, in Klöstern spielte^). 

Will man auch diesen Erzälungen einen grösseren histo- 
rischen Wert nicht beilegen , so zeigen sie doch, wie man auf 
solche Ausspielungen kam, und wie rasch diese sich verbreiteten. 

Auf die Entwickelung dieser Auslosungen ist eine andere 
Art der Benutzung der Lose jedenfalls von grösstem Einflüsse 
gewesen. Schon vor Troja bestimmten die Griechen durch Los 
die Reihenfolge der Aufstellung zum Wettrennen. Josua ver- 
teilte das gelobte Land durch Los unter die 12 Stämme Israels; 
kurz man benutzte schliesslich allgemein das Los um gemein- 
same Angelegenheiten, besonders auch Gesammteigentum , un- 
parteiisch zu ordnen und zu verteilen. Diese Verlosung galt 
nicht nur als eine erlaubte, sondern fast für eine heilige Hand- 
lung. Thomas de Aquino legt den sortes divisoriae etwas divi- 
natorisches bei ; und ihm folgten darin alle Canonisten , wobei 
die obigen und andere Beispiele als wertvolle Belege dienten. 
Diese Art der Auseinandersetzung von Gemeineigentum gab 
warscheinlich die Form für die besprochenen Auslosungen unter 
Nichteigentümer und jedenfalls die Grundlage für die rechtliche 
Beurteilung dei*selben. 

Im 16. Jahrhundert waren diese also entwickelten Aus- 
losungen bereits so allgemein verbreitet, dass wir bei den meisten 
über Spiel handelnden Canonisten nähere Beschreibungen des ganzen 
Geschäftes finden. Molina widmet diesem contractus sortinm 
eine eigene disputatio (Nr. 509 cf. oben § 2) ; am übersichtlichsten 
ist die Beschreibung Scaccia's (1. c. Nr. 110). Nach ihm ist 
in Rom , wie in ganz Italien dies Spiel weit verbreitet. Seine 



1) Cf. Zedier: üniversaUexicon s. v. Lotterie, Leipzigs 1738. 
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nähere Einrichtung ist folgende. In eine urna werden viele 
kleine schedulae geworfen , alle weiss , nur 3 — 4 mit certa 
praemia beschrieben, und diese heissen beneficiatae schedulae. 
In eine andere urna werden ebenso viele schedulae getan, die 
mit Nummern oder aliqua brevia verba ad significandas per- 
sonas ludentes bezeichnet sind. Nun werden aus jeder Urne 
je eine schedula gezogen, und derjenige, dessen Nummer mit 
einer beneficiata herauskommt, gewinnt das verzeichnete 
praemium. 

Diese Beschreibung ist für uns von grosser Bedeutung. 
Wir sehen daraus, dass der wichtige Uebergang vom einfachen 
Spiele zur planmässigen Auslosung sich vollzogen hat. So 
lange man nur eine bestimmte Sache, nur eine Warenquantität 
derart verspielte, dass ein Beteiligter das ganze Spielobject er- 
hielt, liegt ein modificirter Verkauf vor, bei welchem der 
Warenabsatz die Hauptsache, das Spiel nur Mittel zum Zwecke 
ist. Eine ganz andere Bedeutung aber kommt der eigentlichen 
Auslosung zu. Hier sind es viele Preise und viele Gewinne, 
die verlost werden. Diese Preise sind nicht vorrätige, dem 
Spielunternehmer zur Last liegende Waren, sondern erst zum 
Zwecke des Spieles werden sie erworben. Man will eine Aus- 
losung abhalten, will ein Spiel errichten, aus dem man Vorteil 
zieht, und zum Spielanreiz erwirbt man die Spielobjecte, deren 
verschiedene Zal und Wert wechselnde Anregung geben sollen. 
Mittel und Zweck verhalten sich hier also umgekehrt wie oben. 
So nahe an sich beide Formen liegen, so muss doch ein innerer 
Unterschied behauptet werden, der auch die juristische Con- 
struktion beeinflusst. Es liegt hier nicht wie bei der Einzel- 
auslosung ein Kauf irgend welcher Art vor: man will beim 
Ausspielgeschäft nicht kaufen, sondern für geringen Einsatz 
viel erwerben oder seinen Einsatz preisgeben. Und deshalb 
ist auch die Analogie der zum Zwecke der Aufteilung eines 
Gemeingutes angestellten Verlosung nicht hierfür anwendbar. 

In diesen Ausspielgeschäften, wie sie Scaccia beschreibt, 
haben wir nun — im Gegensatz zu den Einzelauslosungen — 
die ersten Lotterien zu erkennen. Mehrere Preise werden unter 
eine grössere Anzal von Teilnehmern, die einen bestimmten 
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Einsatz bezalen, ausgelost. Die Preise bestanden der angefürten 
Entwickelung gemäss ursprünglich in Waren und Kaufleute 
waren die Unternehmer. Nun kam es aber mit der Zuname 
der Spiele immer häufiger vor , dass teils die einzelnen Stücke 
sehr geringwertig und von schlechter Qualität waren, teils auch 
die Gesammtsumme der Einsätze unverhältnismässig den Wert 
der Verlosungsobjecte überstieg. Man schränkte deshalb die 
Privatwillkür ein, und bestimmte, dass stets eine obrigkeitliche 
Aufsicht und Taxation der Spielobjecte nötig sei*). Zugleich 
^ber erkannte der Staat in derartigen Auslosungen ein Mittel, 
um selbst seine Finanzen zu verbessern. Es finden sich deshalb 
sehr bald neben den Privatausspielungen auch öffentliche, die 
auf Staatsrechnung gehen. Bei diesen staatlichen Spieleu ist es 
nun begreiflich, dass man für die durch die Einsatzgelder er- 
haltene Summe nicht erst Waren als Spielpreise kaufte, es 
war viel bequemer und zugleich für die Teilnehmer angenehmer, 
wenn statt der meist ziemlich unpraktischen Waren das Geld 
selbst zum Preise ausgesetzt wurde. So kam es, dass neben 
den Warenlotterien sich die Geldlotterie entwickelte, die all- 
mälich wegen ihrer Annehmlichkeiten und Vorzüge die Haupt- 
stelle einnam. 

Einige historische Bemerkungen, sowie einige über den 
Namen unseres Spieles mögen noch hier Platz finden. Die äl- 
teste wäre Lotterie, von der wir Kunde haben, fand im Jare 
1530 in Florenz statt. Sie wird von Varchi in der Storia 
fiorentina liv. XL pag* 366 beschrieben *). Um den Geldmangel 
des Staates zu erleichtern, errichtete man ein „lotto", dessen 
Einsatz einen ducato betrug. Eigentümlich ist hierbei die Be- 
zeichnung des Loses als „polizza.* OefiFentliche Commissäre be- 
aufsichtigten das Spiel per che non v'intervenissero fraudi. Auch 
in Florenz fanden in der Mitte des 16. Jarhunderts, wie Le 
Bret berichtet'), Lottospiele statt. 

Der in Italien übliche Name scheint demnach „lotto** 



1) Molina 1. o. disp. 509. 

2) Beckmann 1. c S. 317. 

3) Beckmann 1. c. S. 318. 
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gewesen zu sein ^). Dasselbe Wort gebraucht 1616 Scaccia, als 
erster Jurist. Im Jare 1618 kommt lotto vor in der Comödie 
la Fiera des Michelangelo ßuouarruoti pag. 165 und 226 ^j. 
Woher das Wort stammt, ist noch unaufgeklärt. Diez (ety- 
mologisches Wörterbuch) leitet lotto von lot (engl. dän. niederl.) 
= Los ab. Die Möglichkeit dieser Lautveränderung wird aber 
nach dem neuesten Stande der Sprachwissenschaft geleugnet. 
Man wird vielmehr lotto als ein Wort italienischen Ursprungs 
ansehen müssen, wie denn auch Scaccia sagt: ludus, quem nos 
Italo sermone dicimus lotto. 

Eigentümlich ist nun aber, dass, während man Lotto und 
Lotterie als Worte desselben Stammes zu betrachten geneigt 
scheint, sich „lotto" nur in Italien und „lotteria" *) nur ausser- 
halb Italiens finden Hess. Dem „vocabulario della crusca^ ist 
Lotterie völlig unbekannt und kein Ganonist der damaligen Zeit 
in Italien fand sich, der dies Wort anfürte. Der älteste Autor 
der von „Lotterie" spricht, ist um 1520 Chr. Longolius*): episto- 
larum III. 33, p. 239: nova ista aleae ratio plane nostra est, 
et a nobis Loteria, quasi vasculiam dicas appellatur ab argenteo 
scilicet vasorum ad ^aci ornamentum apparatu, qui inter eos, 
quorum in sortem conjecta sunt nomina, distribuitur, ut cuique 
aliquod vas obtigerit. Diese Verbindung des Wortes loteria mit 
vasculia ist unbegründet^). 

Wichtiger als diese gelegentliche Bemerkung ist, dass wir 
aus jener Zeit eine Abhandlung ex professo über den contractus 
sortis sive Loteriae haben. Sie findet sich in den disquisitiones 
Magicae des Martinus Del Rio, Professor in academia Graet- 



1) Man verwechsele dieses lotto = Lotterie nicht mit dem später 
zu besprechenden sog. Genueser Lotto; cf. unten § 9. 

2) cf.^ Vocabulario della cruspa s. y. lotto. 

3) Man schreibt: loteria, lotteria, lotheria, lottaria, lotterije, lo- 
terie, lotterie, lottery, lotterey. 

4) Delamare: traite de la polioe liv. III tit. IV chap. YII sagt: 
l'asage [des loteries] etoit nouveau en France en 1520. Es spricht 
darüber zuerst: Longuevil, auteur de ce temps-lä. 

5) So: Menage: Wörterbuch art. lot. le n'ay point la ailleurs 
que lot signifiast de la vaiselle. cf. Beckmann 1. c. S. 828. Anm. 13. 
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zensi et Salamanticensi 0* Er beginnt: est in usu frequentiEu- 
ropae contractus quidam, quem vulgo vocant „Lotheriam" [in 
der Ueberschrift Loteria]. Dieser Contrakt wird privatim oder 
publice geschlossen. Zur öflfentlichen Lotterie ist Staatsgeneh- 
migung nötig. Die private geht um gewisse Wertobjecte, wo- 
bei dann unter mehreren symbolae alea iacitur, wer die Saclie 
erhält. Die symbola wird gewönlich „Lota" genannt und dies 
Wort gibt jedenfalls, die Ableitung für Loteria an. Daneben 
heisst die Privatlotterie im Volke: la »raffe" aut griffe"; qui- 
dam vocant „ludum ollae^ propter urnam s. ollam in quam sortes 
iaciuntur. Diese vulgären Ausdrücke sind übrigens weit ver- 
breitet, so findet sich bei Molina 2): rifar und bei Johannes 
de Hevia Bolano^) [beide sind Spanier] riffa, onedass beide 
das Wort Lotterie erwänen. 

Trotz seiner ausfürlichen Darstellung kommt bei Del Rio 
das Wort »lotto** nicht vor: es ist ihm somit offenbar unbe- 
kannt, wärend lotheria ihm durchaus geläufig ist. Ganz der- 
selbe Bericht und dieselbe Bezeichnung für Lotterie findet 
sich Ende des 16. Jarhunderts bei Simon Majolus*). Com. 
Kil. Dufflaeus im Etymologicum Teutonicae linguae, das 
c. 1594 erschien, kennt ebenfalls das Wort lotto nicht. Er 
nimmt „loterije" als sortitio und leitet es als ein im niederlän- 
dischen gebräuchliches Wort vom deutschen losen, loten ab, so 
dass Lotterie gleich [Aus-] Loserei wäre*^). 



1) Lib. ly cap. IV qu. 2 pag. 600. Dedicatio an den Erzbischoff 
Ernst V. Cöln 1599. Die benutzte Ausgabe: Moguntiae 1624. 

2) 1. c. disp. 509 § 7. 

3) Labyrinthus commercii navalis: Caput 15. Nr. 14 extr. Ap- 
probatio des Buches 1616, perfectio 1615. Unsere Ausgabe Florenz 1702. 

4) Dierum camicnlarum tom. 2 coloqu. 2 pag. 287. Offenbaoi 
1691: est in usu frequenti Europas contractus quidam, quem vulgo 
vocant Lotteriam. 

5) Diese Ansicht ist die am weitesten verbreitete; Joh. Glericus: 
will Lotterie von loy^ii, lay/av/o ableiten. Selbst mit Lot, dessen Sün- 
den dies Spiel cbarakterisiren sollen^ wollte man das Wort zusammen- 
bringen. — Es wäre möglich, dass sich vielleicht ein Zusammenhang 
mit dem Worte Lotter, wie es in Lotterbube, Lotterleben vorkommt, 
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Wir glauben hiernach constatiren zu dürfen: 

1. lotto ist ein Wort italienischen Ursprungs, das anfangs 
allein in Italien gebräuchlich war. 

2. lotterie ist zu derselben Zeit eine in Spanien, Hol- 
land etc. für dasselbe Spiel allgemein übliche Bezeich- 
nung, wärend sie der Italischen Literatur unbekannt ist. 

In Frankreich kamen diese Bezeichnimgen erst später auf. 
Es war nämlich in Italien üblich, dass bei den öffentlichen 
Lotterieziehungen die Gewinne und Nieten laut ausgerufen wur- 
den. Bei den letzten, die natürlich bei weitem die meisten 
waren, rief man laut: Bianca. Durch diesen Ruf erhielt das 
Spiel selbst allgemein im Volke diesen Namen. Als nun dieses 
Spiel von Italien nach Frankreich kam, nam man den Namen 
mit und fürte es ein : sous le titre de Blanque. Im Jare 1658 
soll man dann zuerst auch zusatzweise gesagt haben: blanque 
et loterie^. 

§ 5. b. Die Lotterie in der canonistischen Lehre. 

Die Entwickelung und das Aufblühen der Lotteriespiele 
fällt, wie wir gesehen, in die Zeiten, in der in Italien wie in 
Spanien die canonistische Doktrin herrschte. Es ist nun gewiss 
für die Verbreitung unseres Spieles von grosser Bedeutung ge- 
wesen, dass die gesammte canonistische Lehre auf einen vom 
römischen Rechte so abweichenden Standpunkt sich stellte. Nach 
justinianischen Grundsätzen wäre Lotterie one Zweifel den ver- 
botenen Glücksspielen zuzurechnen: für die milden Anschauungen 
der Canonisten lag dagegen die Sache durchaus anders. Sie 
unterdrückten nicht die Spiele, sie sahen in diesen nicht die 
Quelle alles Uebels, vielmehr waren sie hierin ungemein nach- 
sichtig und suchten die Spieler vor den CoUisionen mit dem po- 
sitiven Bechte zu bewaren. So ist es nicht zufällig, dass gerade 
zu ihrer Zeit die Lotterien üppig emporwuchsen. 



finden Hesse. Das Heraasnehmen aus der gewönlichen Umgebung würde 
dann die Verbindung für den Sinn geben. 

1) Delamare traite de la Police: 1. c. chap. VU. Auch er ist 
der Ansicht, dass das Wort Lotterie nicht aus Italien stamme, sondern 
abzuleiten ist von j,lot**, ancien mot Gaulois. 
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Der älteste der uns vorliegenden Autoren, der eingehender 
über den contractus sortium handelt, ist Lud. Molina*). Zwar 
erklärt schon Dominicus Sotus, dass dieses sortium genus 
licitum sei^), jedoch ohne wichtige weitere Ausfürungen. Mo- 
lina geht aus von der Lehre des D. Thomas. Es giebt zwei 
Arten von sortes: divinatoriae und divisoriae. Die letzteren, 
die hier allein interessiren, werden benutzt: quando bona aliqua 
sunt dividenda inter multos. Entweder ist das Teilobjekt schon 
allen gemeinsam und das Losen bezweckt eine Auseinander- 
setzung der Miteigentümer; oder es wird eine contributio ver- 
anstaltet, um erst solche Objekte zu erwerben mit der Absicht: 
ut Sorte experiantur, ad quem vel ad quos ita contribuentium 
[res] spectare debeant. Der erste Vertrag ist durchaus iustus. 
Der zweite besteht zunächst aus einem contractus emptionis 
(§ 2). Bei der Auslosung ist dann ein gerechtes Verfaren nötig: 
die leges sortium und der Preis für jede schedula müssen promulgirt 
werden (§ 4). Die Gültigkeit dieser Auslosung wird nicht ange- 
zweifelt, doch ist es üblich, dass zur Taxation der angekauften 
Waren und zur Aufsicht der Auslosung selbst ministri publici 
bestellt werden. Auch ist nach Castilischem Rechte zur An- 
stellung der Verlosung Erlaubnis des Königs nötig, weil, wie 
ausdrücklich bemerkt wird, zalreiche Betrügereien dabei vor- 
kamen. 

Wir können zweierlei hier coüstatiren. Die Ausspielungen, 
welche die Anfange der Lotterien sind, werden in engen Zu- 
sammenhang gebracht mit der Auslosung zum Zwecke der Auf- 
teilung eines Gemeingutes und werden hiernach rechtlich con- 
struirt. Ferner: der Contrakt ist gültig. Wenn öffentliche Auf- 
sicht stattfindet, dient sie nur zur Vermeidung von Betrügereien, 
nicht zur Legalisirung eines an sich ungültigen Contraktes. 

Viel präciser, als von Molina wird die juristische Con- 
struktion unseres Geschäfts von Ludovicus Lopez 3) darge- 



1) 1. c. disp. 509. 

2) De iustitia et iure 1. 4 qu. 5. art. 2 fol. 322. 

3) Tract. de contractibus et negotiationibus Lugduni 1593 pars 
II. cap. 23. pag. 187. 
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legt. Aus zwei Contrakten bestellt das Ausspielgeschäft (sortes 
divisoriae). Zunächst: ex emptione vel venditione rei, scilicet 
equi vel localis, quod subiicitur sortibus. Et secundo ex ipso 
contractu sortium, scilicet quo exquiritur, cui contingat res 
empta. Und nun heisst es weiter: ex quo coroUariae elicitur 
huius contractus iustitiam ex utroque liberandam esse; — is 
autem, cui cedit sortis „alea" — rem sibi vendicare poterit. 

Völlig auf demselben Standpunkte steht Johannes Azo- 
rius^): er vereinigt gleichsam die Theorien von Molina und 
Lopez, nur ist er deutlicher als jene. Er beginnt mit der Frage: 
an ludus sortium sit licitus? Dann kommt die Einteilung des 
S. Thomas, und schliesslich werden die sortes divisoriae wider- 
um dreifach zerlegt. Die dritte Art ist unser Ausspielgeschäft : 
et haec sors est ludi genus, in qua quidem sunt duo contractus : 
unus in quo dominus rei rem suam vendit et plures convenientes 
et simul contribuentes efficiunt unum emptorem. Der andere 
Vertrag bestimmt, dass derjenige, cui sors contigerit, die ganze 
Sache haben soll. Beide Verträge sind gültig: ex utraque parte 
sortes istae sunt licitae. Insbesondere die Ausspielung selbst 
ist licita, weil alle gleiclie Chancen haben und jeder verlieren 
wie gewinnen kann: prout sors tulerit. 

Man bemerkt, dass hier von staatlicher Aufsicht nirgends 
die Rede ist: die Ausspielungen gelten nach der Natur des Ge- 
schäftes für völlig gültig und erlaubt. Eigentümlich ist ferner 
die Zerlegung der Ausspielung in 2 Contrakte. Eine rechtliche 
oder praktische Erwägung, die solche Teilung nötig machte, 
liegt nicht vor. Wozu also solche Weitläufigkeiten? Man wird 
den Grund wol, wie schon oben angedeutet, in dem engen An- 
schluss zu suchen haben, in den man unser Spiel mit der Auf- 
teilungsart eines Gemeingutes brachte. In letzterem Falle sind 
alle schon Eigentümer und eine gesetzlich gebilligte, ja oft 
angeordnete Verlosungsart entscheidet unter ihnen. Um diese 
Analogie mit ihren rechtlichen Consequenzen sich nicht entgehen 
zu lassen, um sagen zu können, man erwirbt nicht bei der Aus- 
losung erst Eigentum durch alea, sondern hat dieses schon teil- 



1) 1. c. (oben S. 21. N. 2) üb. V. cap. 27. pag. 449 ff. 
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weise, und der ganze Vorgang ist nichts als eine unschuldige 
Aufteilung: aus diesem Grunde allein, so scheint es, nam man 
die erwänte Construction auf und legte das Spiel als ein nur 
unter den Beitrag-Zalenden bestehendes aus. Wesentlich ist 
hierbei jedoch, dass die Spielnatur des zweiten Contraktes 
nirgends geleugnet wird. 

Die Doppelteilung des Ausspielgeschäftes bleibt stehende 
Lehre 0. Wir erwänen nur noch Martinus Del Rio, der zu- 
erst über „Loteria" gehandelt hat 2). Er ist allerdings weder 
Jurist noch Canonist: aber seine Darstellung über Lotterie trägt 
dennoch durchaus juristisches Gepräge, besonders auch durch 
seine Bezugname auf Briardo, Garcias, Lopez u. a. Auch ist 
sein Einfluss auf die spätere Lotterie-Literatur nicht zu unter- 
schätzen: auf ihn vor allem berufen sich alle Verteidiger des 
Lotteriespieles. Del Bio teilt die Lotterie in die erwänten 2 
Contrakte: 

1. Vera sed implicita venditio, qua pro tali summa pecu- 
niae der Unternehmer omnibus illis, qui sumam simul conficiunt, 
vendit rem illam. Und ferner: 

2. respectu emptorum inter se: contractus sortis divisoriae. 
Eingehend und wichtig ist seine Deduction über die These: 

hunc contractum esse licitum. Im Anschluss an Briardo sagt 
er: die Gültigkeit des Contraktes folgt daraus, dass er nullo 
iure nee naturali nee divino nee humano verboten ist Denn 
der Vertrag ist ja nihil aliud, quam sors quaedam divisoria, 
instituta ex beneplacito concertantium s. consortientium. Dass 
dies nicht verboten ist, folgt schon — sehr spitzfindig und echt 
canonistisch gedacht — daraus: quia nee civilis nee canonica 
lex Ulla profertur, quae de hoc contractu expresse egerit. Be- 
sonders die Gesetze, welche den ludus alearum verbieten, sind 
nicht hierher zu beziehen »). Denn bei den öffentlichen Lotterien*) 



1) Cf. auch Franciscas Garcias: de contractibus caput 20. 

2) Disquis. magicae IV c. 4 qu. 2; cf. oben § 4. 

3) Gonradas de contr. traot. IIL qu. 71. concL 2 hatte dies nach 
Del Rio fälschlich behauptet. 

4) üeber seine Einteilung in öffentliche und private Lotterien 
siehe oben § 4. S. 39 u. 40. 
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wird gar keine alea angewandt (leider sagt er nicht wodurch 
denn anders der Gewinner ermittelt wird). Bei den privaten 
ist allerdings alea vorhanden. Aber der ludus aleae ist ja nicht 
deshalb verboten, weil reiner Zufall bei ihm herrscht, sondern 
weil man beim Spielen Gott lästert, betrügerisch handelt, Geld 
und Gut vergeudet, und dies trifft bei der Lotterie nicht zu. 
Trotz der alea ist sie ein durchaus gültiger Vertrag. 

Mit dieser Darstellung können wir unmittelbar die des 
Sigismund Scaccia über ;,lotto" verbinden *). Wie wir oben 
sahen, unterscheidet er die Spiele, in denen der Zufall allein 
oder teilweise herrscht, in 3 Arten, bei denen die Beschränkt- 
heit des Spielobjektes über deren Erlaubtheit entscheidet. Das 
Lotto hat nun ein ganz bestimmt abgeschlossenes Objekt und 
damit ein nicht beliebig vermehrbares Ziel. Daraus folgt, dass 
dies Spiel, obwol es reines Glücksspiel ist: quam vis absolute 
subiectus sit incertae fortunae voluntati, dennoch völlig er- 
laubt ist. 

Die einheitliche Anschauung der behandelten, unter dem 
Einflüsse canonistischer Doktrin stehenden, Autoren lässt weitere 
Nachweise als unnötig erscheinen: abweichende Lehren fanden 
sich nirgends verzeichnet. Wir können somit folgendes Resultat 
als festgestellt betrachten. 

Unter der Herrschaft der canonistischen Doktrin hat sich 
in Italien und Spanien das Ausspielgeschäft und die eigentliche 
Lotterie entwickelt. Im Anschluss an die canonistische Spiel- 
lehre, welche jedes Spiel, selbst das lediglich auf alea beruhende 
von Natur als gültig ansah und den römischen Gesetzen nur 
einen beschränkten Einfluss gewärte: sah man den Lotterie- 
vertrag als ein nach natürlichen, wie menschlichen Kechts- 
regeln durchaus gültiges Geschäft an. Eine Anwendung justi- 
nianischer Spielverbote wird von Anfang an abgewiesen. Dies 
war um so leichter, als man überhaupt selbständig das Spiel- 
recht construirte und man sich ferner darauf berufen konnte, 
dass jene Gesetze die Lotterie nicht verböten — denn zu Justi- 
nians Zeiten existirten diese Spiele noch nicht. 



1) 1. c. Nr. 110 (cf. oben S. 22 Not. 1). 
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Entschieden unrichtig wäre die Behauptung, dass fiberall 
obrigkeitliche Erlaubnis zu den Lotterien erfordert worden und 
wegen dieser nur das Spiel als erlaubt angesehen sei. Aller- 
dings berichtet Molina von ministri publici und authoritas pub- 
lica: aber diese haben nur den ausgesprochenen Zweck, die Be- 
trügereien der Kaufleute zu verhindern. Wäre das Spiel selbst 
als ungültig erschienen, so hätte man es ja verbieten können, 
nicht aber hätte man noch durch obrigkeitliche Fürsorge es be- 
waren und gleichsam protegiren lassen. Ferner ist bei den 
übrigen Canonisten nirgends davon eine Erwänung zu finden, 
dass überhaupt solche Aufsicht stattgefunden habe, geschweige 
denn, dass sie zur Legalität des Aktes erforderlich gewesen. 

Die Lotterie wird ferner als Spiel gerechtfertigt. Nirgends 
wird diese Spielnatur geleugnet oder verdeckt. Bei den mehr- 
fach erwänten Zerlegungen des Vertrages in zwei getrennte 
Contrakte ist der zweite nie als Kauf oder anderes Rechtsge- 
schäft bezeichnet, er heisst stets contractus sortium d. h. es 
wird darum gelost, wer gewinnt und wer verliert. Positive 
Aeusserungen, dass Spiel vorliege, finden sich bei fast allen be- 
handelten Schriftstellern. So sagt Lopez: den Preis erhält der- 
jenige cui cedit sortis alea; Azorius: et haec sors est ludi ge- 
nus; Del Rio rechtfertigt ausdrücklich die alea dieses Vertrages. 
Dass Scaccia ebenfalls die Lotterie als ludus aleae auffasst, er- 
gibt sich aus der Behandlung derselben als drittes Glücksspiel; 
auch fügt er hinzu : nos tam hie Romae quam alibi saepe vidi- 
mus hanc sortem seu ludum. 

Das Lotteriespiel, mag es privatim oder publice geschehen, 
ist für die Canonisten also ein von Natur erlaubter Vertrag. 

Von einem guten Zwecke des Spieles ist nur nebenbei und 
vereinzelt die Rede. Es ist jedenfalls eine von der Frage nach 
der Erlaubtheit der Lotterie völlig getrennt zu haltende 
Forderung einzelner Autoren, dass die Lotterieunternehmer 
eine gewisse Abgabe zalen sollen. Die Entrichtung einer 
solchen ist durchaus gerechtfertigt durch den grossen Gewinn, 
der üblicherweise bei diesen Spielen herauskam. Dass man 
diesen Abzug zu milden Zwecken benutzte, ist begreiflich und 
billig. Wesentlich für die Beurteilung des Contraktes war diese 
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fromme Wirkung keineswegs. Dies beweist die Bemerkung Del 
Rio's, dass: quod de causa pia dictum idem tenendum de pu- 
blica necessitate. Demgemäss kann nach ihm ebensogut wie 
für fromme Zwecke die Abgabe auch verwendet werden, um die 
debita Principis vel reipublicae zu bezalen. An dieser Zweck- 
bestimmung sehen wir schon die Vorbereitung zur Benutzung 
der Lotterien im financiellen Interesse des Staates. 

§. 6. c. Die Verbreitung der Lotterie in Deutschland. 

Es ist unaufgeklärt, auf welche Weise die Lotterie in Deutsch- 
land Eingang gefunden. Ob sie aus Italien oder Spanien her- 
übergekommen, ob sie in Deutschland oder Holland sich selb- 
ständig entwickelt hat, die Literatur schweigt darüber M. Jeden- 
falls fanden in Deutschland zuerst nur Warenverlosungen statt, 
erst später entwickelte sich die reine Geldlotterie, als die Staa- 
ten selbst dieses Spiel eifrig betrieben. Beide Arten sind zwar 
an sich nicht innerlich verschieden, aber von einer eigenen Ent- 
wickelung der Lotterie und ihren eigentümlichen Eechtsverhält- 
nissen konnte doch erst die Eede sein, wenn an Stelle der ge- 
legentlichen, zum Warenabsatz bestimmten Verlosung, plan- 
mässig fortgesetzte — staatliche — Geldlotterien traten. Die 
letztere ist entschieden die wichtigere und regelmässige. 

Die älteste Nachricht von deutschen Lotterien gibt Klock^). 
Er spricht von „öffentlichen Lottereyen" und fügt hinzu: sane 
si Magistratus ipse haec sortilegia publice instituit; uti Osna- 
brugae anno 1521 factum; et merces aureas, argenteas etc. 
exponat — dann ist dies Spiel für erlaubt zu halten. Dies ist 
noch eine Warenlotterie; später vermischte man Geld- und 
Warengewinne ^). 



1) Die einzig hierüber zu findende Stelle spricht von Frankreich: 
Delamare traite de la police liv. III titre IV chap. VII pag. 427. Die 
Lotterie wurde nach Frankreich gebracht: apporte d'Italie sous le 
titre de blanque. Ebenso heisst es in dem Ankündigungsplane der 
ersten Lotterie von 1539: nous proposons entre autres celuy de la 
Blanque, longtemps permis es Villes de Vonise, Florence, Genues etc. 

2) De aerario 1. II. cap. 118. 1671. 

3) z. B. bei der englischen Lotterie von 1569. 
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Die erste reine Geldlotterie von Staatswegen, die ausser- 
halb Italien proponirt wurde, ist die von Paris. Schon vorher 
waren Warenverlosungen unter den Kaufleuten sehr üblich. Als 
aber Franz I. seine grossen Kriege fürte und dadurch die Fi- 
nanzen ungemein schwächte, schlug man vor, auch zu Staats- 
zwecken dies Spiel zu benutzen : et le Boy, der darauf einging, 
fit expedier des Lettres patentes dat^es du mois de May 1539. 
Elles peuvent passer pour le premier Etablissement des Loteries 
en France. Diese Lotterie hatte indessen wenig Glück. Man 
kaufte keine Lose und eine neue Aufforderung zur Teilname 
wurde am 24. Februar 1541 nötig. Ihre weiteren Schicksale 
sind verborgen: on ne sgait point, si cette premiere Loterie fut 
remplie et tiree. Nicht besser ging es einer Lotterie, die 1656 
von dem Italiener Tonty vorgeschlagen war: sie kam nie zum 
Endziele. Erst 1660 wurde unter Ludwig XIV. eine Lotterie 
auch gezogen und bald gelangte nun dieses Spiel zu grosser 
Uebung beim Volke*). 

Sehr frühe, und vielleicht hier zuerst ausserhalb Italien 
mit praktischem Erfolge, gelangte die Lotterie zur Anwendung 
in Amsterdam. Beckmann 2) gibt die Notiz, dass schon 1549 
eine Lotterie zur Erbauung eines Kirchturmes in Amsterdam 
stattgefunden habe. Weitere Nachrichten gibt Pontanus *). Eine 
woltätige reiche Frau in Amsterdam hatte ein Waisenhaus, 
Orphanocomium, im Jare 1523 errichtet. Bald stellte sich aber 
heraus, dass für die grosse Zal der Waisen nur unzureichend., 
dadurch gesorgt werde; um Geldmittel zu erhalten heisst es 
daher: anno 1561, sortilegium seu Loteriam instituendam Se- 
natus decrevit*). In gleicherweise wurde für Errichtung eines 
grösseren Gerontocomium im Jare 1600 ein sortilegium, quam 
Loteriam vemaculo idiomate nominamus, durch Senatsbeschluss 



1) of. hierüber Delamare 1. c. chap. VII. 
*2) L. c. S. 332 mit Berufung auf: Gommelin: beschryving der 
Stadt Amsterdam I pag. 440. Dies Bach stand nicht sa Gebote. 

8) Rerum et urbis Amstelodamensium historia. Amst. 1611. Dies 
seltene Bach wurde mir durch besondere Güte zugänglich. 

4) Lib. IL cap. II. S. 69. 
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öffentlich abgehalten 0- Di^ Einname hieraus war so gross, 
dass die Zal der aufzunehmenden Greise von 45 auf 100 erhöht 
wurde. Die Lotterie scheint somit in Holland vorzugsweise zu 
woltätigen Zwecken benutzt worden zu sein. Es war auch üb- 
lich, dass einzelne Bürger noch Extragaben in die Lotterie ein- 
brachten*). Jedenfalls war Lotterie ein in Holland gebräuch- 
liches Spiel, nirgends findet sich eine Andeutung, dass aus 
fremden Ländern, besonders aus Italien, dies sortilegium her- 
übergenommen sei. Schon die feste üeberzeugung, „loteria*' 
sei ein holländisches Wort, muss zur Anname füren, dass dies 
Spiel in Holland eigentümlich entstanden ist. 

Diese Anname wird bestärkt, wenn wir sehen, dass alle 
anderen Völker die eigentliche Lotterie erst später anwandten 
und sie einfürten mit dem ausdrücklichen Hinzufügen, eine Lot- 
terie „nach Holländischer Weise" anstellen zu wollen. 

Die Art der holländischen Verlosung ist jedenfalls bei 
keinem der von uns behandelten früheren Autoren beschrieben. 
Das Eigenartige derselben bestand darin, dass man die eine 
Lotterie in mehrere aufeinander folgende Verlosungen zerlegte 
und somit grossartige Geldspeculationen damit verband. Denn 
die Dauer der Ziehungen macht es möglich, inzwischen die 
Kapitalien zu Geldgeschäften zu benutzen. Auch kann die Lot- 
terie viel grössere Dimensionen annehmen, wenn sie aus gleich- 
sam mehreren Sonderlotterien mit besonderen Einsätzen und 
Gewinnen sich zusammensetzt. Die Spannung der Spieler wird 
dadurch erhöht und lebhaft gehalten, dass erst in der letzten 
Klasse die höchsten Gewinne und das sogenannte grosse Loos 
herauskommen. Ferner wird ihnen durch die Nachzalungen eine 
grössere Summe entlockt. Gar mancher würde sich bedenken 
z. B. 100 Mark von Anfang an aufzuopfern. Aber wenn er 
zur ersten Klasse 6 Mark zalt und dann allmälich die steigen- 
den Preise 12, 18, 24 etc. Mark nachzalt, kommt ihm der Ge- 
sammtverlust nicht so zu Bewusstsein. Er kann zwar nach den 
ersten Klassen zurücktreten : die Erfarung- aber zeigt, dass dies 



1) Eod. cap. VI. S. 87. 

2) Adspirante singulari civium manificeDtia. 1. o. lib. 11. cap. II. 

4 
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fast nie geschieht, da die Spiellust und die erhöhten Chancen 
zum Fortspielen antreiben. 

Noch heute nennt man diese Art der Lotterie: Hollän- 
dische Klassenlotterie. 

Die älteste deutsche Elassenlotterie fand in Hamburg im 
Jare 1610 statt. In der Senatsverftigung, welche sie einfurte, 
hiess es *) : „Lotterey ist ein in Holland gebräuchliches Mittel 
und wird zu Beyschaffung der Kosten, so zu anrichtung des 
Zuchthauses nötig, von denen Bürgern vorgeschlagen, welche 
Meynen: das solches voll 80000 Mark tragen sollte". Conv. 
S. C. de 16 Aug. 1610. Ein hoher Rat approbiret solches, 
lässt die „Verfahrung anschlagen" und am 9. Febr. 1615 hat 
diese Lotterie „glücklich ihre Endschaft erreicht". Nach diesem 
ersten Versuche folgten mehrere Lotterien. Eigentümlich ist, 
dass am 14. April 1701 eine Lotterie von E. Ehrb. Rathe vor- 
geschlagen wurde „zu völliger Befriedigung der Soldatesque". 

Im Jare 1569 war eine Lotterie in London und 1660 er- 
richtete Tonti am Hofe Ludwigs XIV. in Paris eine solche 
nach eigenem Plane. 

In Deutschland ist Nürnberg 1715 nach Hamburg die 
erste Stadt, die eine Lotterie abhielt. Im Juli 1740 wurde in 
Berlin die erste Lotterie „eine ganz unbekannte Sache auf hie- 
sigem Boden" gegründet 2). Sie hatte nur eine Klasse mit 
20000 Losen und 4028 Geld- oder Warengewinnen. Das Los 
kostete 5 Thaler. Die weitere Verbreitung der Klassenlotterien 
ergibt folgende Errichtungen: 1697 in Leipzig, 1707 in Prank- 
furt a. M., 1726 in Dresden, 1730 in Hanau, 1741 in Hannover, 
1749 in Kassel, 1750 in Braunschweig, 1781 in Gotha, 1790 
in Darmstadt, 1814 in Lübeck. 

Die Bezeichnung „Lotterie" ist in Deutschland schon frühe 
üblich. So kommt in Hamburg 1610 das Wort Lotterey als 
holländisches Spiel vor»). In England findet sich „lottery" 



1) Nucleus: recessnum et conyentuum Hamburgensinm Altena. 1705 
B. V. Lotterey. 

2) Versuch einer histor. Schild, von Berlin Band V 1. S. 19. 

3) Nucleus recessuum et conventuum Hamburgens. Altena 1705 
s. V. Lotterey. 
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scbon 1567 in einem staatlichen Lotterieplane ^). In Frankreich 
spricht man seit 1658 von blanque et loterie *). 

Für die Ausspielungen war das in Deutschland gebräuch- 
liche Wort: Glückstopf oder oUa fortunae. So handelt schon 
eine Schrift aus dem Jare 1582 von Sigismund Suevus (Seh wob) 
über Glückstöpfe, wie die bey der jetzigen Welt in Brauch 
sind ®). 

Trotz der frühen und zalreichen Verbreitung der Lotterien 
in Deutschland hat eine eigene Literatur hierüber sich erst spät 
entwickelt. Wir füren die bezüglichen Schriften, so weit sie 
sich vorfanden, auf^ bemerken jedoch zugleich, dass sie einen 
grösseren Wert nicht besitzen. Die Autoren ergehen sich meist 
in unendlichen Abschweifungen über religiöse, und philosophische 
Gesichtspunkte: von juristischen Ausfürungen ist nur weniges 
zu finden. Von Einfluss für ihre Anschauungen ist besonders 
die Schrift des Theologen Le Clerc (Clericus) 1696 r^flexions 
sur ce que Ton apelle Bonheur et Malheur en matiere des Lot6- 
ries gewesen; auch ein: traite du jeu 1709 von Joh. Barbeyrac 
wird öfters erwänt. 

Die deutsche Specialliteratur über Lotterie wird vom 
18. Jarhundert begrenzt. Wir nennen: 

1) 1714 Geo. los. Wagner: Diss. de lotteriae natura et 
proprietatibus. 

2) 1715 M. lo. Fried. Wucherer medit. de eo quod iustum 
est circa Lottarias. lenae*). 



1) Gentleman's Magazine vol. 48 anno 1778 pag. 470. 

2) cf. oben § 4 a. E. 

3) Alle Bemühungen, dies Bach zu erhalten, waren vergebens. 

4) Diese Schrift gehört an sich nicht hierher. Wucherer ist Phi- 
losoph und seine ganzen meditationes tragen rein philosophisches Ge- 
präge. Er fürt weitläufigst den höchst unnötigen Beweis, dass nicht 
die Engel noch die Genien den Losgewinn bestimmen; versucht dar- 
zulegen, dass weder fatum noch fortuna bei der Auslosung herrsehen 
u. s. w. Indessen bietet er doch an einzelnen Stellen Anschauungen, 
die auch juristisch von einigem Interesse sind, so dass wir ihn nicht 
ganz übergehen wollen. Wie wenig seine Schrift für die damaligen 
Juristen Bedeutung hatte, geht daraus hervor, dass Wildvogel, der 
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3) 1718 Chr. Wildvogelio praeside: loh. P. Aeg. Nitschius 
unter dem gleichen Titel. Jenae. 

4) 1724 lo. Casp. Bernardi: diss. de iustitia et utilitate 
Lotteriae sive oUae fortunae. Herbipoli. 

5) 1725 Em. lo. Fried. Mantzelli Diss. de Lotteriis* Rostock. 

6) 1731 Ant. Fanc. Mangienne de schedula lotteriali com- 
muui ab adolescente meretrici donata. Argentor. 

7) 1786 I. Solf : positiones quaedam de Lottariis. Argentor. 

8) 1806 I. Gotth. Beschorner: Diss. quaest. nonnullae ad 
ins Lottar. pertinentes. Dresden. 

Von den aufgezälten Abhandlungen über Lotterie sind nur 
die von Wucherer, Wildvogel und Solf näher berücksichtigt, 
die anderen sind teils unbedeutend, teils standen sie nicht zu 
Gebote. 

Wichtig und daher näher zu berücksichtigen sind ferner 
die in den allgemeinen Darstellungen des Civilrechtes enthal- 
tenen Ansichten über Lotterie. Wir werden finden, dass diese 
im engen Zusammenhange stehen mit dem oben ausgefürten 
gemeinen Spielrechte, sowie auch mit den Anschauungen der 
speciell über Lotterie behandelnden Autoren. 

§ 7. d. Die deutsche gemeinrechtliche Lehre über 
Lotterie. 
Man sagt heute nur: Lotterie ist den Glücksspielen zuzu- 
rechnen und folglich nach römischem Rechte für verboten zu 
erklären. Dass es ein von justinianischen Lehren völlig selb- 
ständig entwickeltes Spielrecht bei den gemeinrechtlichen Juristen 
gäbe, und dass hiernach auch die Lotterie vielleicht anders als 
nach römischem Rechte zu beurteilen sei: dieses Verhältniss wird 
heute durchaus ignorirt, ebenso wie die Tatsache, dass das eigen- 
artige canonische Recht, wie auf das Spielrecht, so noch viel- 
mehr auf die Lotterielehre von beherrschendem Einflüsse ge- 
wesen ist. Ueber die Ansichten der gemeinrechtlichen deutschen 
Juristen ist folgendes zu bemerken: 



3 Jare nach ihm in derselben Druckerei seine Diss. erscheinen Hess, 
ihn nirgends erwänt, vielmehr anfangs erklärt: diss. hac de re iuridice 
conscriptam adhuc vidi nullam. 
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In der älteren Zeit, als die Glücksspiele erst vereinzelt in 
Aufname kamen, verhielt man sich ablehnend. Sigismund 
Suevus 1851 hielt alle Glücksspiele und somit auch die von 
ihm besprochenen Glückstöpfe für unerlaubt. Ebenso ereifert 
sich gegen alle „contractus illi sortium vulgo dicti Loteriae^ 
vom theologischen Standpunkte der Holländer Gisbert Voöt 
1660 2). Er erkennt zwar an, dass die Canonisten Del Rio, 
Garcia, Lopez, Molina, Suarez etc. die Ausspielungen vertei- 
digen, aber: e nostris omnes privatorum Loterias repudiant, non- 
nuUi de publicis dubitant. Er hält auch die letzteren für un- 
erlaubt und schädlich. Trügerische Hoffnung verleite die Men- 
schen; der Verwand, dass Arme hierdurch unterstützt würden, 
sei absurdum, quod eodem colore omnes lusus aleae defendi 
possent. Doch muss er zugeben, dass die politici, inter quos 
Eeckermannus, institutum laudant. 

Die gemeinrechtliche Literatur in Deutschland beginnt erst 
mit Ende des 17. Jarhunderts die Lotterie in den Bereich ihrer 
Untersuchungen zu ziehen. Ehe wir die Civilisten besprechen, 
sei der berümte Lehrer des Völkerrechts erwähnt: 

Samuel von Pufendorf (geb. 8. Jan. 1632, gest. 26. 
Oct. 1694 in Berlin). Sein vielgelesenes Werk de iur« naturae 
et gentium erschien zuerst 1672 ^). Er handelt daselbst lib. V. 
cap. IX de contractibus, qui aleam continent, und erwänt dabei 
die Lotterie. § 6. Est quoque non infrequens Lotaria, quam 
vocant, quando plures de re, quam coUatitia pecunia emunt^ 
post Sorte decernunt, cui sola ea tota cedere debeat. Zwei Con- 
trakte sind in diesem Spiel enthalten: der erste ist eine species 



1) So berichtet Elock: de aerario II. o. 118; über Sueyas siehe 
oben S. 51. Not. 8. 

2) De aleae lusu pag. 227 Nr. 7. Der Tractat selbst lag nicht 
vor, er ist aber eingehend citirt bei: Wildvogel 1. c. p. 2; W^uoherer 
1. c. pag. 43; Ladewig: opuscula misceUa t. II 1. 3 op. 3 § 7 pag. 864. 
Magdeburg 1720. 

3) Die benutzte Auflage: Leipzig 1744 mit Anmerkungen von 
Nie. Hertius und Jo. Barbeyrac. Letzterer (1674 — 1744) übersetzte das 
Buch ins französische. Schon 1750 erschien hiervon die [benutzte] 6. 
Auflage. 
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venditionis, der andere ein contractus sortis divisoriae. Mit an- 
deren Worten: Pufendorf reproducirt die canonistische Lehre. 
Neu ist aber ein Ausdruck, der sich — wir constatiren dies 
nachdrücklich — hier zum erstenmal findet und der uns noch 
öfter beschäftigen wird. Er sagt diese oUa fortunae (auch die 
Bezeichnung la Raffle kommt für Lotterie vor) ist etsi affatim 
aleae sit ei admixtum, verwandt der ^emptio spei". Conse- 
quenzen werden aus dieser Verwandtschaft nicht gezogen. Die 
alea wird nicht verdeckt, sondern mehrmals hervorgehoben. Auch 
seine obige Teilung des Vertrages beweist, dass er auf diese 
Auffassung keinen Nachdruck legt. Es wird sich aber zeigen, 
dass diese emptio spei im neueren Rechte eine grosse Rolle spielt. 

Die Gültigkeit und Erlaubtheit des Lotteriegeschäftes 
steht für Pufendorf ausser allem Zweifel. Die aufgeworfenen 
Bedenken des Joan. Loccenius, diese oUae seien nach den rö- 
mischen Regeln über ludus aleae verboten, werden damit wider- 
legt; verum haec omnia ad abusum pertihent. Auch billigt 
dieser selbst die Lotterie, wenn sie one Betrug angestellt wird. 

Im Vergleich zu dieser immerhin ausfürlichen und jedenfalls 
klaren Darlegung Pufendorf s sind die Lehren der gemeinrecht- 
lichen Civilisten über Lotterie leider nur sehr selten und meist 
höchst fragmentarisch entwickelt. Ulrich Huber*) bemerkt 
nur: dass die ordinatio politica von 1661 tit. 8, wenn sie die 
oUa fortunae oder den Glückstopf den verbotenen Spielen zuzält, 
lediglich damit die privaten, die one publica autoritas angestellt 
werden, meint. Die anderen Lotterien sind völlig erlaubt. 

Noch dürftiger ist Huber's Landsmann Johann Voöt^). 
In einer fast komischen Art weist er die ganze Frage ärger- 
lich von sich ab mit den Worten: ollae fortunae vulgo Lot- 
teryen : tanta nunc, dum haec scribo, in usus pauperum multi- 
plicatorum frequentia est. ut iura eorum a lippis magis atque 
tonsoribus quam a Jurisconsultorum ordine didiceris. 

Einzig von Bedeutung ist der, auch für die Spiellehre so 
einflussreiche, deutsche Gelehrte: Samuel Stryk»). Man 

1) cf. oben § 8. S. 29. 

2) cf. oben 8. 81. i. c. § 10. 
8) cf. oben S. 29. A. 2. § 22. 
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hat nach ihm zu unterscheiden bei den Lottereyen (oUa for- 
tunae, Lottaria): 

1. die oUae circumforaneorum, welche mille dolis circum- 
venire conantur, betrügerisch handeln und die daher nemo pro- 
bare potest. 

2. die ollae quae autoritate publica constituuntur, um der 
necessitas des Staates nachzuhelfen oder um die piae caiisae zu 
unterstützen. 

Die Frage nach der Erlaubtheit der letzteren Lotterie ist 
schwierig. Es ist nicht zu leugnen, dass durch die zalreichen 
tesserae, welche caecae genannt werden, viele geschädigt werden. 
Indessen die Leute, welche ja nur aus Gewinnsucht sich am Spiele 
beteiligen [lucri captandi causa accedunt], wissen von diesen 
Nieten, und ferner hilft der Unternehmer der Lotterie den Armen. 
Stryk kommt deshalb zu dem Schlüsse: excusari haec res poterit, 
cum volentibus iniuria non fiat. Jedenfalls ein recht bequemes 
Sophisma. 

Dass ein so strenger Jurist, wie Stryk in dieser weise die 
Lotterie billigt, ist jedenfalls sehr wichtig für die ganze Stellung 
des gemeinen ßechtes. Erwägen wir seine und seiner Zeitge- 
nossen Lehre über Spiel, seinen Anschluss an die freie cano- 
nistische Anschauung, so müssen wir die Schlüsse über Lotterie 
als völlig consequent anerkennen. Auch hierbei verleugnet 
Stryk seine üebereinstimmung mit den Ganonisten nicht. Als 
Gewärsmänner für die Erlaubtheit der Lotterie werden in erster 
Linie genannt Molina und Del Bio. Neben diesen kommen 
Pufendorf und Keckermann, wärend die Ansicht der Theologen 
Dedeken und Amesius, welche illas oUas penitus impugnant, 
verworfen wird. 

Dass diese Ansicht Stryk's von der allgemeinen Lehre ge- 
teilt werde, wird vielfach geleugnet und ist jedenfalls unbe- 
wiesen. Die gemeinrechtliche Literatur über Lotterie ist sehr 
dürftig, und vor allem fehlt es an jeder Darstellung, welche ein 
einheitliches Bild zu geben versuchte. Diese und jene Frage 
wird herausgegriffen und eventuell gründlicher untersucht, aber 
ein System ist nicht zu finden. Es kommt hierzu ein Umstand, 
der allerdings die ganze Lehre über Bechtsgültigkeit der Lot- 
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terie zersplittern musste und im wesentlichsten den freien Blick 
trübt. Es ist dies das Verbot des freien Privatbetriebes der 
Lotterien. Gerade hierdurch, durch solche Inconsequenzen der 
Rechtslehre, welche denselben Vertrag hier als gültig, dort als 
ungültig erklärte, wurde eine einheitliche Rechtsauffassung aufs 
höchste erschwert und eine diffuse, unerquickliche Lehre 
provocirt. 

Von diesem Verbote ausgehend schliesst nun die heutige ge- 
meine Lehre also: Lotterie ist ihrer Natur nach reines Glücks- 
spiel. Nach gemeinen Rechten gehört sie daher unter die ver- 
botenen Spiele und kann nicht anders als mit ausdrücklicher 
Erlaubnis des Landesherrn errichtet werden. So urteilen be- 
sonders Glück*), Runde 2) und im Anschluss an sie manche 
andere Autoren. Das faktische Verhältnis ist gewiss richtig 
angegeben: Privatlotterien bedürfen nach dem bestehenden 
Rechte zu ihrer öffentlichen Errichtung der staatlichen Erlaub- 
nis. Aber der Grund hierzu scheint mir keineswegs in der 
Spielnatur der Lotterie zu liegen, er leitet sich aus ganz an- 
deren Erwägungen her. 

Um dies jedoch auseinanderzusetzen, genügt es nicht die 
einzelnen Ansichten der hierher gehörigen Autoren darzulegen, 
wir würden dadurch nur fragmentarische Bruchstücke erhalten. 
Es muss vielmehr der Versuch gemacht werden aus allen den 
Einzelheiten, so weit es möglich ist, einen Zusammenhang her- 
zustellen, um somit vielleicht ein Bild von der waren gemein- 
rechtlichen Lehre über Lotterie und dem Grunde der Verbote 
zu erhalten. 

' Stellen wir zunächst die gemeinrechtliche Auffassung des 
Lotterievertrages fest. Die canonistische Lehre, welche den 
Vertrag in zwei Akte zerlegt, ist noch immer von gewissem 
Einflüsse. Wir erwänten sie bei Pufendorf und finden sie 
ebenso wieder bei Wildvogel®). Von weiterer Bedeutung ist 
diese Zerlegung hier ebensowenig, wie bei den Canonisten. 
Grösseren Einfluss hat eine andere Auffassung, welche neben 

1) Pandekten-Comm. Bd. XI tit. V § 762. 

2) Gem. deatsches Privatrecht. Bd. L § 212. 
8) Dias. oit. de lottariis thes. 6. 
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jener von denselben Schriftstellern erwänt wird: diejenige näm- 
lich, welche den Lotterievertrag als emptio spei auffasst. Diese 
wird, im Anschluss an Pufendorf, von Wildvogel thes. 26 näher 
angefürt. Intercedit inter eum qui sortes pecunia redimit et 
eum qui Loteriam instituit species contractus spei, qui ad emp- 
tionem venditionem proxime accedit. Der consensus partium, 
merx, pretium certum: alle Erfordernisse des Kaufes liegen 
vor. Praktischen Wert hat diese Construction aber nicht. Im 
Gegenteil schon in thes. 30 muss er die Gonsequenzen aus 
seiner Theorie abweisen. In 1. 8 § 1. Dig. de contr. empt. 
heisst es nämlich, dass bei der emptio spei der Verkäufer nicht 
für Eviction hafte. Bei der Lotterie würde dieser Satz das 
ganze Geschäft ruiniren. Wildvogel sieht sich daher genötigt 
geradezu ein essentiale des Hoffnungskaufes aufzugeben: dass eine 
res incerta gekauft wird. Er sagt: at vero in casu Lotariae 
res «certa'^ victori in periculi suscepti pretium assignatur und 
daher: merito praestanda est evictio. Wie bei solchen Modifi- 
cirungen noch emptio spei gerechtfertigt werden soll, nachdem 
das Hauptcharakteristikum ins gegenteil gewendet ist, bleibt 
unklar. Auch andere Bemerkungen zeigen deutlich, dass er 
zum mindesten selbst schwankend ist, so z. B. thes. 6: hie con* 
tractus proxime ad emptionem spei accedit, etsi plurimum aleae 
Sit admixtum; noch mehr thes. 4: Lotterie ist einer derjenigen 
Contracte: in quibus „fortuna et casus^' cum artibus humanis 
miscentur. Ueberzeugend, dass er Lotterie anders construirt: 
thes. 19 qui, licet sciens, pecuniam dederit ad „ludendum" in 
tali urna publica, habere repetitionem quia „ludus^ habetur 
licitus, non obstante 1. 1. § 3 ff. de aleat. Femer zeigt die 
Stelle der Pand. selbst, auf die man sich bei Anname eines Hoff- 
nungskaufes allein berufen kann, dass emptio spei und Spiel 
ineinander übergehen 1. 8 § 1. Dig. 1. c. aliquando et sine re 
venditio intelligitur, veluti cum quasi alea emitur. 

Alle anderen behandelten Autoren halten daran fest, dass 
die Lotterie Spiel sei. Pufendorf, Huber, Stryk wurden schon 
erwänt. Beyer*) spricht ebenfalls davon, dass man ein novus 



1) Delineationes ad Pand. Bd. XI tit. 5 s. o. S. 31. 
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ludus fortüiiae erdenke, eve Gallia vel Hispania in provincias 
suas einschleppe, worunter er offenbar die Lotterien versteht. 
Der Philosoph Wacherer spricht an den entscheidenden Stellen 
immer von contractus ludi seu aleae^). Uebereinstimmend sind 
die Deductionen des Juristen Ludewig ^). Er erwäntdieLotterien 
bei Gelegenheit derEinnamen: ex publice lusionum quaestu und 
spricht mehrmals aus, dass Lotterie ein genus sortis lusorium, 
genus sortilegii sei, bei welchem sortes ludicrae, sortes lusoriae 
entscheiden. Christian Wolff») sagt gleich bei der Definition: 
cum lotaria contractus aleae sit licita est in quantum con- 
tractus liciti qui aleam continent. 

Joan. Jos. Solf geht in seiner gauzen Abhandlung von 
dem Princip aus, dass Lotterie zu den lusus alearum gehöre 
und speciem aleae (§ 2) enthalte. Diese Beispiele mögen ge- 
nügen, um obige Behauptung zu rechtfertigen*). 

Da hiei:nach für Lotterie die Regeln des Spieles nicht der 
eolptio spei zur Anwendung kommen müssen, so ist an unsere obigen 
Pestsetzungen anzuschliessen. Wir fürten aus, dass die gemeinrecht- 
liche Lehre des Spiels keineswegs am römischen Bechte festhielt, 
vielmehr, von canonistischen Lehren beeinflusst, dasselbe an sich 
als ex natura erlaubt ansah. Nur von diesen Besultaten aus, lässt 
sich die weitere Bechtsanschauung über das Spiel der Lotterie für 
uns erklären. Denn es ist klar, dass nach justinianischem Recht 
die Lotterie und zwar jede, die private wie die staatliche, unbe- 
dingt zu den Glücksspielen gehört, demnach verboten ist, 
keine Klage auf Gewinn gibt u. s. w. Wie wollte man hier- 
mit die angefürten Deductionen von Pufendorf, Huber, Stryk 
vereinigen, one die Grundlage freierer und selbständiger Bechts- 
regeln vom Spiele? Schon diese beweisen, wie sehr man auch 
bei der Lotterie den Tatsachen Rechnung trug, sich nicht in 
Gegensatz zu der praktischen Uebung setzen wollte. Dasselbe 



1) 1. c. § 29. cf. oben S. 51. 

2) Opuscula miscella tom. II IIb. III op. III pag. 864 ff. Magde- 
burg 1720. 

3) Instit. iur. naturae et gentium § 673. Hai. 1750. 

4) Wir kommen unten § 12 auf die Frage zurück. 
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werden wir bei den, teilweise noch weiter gehenden, ferner zo 
besprechenden Autoren finden. 

Bemerkenswert ist vielleicht, dass auch vom philosophischen 
Standpunkte Wucherer 's der aleae contractus der Lotterie ein- 
gehend verteidigt wird (§ 28 ff. 1. c). Söwol die auctores lot- 
tariarum, als auch derjenige, qui „societatem'' huius contractus 
ineat, tuen völlig recht daran, den Lotterievertrag zu schlies- 
sen. (§ 25). 

Lynker 1) (1643—1726) schliesst sich völlig an Pufendorf 
an. Indem er die mehreren Arten der von Eaufleuten veran- 
stalteten Ausspielungen bespricht, kommt er zu dem Schlüsse, 
dass dergleichen Spiel oder Lotteria in allen Rechten erlaubt 
ist. Von Genehmigung ist nicht die Rede: das Spiel ist nach 
seiner Natur völlig zu billigen. 

Umgekehrt spricht Ludewig *) nur von staatlichen Lotte- 
rien, die ihn bei seiner Abhandlung über die Staatseinkünfte 
natürlich allein interessiren. Er zeigt sich anfangs unentschieden : 
neque refeilere animus est, neque nostro calculo approbare; wo- 
ran er den Grundsatz knüpft: eam tamen rerum consultores sibi 
legem ponant, compendiorum hanc esse naturam debere, ne vel 
deum offendant vel commoda principis laedant. Demgemäss 
kann er sich denjenigen, die alle Lotterie verdammen, nicht an- 
schliessen, zumal in Germanicis sind sie nützlich: ubi privato- 
rum hominum tantae divitiae non sunt [um auf andere weise 
für milde Zwecke etc. genügend beisteuern zu können] neque 
tantum animi pro fortuna. Später*) spricht er sich noch ent- 
schiedener aus. Und zwar zeigt sich dabei der überwiegende 
Einfluss der Ganonisten auf seine Lehren. Ja als er die Schwie- 
rigkeiten erwänt, die von einigen Seiten gegen die sortes luso- 
riae gemacht werden, beruft er sich geradezu auf die freie An- 
schauung der Ganonisten mit dem Grundsatze: das ins canoni- 
cum ist in Deutschland stärker als das justinianische Recht! 
Danach ist selbstredend, dass er wie Molina, Scaccia, Del Rio etc. 



1) Responsa Lynkeriana resp. 167 Nr. 25. Jena 1736. 

2) 1. c. tom. II lib. I op. 3 cap. 20 pag. 334. 

3) eod. lib. III op. 3 pag. 865 ff. § 7. 
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ZU dem Schlüsse kommt: neque hoc genus sortis ideo-licebit 
redarguere, quamvis sit lusorium. 

Man bemerke hierbei , dass diese Deduction durchaus auf 
allgemeinen Gründen beruht. Lotterie ist zwar Spiel, aber die 
römischen Verbote des Glückspieles gehen uns nichts mehr an: 
die Ganonisten haben diese völlig modificirt, sie sagen: Lotterie 
ist gültiges Spiel, und diese Lehre ist für uns die masgebende. 
So ist etwa sein Gedankengang. Von staatlicher Macht, welche 
Verbotenes erlaubt machte, ist keine Rede: aus ihrer Natur 
selbst heraus ist Lotterie ein gestattetes Spiel. 

Von den speciell über Lotterie handelnden Tractaten sind 
für uns am wichtigsten die schon mehrfach erwänten von Wild- 
vogel und Solf. 

Chr. Wild vo gel beginnt, trotz seiner erwänten Theorie 
von der emptio spei, die für ihn one allen Einfluss ist bei der 
Frage nach der Erlaubtheit der Lotterie, seine Deduction also: 
thes. 3 referimus „sortitionem" Lottariae — ad rem indiffe- 
rentem, naturaliter licitam et politice utilem, utpote ex natu- 
turali dominii et contractuum iure permissum. Augustin [mit 
dem Ausspruche: sors non aliquid mali est, sed res est in du- 
bitatione kumana divinam indicans voluntatem] und Delßio 
dienen ihm hierbei als Gewärsmänner. Wie frei er überhaupt 
von Spiel und Lotterie denkt, ergibt seine Polemik gegen Gisb. 
Vogt. Wildvogel gibt zu, dass viele Betrügereien, blasphemia 
u. dergl. bei diesen Spielen vorkommen, aber selbst die un- 
schuldigsten Handlungen können durch dergleichen verunstaltet 
werden: nee tarnen homo sana mente contractus ipsos improbabit 
(thes. 2). 

Seine weiteren Unterscheidungen beweisen noch mehr, dass 
jede Lotterie ihm als an sich erlaubt gilt. Zunächst nach ius 
divinum und naturale gehört die Lotterie zu jenen Verträgen, in 
denen man eventui sortis die Entscheidung anvertraut. Diese 
Verträge haben nichts bedenkliches, denn nach der ratio do- 
minii und der naturalis libertas ist jedem zu gestatten, pericu- 
lum suscipere, da man liberam de rebus suis paciscendi facul- 
tatem hat. Der Societäts-:, Versicherungs-, Wettvertrag be- 
weisen dies. Die Lotterie ist also nach ius naturale völlig ge- 
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stattet. Dasselbe gilt für Wildvogel nach der politica Lottariae 
ratio, (thes. 5). Er teilt hier seine Beweisfürung nach den 
Arten der Lotterien, Die von Privaten veranstaltete Lotterie *) 
gehört zu dem genus commerciorum, und daher: ex naturali 
et politica commerciorum libertate omnibus habetur permissa. 
Nur diejenigen, welche im freien Handelsverkehr beschränkt 
sind, wie die Juden, sind eventuell auch von der Errichtung 
einer Lotterie ausgeschlossen. 

Die Staatslotterie dagegen (si publica fit Lottaria) ist 
als eine Art Steuer aufzufassen: referri potest ad genus col- 
lectae, quae publica Principis autoritate in usum publicum 
instituitur. Diese Lotterie ist um so mehr erlaubt, als sie eine 
ganz vorzügliche Art der Besteuerung gewärt. Niemand wird 
hier zum Beitrage gezwungen und sine cuiusvis incommodo 
sponte a quolibet ad usum publicum confertur^). 

Mit Wildvogel stimmt in der Grundanschauung vollständig 
überein Joan. Jos. Solf. Sein Traktat über Lotterie ist ent- 
schieden der beste und juristisch brauchbarste, den wir aus dem 
18. Jarhundert haben. Er rechtfertigt die Lotterie nicht mit 
allgemeinen Redensarten, sondern änlich wie Scaccia — der ihm 
jedoch unbekannt zu sein scheint — deducirt er deren Erlaubtheit 
aus der Natur des Geschäftes. Die Lotterie enthält nach ihm 
allerdings alea, ist Spiel: aber non tamen a prohibitione ludus 
alearum ad iniustitiam lottariarum in genere concludi potest, 
denn die Gründe der lex ultim. Cod. de aleat. passen nicht hier- 



1) So geben wir seinen Ausdruck: si privatim fiat. Hier ist 
nicht der in der heutigen Gesetzgebung gemachte Unterschied zwischen 
einer Lotterieveranstaltuug im Privatcirkel und in der Oeffentlichkeit 
gemeint. Diese ganze Trennung findet sich überhaupt nicht im älteren 
Rechte. Dass auch an unserer Stelle dem so ist, beweist die Gegen- 
überstellung der staatlichen Lotterie zu Finanzzwecken, ebenso die 
späteren Aussetzungen gegen die Privatlotterie (thes. 8), welche eine 
öffentliche allgemeine Beteiligung zur Voraussetzung macht. Cf. ebenso 
bei Solf 1. c. § 3, wo von öffentlicher Beaufsichtigung der lottariae 
privatae die Rede ist. 

2) So auch Eeckermann: politic. lib. I cap. 21 und Klock de con- 
tributionibus cap. 17. 
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für. Es wird im Gegenteil bei dem Lotteriespiel nur eine be- 
schränkte Summe ausgesetzt, die bestimmt ist und vorher be- 
zalt wird; Monate trennen die einzelnen Ziehungen; von Streit 
und blasphemia ist keine Rede : alles dies beweist für Solf, dass 
die Lotterie nicht der ratio nach zu den verbotenen Spielen 
gehören kann und dass daher: lottarias in genere licitas esse. 
(§ 2 1. c.) 

Zweierlei glauben wir nach den bisherigen Untersuchungen 
als festgestellt ansehen zu dürfen: 

1. Die Lotterie wird im gemeinen Rechte als Spiel, als 
ludus aleae aufgefasst; 

2. Das Lotteriespiel gilt gemeinrechtlich nach seiner Natur 
als erlaubter Vertrag. 

Mit anderen Worten: die Resultate des canonischen 
Rechtes, dessen Einfluss sich auch aus zalreichcn Citaten und 
Berufungen und aus der gleichen Deductionsart erkennen lässt, 
sind gemeinrechtlich angenommen worden. 

§ 8. e. Die Lotterieverbote und ihre rechtliche 
Bedeutung. 

Unsere Darstellung der Lehre des gemeinen Lotterierechtes 
würde jedoch höchst unvollständig sein, wollten wir bei diesem 
Resultate beharren , dass Lotterie an sich ein erlaubtes Spiel 
sei. Diese theoretische Bestimmung, deren Bedeutung sich 
auch später bewären wird, erleidet wesentliche Modificationen 
in der practischen Ausfürung. 

Als die Ausspielgeschäfte zuerst üblich wurden, waren es 
Privatmänner , meist Kaufleute die daraus Vorteil zogen. Die 
Canonisten fanden in diesen Privatunternehmungen nichts be- 
denkliches; nur um das Publikum gegen betrügerische Ueber- 
taxationen der Waren zu schützen, wurde mitunter staatliche 
Controle angeordnet. Neben den privaten übernam dann der 
Staat in Italien auch eigene Lotterien, wie die älteste Lotterie 
1530 in Florenz, die ebenfalls von obrigkeitlichen Kommissären 
geleitet wurde. 

Als die Lotterien sich verbreiteten, wurde man misstrauischer. 
Schon Molina berichtet, dass wegen vieler Betrügereien der 
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Unternehmer in Castilien es schlechthin verboten sei nach 1. 12 
tit. 7 lib. 8 novae coUectae: sortes mitti sine Begis facultate. 
Das erste positive Verbot der Errichtung von Privatlotterien 
scheint in den Niederlanden am 26. August 1563 und 1566 er- 
gangen zu sein. Selbst das Spielen in privaten wie auswär- 
tigen Lotterien wurde den Bürgern untersagt. 

In Frankreich, wo 1660 nach mehreren vergeblichen Ver- 
suchen die erste Lotterie gezogen wurde, verbot man gleich im 
folgenden Jare alle Privatlotterien 2). Auch sonst wurden, wo 
eine staatliche Lotterrieerrichtung stattfand, Verbote der Privat- 
lotterien erlassen *). 

Es ist demnach natürlich, dass diese Verbote auch in der 
Doctrin ihren Nachklang fanden. Mit Huber und Stryk war 
die Mehrzal der von uns behandelten Autoren der Ansicht, dass 
die Privatlotterien nur mit staatlicher Genehmigung errichtet 
werden dürfen. 

Wie verhalten sich nun diese Verbote zu der allgemeinen 
Lehre, auf welchen Gründen beruhen sie, wie sind sie zu er- 
klären? Mit Berufung auf unsere bisherigen Feststellungen 
glauben wir berechtigt zu sein, zunächst den Grund abzuweisen, 
dass die Privatlotterien an sich verboten seien , weil sie uner- 
laubtes Spiel enthielten. Wir sahen , dass das Lotteriegeschäft 
als solches in der gemeinen Lehre einstimmig gebilligt wurde, 
dass man die Lotterie als ein unbedenkliches, gültiges Spiel 
ansah. Nirgends fand sich bei Juristen die geringste Andeutung, 
dass ein solcher Privatakt nach römischem Bechte für verboten 
zu erachten sei, vielmehr wurde stets das Gegenteil ausfürlich 
und nach verschiedenen Standpunkten dargelegt. Was würde 
auch eine derartige Lehre für unlogische Voraussetzungen haben: 
es ist doch nicht zu leugnen, dass es qualitativ ein und dasselbe 
Bechtsgeschäft bleibt, ob die Lotterie vom Staate oder von Pri- 
vaten unternommen wird. Das erschien aber stets als unleugbar, 
dass die öffentliche Lotterie unbedingt gültig ist. Der grösste 



1) 1. c. disp. 50§ § 7. cf. oben S. 17 u. 88. 

2) Delamare: trait^ de la police 1. c. chap. VII: arret du Par- 
lement 11 Mai 1661 qui defend aux particuliers de faire des Loteries. 

3) z. B. in Hamburg 1714, Berlin 1770. 
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Staatsabsolutismus wird nicht sagen können : dieses Spiel ist 
ein rechtlich unstatthaftes; aber wenn der Staat es be- 
treibt, wird es plötzlich gültig und völlig lobenswert. Ent- 
weder der Staat betreibt ebenfalls kraft einer unrechtmässigen 
Gewaltstellung ein rechtlich zu verwerfendes Spiel oder dies 
Spiel ist für ihn wie für Private ein nach allgemeiner Bechts- 
anschauung zu billigendes. Da wir nun nach allem bisherigen 
nur die letztere Anschauung für die richtige halten können, 
so steht es für uns fest, dass nicht allgemeine, sondern höchst 
specielle Bestimmungsgründe vorliegen müssen , welche das 
Verbot der Privatlotterien veranlassten. 

Von Einfluss könnte hierbei zunächst die von Anfang an 
sich findende Bevorzugung der staatlichen Lotterien wegen ihres 
guten Zweckes sein. Es ist ein vielfach widerkehrender Schluss, 
dass sich wol einiges bei strenger Beurteilung gegen das Lotte- 
riespiel einwenden Hesse, aber die woltätige Verwendung der 
Einname aus der Lotterie müsste alle Zweifel an ihre recht- 
liche Zulässigkeit überwinden. Schon die Canonisten betonten 
stets diesen guten Zweck. Dass piae causae und die Armen 
dadurch unterstützt werden, macht das Spielen höchst ver- 
dienstlich 0« Man ging so weit zu behaupten, dass „die meisten 
als Christen in Einfalt ihres Herzens etwas von ihrem Ver- 
mögen gleichwie in die Armenbüchse, also auch zur Armen- 
verlosung anlegen. Ein Eigenütziger wird hingegen zur Lotterie 
schwerlich kommen und einen Thaler im Kasten vor gewisser 
halten, als 1000 in der Luft" *). Andererseits werden aber auch 
die Veranstalter der Lotterien belobt. So sagt Clericus ®) sehr 
bezeichnend: pour moi i' avoue que i' admire le bon sens de 
ceux, qui se sont avisez du moien de loteries, pour soulager les 
pauvres, et que ie ne saurois assez louer la sagesse des Magi- 
strats, qui ont voulu s'en servir. 



1) z. B. Ladewig: opusc. misc. tom. II 1. 3 op. 3 § 7, Elock: de 
aerario 1. II c. 118, Wucherer 1. c. § 26. 27. 

2) Ein deutscher Brief, der eingehend behandelt und dem hierin 
beigestimmt wird von Wucherer 1. c. § 39 pag. 57. 

3) Citirt bei Wucherer 1. c. § 25 pag. 38. 
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Eine überwiegende juristische Bedeutung aber darf man 
diesen mehr zur Ausschmückung benutzten Lobeserhebungen 
nicht beimessen. Von den Juristen legt nur Stryk auf den 
Vorteil, der den Armen zukommt, Nachdruck. Dass es der 
fromme Zweck nicht ist, welcher gerade die Staatslotterie recht- 
fertigt, ergibt sich aus zwei Momenten. Vorerst ist es nicht ab- 
zusehen, wodurch der gute Erfolg auf die staatlichen Lotterien 
beschränkt würde. Der betreffende Gewinnanteil kann ebenso- 
gut von privaten Lotterien an Arme etc. abgegeben werden: 
jedenfalls ist die erstere Art Almosen zu erwerben nicht ver- 
dienstlicher. Ferner aber verblasst der froname Zweck immer 
mehr, und ein staatlicher ersetzt ihn. Schon Del Rio (1. c. concl. 
II) schliesst: quod de causa pia dictum, idem tenendum de 
publica necessitate, d. h. ein Theil kann von der Lotteriesumme 
reservirt werden, um die debita Principis vel reipublicae zu 
bezalen. 

Wucherer erlaubt dem Staate (thes. 5 pag. 72) 10 % der 
Summe für sich der publica utilitas wegen zu nehmen. Dieselbe 
Quote teilt auch Wildvogel (thes. 24) dem princeps zu, damit 
er sie für öffentliche Zwecke verwende oder für sich behalte, 
tanquam census protectoris ^). Nur die rein canonistische Lehre 
beharrt in Deutschland noch auf dem alten Standpunkte, dass 
der laudabilis finis [Verwendung des Gewinnes ad pias causas 
etc.] honestatem conciliat contractui Loteriae*). Im tJebrigen 
ist für keinen gemeinrechtlichen Juristen diese Zweckbestimmung 
von Einfluss auf die rechtliche Beurteilung des Lotteriespieles. 
Auch würde die Absicht, die Schulden des Staates oder gar des 
Fürsten zu bezalen, so löblich sie an sich ist, schwerlich sich 
eignen, ein verbotenes Spiel als rechtlich gültig zu deduciren. 

Gerade diese letzte Ausförung, dass schliesslich die Lotte- 
rien vorzugsweise zu staatlichen Finanzzwecken dienten, gibt 
uns aber den Weg an, den waren Grund des Verbotes der Privat- 
lotterien zu erkennen. Es waren nicht privatrechtliche Erwä- 



1) Ebenso Ludewig: 1. c. 1. 8 opusc. 3 § 7. 

2) conf. Franc. Zech S. J. rigor moderatus diss. Ill cap. II sect. V 
§ 188. Ingolstadt 1751. 

5 
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gungen» man ging nicht von der Änname eines unerlaubten 
Spieles ans: sondern lediglich finanzielle Zwecke gaben zu die* 
sem Verbote die Veranlassung. Man erkannte staatlicherseits 
die Vorteile, den grossen Gewinn, den Private aus den Lotte- 
rien zogen, und beschloss, diesen Erwerbszweig ebenfalls auszu- 
nutzen. Der Gewinn eines staatlichen Geschäftsbetriebes ist 
aber um so grösser und sicherer, wenn die Concurrenz der Pri- 
vatleute ^ unterdrückt wird. Wollte man also an der Lotterie 
eine stetige Einnamequelle haben, so lag nichts näher, als diese 
den Staatszwecken allein dienstbar zu machen. 

Wir behaupten also: die Lotterie wurde, um als Steuer- 
quelle zu dienen, zum Begal erklärt. Aus diesem staatsfinan- 
ziellen Zwecke ergibt sich die üntersagung des Privatbetriebes^). 

Für diese Entwickelung sind die Staatsverhältnisse der 
Zeit, in welcher die Lotterie in Deutschland aufkam, von grosster 
Bedeutung*). Gerade im 17. Jarhundert befanden sich die 
deutschen Staaten in einer finanziellen Erisis schlimmster Art. 
Die Domänen, welche bis dahin zur Bestreitung des Staats^ 
haushaltes gedient hatten, genügten in keiner Weise mehr. Die 
vorhandenen Steuern gewärten nur geringen Ertrag; ihre Er- 
höhung oder Erweiterung war nur langsam und schmerig zu 
erzielen. Da bot sich nun in den Lotterien ein gewinnreiches 
Mittel, die Staatseinnamen zu verbessern^). Das Geschäft war 



1) So sagt das österreichische Hofdecret vom 29. December 1803: 
Das Aasspielen von Uhren, Dosen etc. nzum Nachteile der Lotterie** 
wird verboten. 

2) Ehe die staatlichen Lotterien aufkamen, heilsst es in Frankreich 
von den Privatlotterien: l'autorite publique n'y avoit encore en aacune 
part. Später verbot man in dem Plane der ersten staatlichen Lotterie: 
de faire ladite Blanque en la maniere qui s'ensuit: d. h. man paten- 
tirte gleichsam die staatliche Spielart. Endlich verbot man alle private 
Lotterien, cf. Delamare 1. c. 

8) cf. Röscher: Gesch. der Nationalökonomie 1874 S. 162, 193, 239. 

4) In diesem Sinne fürte man noch im 18. Jarhundert ausdrück- 
lich die Lotterien ein. So heisst es in der Verkündigung Friedrich d. 
Gr., als er 1763 das Lotto in Berlin errichtete : es komme ihm auf eine 
Geldquelle an, um die durch den siebenjärigen Krieg geschädigten Fi- 
nanzen aufzubessern. 
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ein völlig neues, aus fremden Ländern herübergekommenes: es 
erschien also gleichsam herrenlos und dem staatlichen Occu- 
pationsrechte verfallen. Somit nam es denn der Staat für sich 
allein in anspruch, beschränkte den freien Handelsverkehr: und 
es entstand neben den Begalen der Post, des Bergbaues, auch 
das Regal der Lotterien. 

Dies ist auch die Anschauung der uns vorliegenden Autoren. 
Wildvogel erklärt von anfang, die publica lottaria sei ein 
genus coUectae, quae publica principis autoritate in usum pu- 
blicum instituitur (thes. 5)*). Schon -aus der Natur der Steuer 
würde das ausschliessliche Anwendungsrecht des Staates folgen. 
Er spricht dieses aber auch deutlich aus in thes. 12: ius insti- 
tuendi Lottariam publicam ad „Begalia" et ius territoriale Prin- 
cipis s. Status Imperialis referimus, ex eo quod faciem collectae 
publicae faciat, quales indicere solius Principis est. Ein anderes 
kommt hinzu. Um grösseren Vorteil zu ziehen 2), werden die 
Gewinne zu höherer Taxe angesetzt, als ihr warer Wert beträgt. 
Solche Uebertaxation kann aber nur dem princeps zustehen, 
wollte man sie jedem Privaten gestatten, so würden diese be- 
greiflicher weise alle Schranken überschreiten. Daher sind die 
bezüglichen reservata Principis gerechtfertigt. 

Wie streng man auf das Begal, d. h. das ausschliesslich 
fürstliche Becht hielt, beweist, dass auch den städtischen Be- 
hörden eine Lotterieerrichtung one Wissen und Erlaubnis des 
princeps untersagt ist. Oeschieht dies dennoch, so liegt darin 
eine Anmassung der iura maiestatis et territorialia Principi re- 
servata, welche bestraft wird*). 

Bei der Einfürung des Begales versäumte man natürlich 
nicht, die Nützlichkeit dieser Staatsfürsorge hervorzuheben. Man 
pries die Sicherheit, den grossen Gewinn des glücklichen Spielers, 



1) Dasselbe wiederholt er mit Berufung auf Pufendorf: thes. 10. 

2) Neben diesem Gewinne nimmt der Staat auch ein bedeutendes 
interusurium, da oft sehr lange 2ieit zwischen Einzalung und Ziehung 
verstreicht, thes. 9. 

8) Die Ghurfürstliche Polizeyordnung tit. YIII § 4 sub rubrica von 
Glücks-Haafen droht eine Strafe von 100 Thalern hierfür an. 
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die finanziellen Vorteile. Auch freute man sich, ein Mittel ge- 
funden zu haben, um auch die Beiehtümer der Ausländer für 
eigenen Nutzen mitzubesteuern *). 

Anderenseits hob man aber die vielen — und jedenfalls 
mit Recht getadelten — Mängel der Privatlotterien hervor. Alle 
grossen Geschäftsunternehmungen, bei denen eine zalreiche Menge 
einzelner one rechten Zusammenhalt, one die Fähigkeit, dauernde 
Controle üben zu können, sich beteiligen, haben stets zu Be- 
denken reichliche Veranlassung gegeben. Wieviel mehr musste 
dies bei der Lotterie der Fall sein, bei der ein einzelner Teil- 
nehmer one jeden Einblick, one Macht auf die Geschäftsfürung 
bleiben muss; bei der ferner die Mitglieder sich gleichsam feind- 
lich entgegenstehen, da jeder auf Kosten des anderen gewinnen 
möchte: wieviel mehr musste hier der gröbste Missbrauch mög- 
lich und zum schlimmsten Betrug die Gelegenheit geboten sein. 
Klagen hierüber haben wir schon in der ersten Zeit, als die 
Ausspielungen aufkamen. Die Möglichkeit alte schlechte Waren 
zu hohem Preise abzusetzen, war auch zu verfürerisch. Noch 
grösser mussten die Bedenken aber werden, als die Geldlotte- 
rien aufkamen : mit Becht hat man diese grossen Geldgeschäfte, 
bei denen von der Menge des Volkes einzelnen so unverhältnis- 
mässige Summen zu gewagten Unternehmungen anvertraut wer- 
den, immer mit Argwon betrachtet. Ebenso wie Münzprägen, 
Emission von Banknoten etc. sind dies keine Geschäfte für 
Private. 

In Deutschland müssen die Betrügereien der Unternehmer 
von Privatlotterien, ebenso wie die Canonisten über Italien mit- 
teilen, einen bedeutenden Umfang angenommen haben. So be- 
richtet Besold*), dassman bei den oUae privatae circumfora- 
neorum mit mille dolis das Volk um sein Geld betrüge. Quanta 
enim fraudulentia et corruptio mercium, quanta impoflura cum 
schedulis selbst in Beisein der öffentlichen Beamten verübt wer- 
den, das wissen nur die in diese Künste Eingeweihten und die 



1) Quod per hoo exterorum pecuniae in subleyamentum onerum 
publicorum attrahuntur. Wildvogel thes. 9. 

2) Thesaur. praot. sub voce Glücks-Hafen. 
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oft Betrogenen. Auch Wildvogel sagt; dass man nicht leicht 
one spes improbi lucri eine Privatlotterie errichte und diese des- 
halb facilius censuram meretur (thes. 8). Durch alles dies wird 
es nötig, dass bei den ollae privatae eine obrigkeitliche Aufsicht 
bestehe, um alles zu überwachen. Die Taxation der Gewinne, 
die Vorname der Verlosung, die Auszalung des Gewonnenen 
muss unter öffentlicher Garantie stehen. Solf macht dabei be- 
sonders auf die grosse Zal der schedulae aufmerksam, welche 
eine coUusio inter dominum lottariae et ludentes begünstigte 
(1. c. § 3). 

So gross alle diese Mängel der Privatlotterien sind, so ist 
doch klar, dass sie keine notwendigen, keine aus der Natur des 
Geschäftes selbst folgende sind. Es wird jedenfalls auch solide 
und ehrliche Unternehmungen dieser Art gegeben haben, und 
durch scharfe obrigkeitliche Controle musste der Betrug sich un- 
terdrücken lassen. Dies war der Standpunkt des italischen Rech- 
tes, indem man für private wie für staatliche I^otterien öffent- 
liche Gommissäre beorderte. Dass man im gemeinen Bechte nicht 
hierbei stehen blieb, beweist nun, dass es nicht nur auf Unter- 
drückung der Missbräuche ankam. Der gute Zweck der staat- 
lichen, die Unsolidität der privaten Lotterien sind nur Aus- 
schmückungen für das Monopol; wäre, innere Gründe gegen die 
Privatlotterien geben sie nicht ab. 

Man konnte dann noch weiter gehen. Man brauchte gar 
nicht alle Privatlotterien als verwerfliche Spiele zu erklären. 
Das, was man wollte, war einfach: alle Lotterien im Lande 
sollten den staatlichen Finanzzwecken dienen. Finanzielle Vor- 
teile Hessen sich ziehen, one gerade zu behaupten, alle Privat- 
lotterien seien verboten. Es war nur nötig zu verlangen, dass 
der Staat um Erlaubnis ersucht wurde, die natürlich nicht um- 
sonst zu erlangen war. Zalreiche Beispiele gibt es, dass Privat- 
errichtungen genehmigt wurden gegen Zalung einer höheren 
Summe an die Staatskasse. Die Spiele aber, welche der Staat 
in dieser Weise durch öffentliche Genehmigung billigt, aus denen 
er finanzielle Vorteile zieht, diese kann er nicht mehr als recht- 
lich unerlaubte hinstellen. Verboten ist daher nur die selb- 
ständige Errichtung zu eigenem Vorteile one Staatsaufsicht. 
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So sagt Solf (1. c. § 3): lottariae privatae ubiquö fere locorum 
prohibitae sunt et ad eorum erectionem approbatio publica, ad 
extractionem vero praesentia personae publicae requiritur. Des 
weiteren fürt er dann aus: in approbatione lottariae de in- 
teresse reipublicae agitur und um das Interesse des Fiskus, qui 
commodum inde percipere potuisset; denn in der Genehmigung 
zur Lotterieerrichtung liegt ein Privilegium (§ 5). Dies zeigt 
denn doch deutlich, wie das Verbot zu |interpretiren sei. In 
änlicher Weise drückt sich auch die Verordnung Friederich d. 
Gr. vom Jare 1770 aus. Er erlässt ein Verbot aller Privat- 
lotterien, weil „eine Societät bereits mit dem Ausschliessungs- 
rechte, Lotterien [gegen Staatspacht] im Lande anzulegen, be- 
kanntlich oktroyeret seien"*). 

Eines besseren Beweises für unsere Behauptung, dass nur 
deshalb die Errichtung von Privatlotterien untersagt sei, weil 
man ein Lotteriemonopol haben wollte, bedürfen wir nicht*). 

Betrachtet man einmal die Lotterie aus dem Gesichtspunkte 
des Staatsmonopoles, so erklärt sich auch das weiter übliche Ver- 
bot der auswärtigen Lotterien. An sich sind diese ja ebenso gül- 
tig wie die einheimischen auch. Es muss aber auch hier wie bei 



1) cf. Versuch einer hisior. Schilderung von Berlin. Bd. V Teil I 
S. 238. 

2) Die ganze Frage wird dadurch verwickelt, dass wir es hier mit 
einer Collision von privatem und öffentlichem Rechte zu tuen haben. 
Indem man von Verbot der Privat lotterien spricht, denkt man gewön- 
lioh an civilrechtliche Ungültigkeit des Geschäftes wegen der Spielnatur 
dergl. und verwickelt sich dann in die unmögliche Unterscheidung zwi- 
schen privatrechtlich ungültigen Privat- und gültigen Staatslotterien. 
Von civilrechtlichen Regeln ist aber bei dem Verbote der ersteren gar 
nicht die Rede: der freie Betrieb wird wie bei Brie fbef Order ung, Eisen- 
bananlagen etc. aus öffentlichrechtlichen Gründen beschrankt. Sobald 
der Staat Genehmigung erteilt, ist das Geschäft wie jedes andere gültig 
und erlaubt. — Der innere Unterschied zwischen beiden Auffassungen 
[unerlaubtes Spiel oder Regal ist Grund des Verbotes] ist klar. Im er- 
steren Falle liegt der Grund in der Verwerfung des Geschäfts selbst, 
im zweiten in der Beschränkung der Verkehrsfreiheit zu Gunsten des 
Staates. 
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den Privatlotterien der Grund des Verbotes nicht im Spiele selbst 
liegen, sondern aus ausserhalb liegenden Erwägungen sich er- 
geben: und diese können nur sein : das staatliche Finanzinteresse, 
das Begal. Man schloss alle Concurrenz fremder Lotterien aus, 
um die Spielleidenschaft lediglich zum eigenen Vorteile auszu- 
nutzen. Nationalökonomisch ist diese Fürsorge ganz nützlich, 
denn auf diese Weise bleiben die unproductiv consumirten Güter 
im Lande. In diesem Sinne wurden 1755 und 1767 solche Ver- 
bote von Friedrich d. Gr. erlassen. Ein gleiches verordnete 1765 
der Senat von Köln mit der Hinzufügung: man könne unmög- 
lich die Spielsucht also frei geben, one die Möglichkeit weiser Be- 
schränkungen in der Hand zu behalten *). 

Nur ein, allerdings eklatantes, Beispiel ist uns bekannt, 
dass ein Staat dies Monopol nicht nur unbenutzt Hess, sondern 
sogar für fremde Rechnung geplante Lotterien den eigenen Bür- 
gern anpries. Dies geschah 1706 in Hamburg. Hier „thuen 
der Bürgermeister und Raht Jedermänniglichen kundt^S dass 
Ihre Kaiserliche Majestät Joseph nach Vertrag mit der Stadt 
„eine sehr Avantageuse Lotterey, Theils auff Leib-Renten, Theils 
auf bahre Gewinne, dahier in Hamburg auffrichten" wolle. Im 
übrigen aber hat auch Hamburg seine Lotterien auf eigene 
Staatsrechnung gefürt und alle fremden demgemäss verboten. 

§ 9. f. Das Lotto. 

Neben den bisher behandelten Lotterien entstand ein an- 
deres Spiel, das wenigstens einer kurzen Anfürung bedarf, da 
es meist unter dem allgemeinen Namen Lotterie mitbegriffen 
wird. Es ist dies das Lotto. Besonders in älterer Zeit scheidet 
man die Bezeichnungen nicht constant. Oft werden die Lotterien 
als Lotto, bald dieses als Lotterie angefürt. Später erst hat 
sich der feste Gebrauch gebildet, dem auch hier durchweg ge- 
folgt wird, zu unterscheiden: 

1. Lotterie (holländische oder Klassenlotterie), bei der fest 



1) Dass das Geld ausser Landes gebracht werde, bildet auch einen 
Vorwurf gegen die Privatlotterien, cf. ordinatio politica eiectoris Pala- 
tini tit. I No. 22 sub rubr. vom Glückshaafen. 
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bestimmte Geldgewinne anter eine bestimmte Anzal Lose 
verlost werden. 

2. Lotto (genuesisches oder Zalenlotto) bei dem durch un- 
bestimmt viele Wetten auf mehrere Zalenauszüge erst 
sich ergibt, ob und wie grosse Gewinne herauskommen. 

Dies eigentliche Lotto hat eine von der Lotterie durchaus 
getrennte, selbständige Entwickelung genommen. Die Genueser 
werden als die Erfinder genannt 0. Es war in Genua nämlich 
Sitte, dass die neuen Ratsherren durch Los aus der Zal der 
Candidaten bestimmt wurden. Nun pflegte man darauf zu wetten, 
dass dieser oder jener Candidat gezogen wfirde. Als das Spiel 
populär wurde, Übernamen Banken das ganze Geschäft. Es ist 
also ganz derselbe Vorgang, wie man ihn bei grossen Wett- 
rennen in Paris und London noch heute übt. Als man den 
grossen Vorteil der Banken erkannte, errichtete der Staat diese 
selbst und gab der Ziehung durch kirchliche Feierlichkeiten erst 
eine gewisse religiöse Weihe. Wie wenig aber trotzdem der 
wäre Wert dieses Spieles verkannt wurde, beweist, dass im Volke 
der Glaube herrschte, den Ratsherrn Benedetto Gentile, dem 
man die Entdeckung des Spieles zuschreibt, habe zum Danke 
für diese Erfindung der Teufel geholt. Das erste Lotto der 
Genueser setzt man in das Jar 1620. 

Genua war übrigens keineswegs die erste und einzige Stadt, 
in welcher dergleichen Wetten vorkamen. 

Schon Andreas Alciat (1492—1550) spricht von der juri- 
stischen Frage: ob die sponsiones, quae quotidie fiunt: si talis 
pontifex creabitur gültig seien *). Er stimmt der Meinung der 
Rechtsgelehrten bei, welche in diesen nichts unerlaubtes sehen. 
Viel ältere Beispiele berichten auch die Canonisten von Rom*). 
Hier war es üblich, dass man, wenn die Cardinäle zur Papst- 
wal versammelt waren, wettete, wer Papst würde. Diese spon- 



1) Beckmann 1. c. S. 335. 

2) Opera omnia tom. I pars I comm. in tit. si certam petatur 
1. 37 No. 9. 

8) Azorius institutiones morales. pars 111 Üb. 1 1 cap. 20. Scaccia 
tract. de commerciis § 1 qu. 1 No. 125. 
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siones wurden von Pins IV. in der Bulle „in eligendis ecclesi- 
arum praelatis" im Jare 1562 verboten. Auch hier zeigt sich 
aber die für Spiel und Wettgültigkeit geneigte Anschauung 
der Canonisten. Man interpretirte das Verbot aufs engste: nur 
für Rom gilt die Bulle, ausserhalb Rom ist der Vertrag also 
völlig licitus ^). Ebenso gilt sie nur für die Papstwal: wenn man 
also, was sehr üblich war, auf die Wal der Cardinäle wettete, 
so ist dies durchaus gültig und erlaubt, denn huiusmodi spon- 
siones ex natura rei non esse illicitas.und consuetudine videtur 
esse derogatum Bullae ex hac parte. Die Wetten wurden voll- 
zogen dadurch, dass die Wettsumme deponirt wurde. Eigen- 
tümlich ist, dass dieses Depositum auf viele Käufer tradirt 
werden konnte und sogar je nach den Walaussichten im Gours 
stieg oder fiel: ita ut in eodem die per singulas horas soleat 
crescere et decrescere pretium sponsionis (Azorius). Es wird sich 
schwer ein Beispiel finden lassen, in dem die Canonisten über 
Geldgewinne freisinniger gedacht hätten. 

Neben dem Ausdruck Lotto findet sich bei Jo. Bapt. de 
Luca *) (t 1683) die Bezeichnung: Januensis sponsio, die ihm die 
geläufigere ist, da er nur in der Ueberschrift den Zusatz gibt: 
seu lotto. Luca berichtet über die grosse Verbreitung dieser 
sponsiones super extractionibus magistratuum seu officialium. 
In ganz Italien et forsan extra übt man sie aus. Der Staat 
hat einzelnen bancherii seu negotiatores das Recht ihrer Errich- 
tung zuerteilt: natürlich gegen entsprechende Abgaben *). Diese 
Unternehmer haben fere ubique ihre corresponsales s. receptores, 
welche das Geld von den Wettenden annehmen und ihnen die 
Namen derjenigen Personen mitteilen, welche zur Wal stehen. 
Der Vertrag wirkt für den Unternehmer; und die Rota*) hat 



1) Soacoia 1. c. sagt: in urbe Roma, ubi iustitia et boni mores 
magis quam alibi debent splendescere, aliquae sponsiones, quae alias ex 
sua natura non essent iilidtae — sint prohibitae. 

2) Theatrum veri^atis et iustitiae tom. VIT de alien. tr. 8 diss. 47 
u. 49 No. 7. 

8) Huiusmodi negotiatores notabilem reipublicae summam solvunt 
pro iure privato faciendi istum contraotum. 

4) Citirt bei Coccin. decis. 116 No. 1; deois. 395 No. 2. 
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diesen Vertragsabschluss unter Abwesenden fQr gültig erklärt. 
Auch Luca hegt keinen Zweifel an der Bechtsgültigkeit dieser 
Wetten: huiusmodi contractura regulariter esse validum, zumal 
da er nichts anderes bedeutet als emere spem seu aleam. 

Aus diesen Wetten entstand das moderne Lotto, indem 
man die Namen durch Zalen von 1—90 ersetzte : ein üebergang, 
der sich one Mühe ergibt. Diese Form scheint in Genua zuerst 
geübt zu sein, so dass man dies Lotto als Genueser bezeichnet. 
Es verbreitete sich seit .1620 ungemein rasch in ganz Italien. 
Auch in Rom spielte man so stark, dass Benedict XIII. (1724 
— 1730) das Spiel mit dem Banne belegte. Als dies aber nichts 
half, errichtete sein Nachfolger Clemens XXL selbst ein solches 
in Bom. 

Von Italien ist das Lotto erst spät nach Deutschland ge- 
kommen. Die gewönliche Spielform ist die: dass von 90 Zalen 
5 gezogen werden. Nun setzt man auf 1, 2, 3, 4, 5 Zalen, 
von denen man denkt, dass sie herauskämen. Hat man richtig 
geraten, so erhält man den Einsatz sehr hoch — jedoch keines- 
wegs im richtigen Verhältnisse zur Warscheinlichkeitsziffer *) — 
ausbezalt. 

Das erste deutsche Lotto ^) fand in Berlin 1763 statt für 
Bechnung Sr. Majestät des Königs von Preussen. Die Ziehungen 
wiederholten sich alle 3 Wochen. Um nur einen Begriff von 
der ungemein raschen Verbreitung des Lottos zu geben» möge 
folgende bis 1771 fortgefürte Zasammenstellung dienen. Es wurde 
in Deutschland ein Lotto errichtet im Jare 

1763 in Berlin. 

1764 in Mannheim. 



1) Nach den üblichen Bestimmungen erhielt man beim 

1. simplen Auszug mit 1 : 18 Warsoheinlichkeit nur den löfachen 

Einsatz. 
2 Ambe 1 : 400 270 fachen Einsatz. 

3. Terne 1 : 11748 5400 „ „ 

4. Quaterne 1 : 5110S8 60000 „ „ 

5. Quinteme 1 : z 44 Mill. 

2) In Oesterreich wurde noch früher am 13. Nov. 1751 durch ein 
Privilegium die staatliche Errichtung des Lotto di Genova angeordnet. 
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1767 in Würzburg. 

1768 in Augsburg, Hildburghausen, Coburg. 

1769 in Maynz, Coblenz, Anspach, Stralsund, Wiesbaden. 

1770 in Bonn, Cöln, Hamburg, Dillingen, Rögensburg, 
Gotha, Neustrelitz. 

1771 in Altona, Priedberg, Eutin, Wetzlar, Ludwigsburgi 
Braunschweig, Langenfuhr vor Danzig, Cassel. 

Innerhalb 9 Jaren sind dies also 26 Errichtungen eines Lotto's. 
Sämmtliche sind von staatswegen errichtet und vom Staate 
selbst betrieben, oder gegen hohen Preis verpachtet. Ungeachtet 
des Staatsbetriebes aber hatte man vielfach Klagen wegen Sper- 
rung einzelner Zalen, welche häufig vorgenommen wurde, um 
die ünternemung gegen eventuellen Schaden zu schützen. Denn 
trotz der ungemein günstigen Chancen erlitten doch einzelne 
Lottodirektionen Schaden. So verlor das Berliner Lotto in 7 
Vierteljaren circa 92000 Thaler. 

Das Lotto ist one Frage eines der verderblichsten Glücks- 
spiele. Durch die Zulassung auch des kleinsten Einsatzes (oft 
von 3 Kreutzer an) wird auch der ärmste Mann angelockt, seine 
wenige Habe dem Ungewissen Glücke zu opfern. Von Sparsam- 
keit ist keine Rede mehr, Leichtsinn und Müssiggang, Ausbeu- 
tung des erhitzten dummen Volkes von Traumdeutem etc., Ruin 
der Bevölkerung: das sind die Folgen dieser vortrefflichen Staats- 
institution. Um von der Zerrüttung der Gemüter eine Vorstel- 
lung zu erhalten, genügt die Lektüre der in Hamburg bei Er- 
richtung des Lotto's 1770 und 1771 herausgegebenen Wochen- 
schrift: Lottologie *). Bald wird Lotto verdammt, bald in über- 
schwenglicher Weise gepriesen : das ganze Leben dreht sich um 
dies Spiel. Als dann im Jare 1785 der Magistrat ein Mandat 
erliess zur Aufhebung des Lotto's, erhob sich ein neuer Streit in 
mehreren Brochüren. Ein Verteidiger ^) versteigt sich dabei zu 
der These, das Lotto sei zu erhalten, denn: „es gewährt dem 
Menschen das höchste Gut des Lebens — Hoffnung. Kenntet 
ihr das Elend, so den grossen Haufen drückt, ihr würdet ihm 



1) Der erste Band erschien anonym, der zweite von J. Carl May. 

2) Die gute Seite des Lottos. Hamburg 1785. 
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diesen HofFnungszweig — vielleicht den einzigsten und letzten 
unmöglich wegraisoniren wollen." Von anderer Seite ^) wird 
dagegen nur Ton Lotto „als diesem von der Hölle ausgebrüteten 
Gewebe einer teuflischen Bosheit*" gesprochen, das sich so ver- 
breitet habe, dass sich kein Duodezfürst, kein Städtchen, kein 
Reichsgraf fönde, „der nicht dies Schröpfmittel seinen Unter- 
tanen ansetzte** *). 

Unter den von uns behandelten Autoren über Lotterie be- 
spricht nur Solf auch die lottariae Genuenses. Er nimmt sie 
ausdrücklich aus von der allgemeinen Gültigkeit der Lotterien 
(§ 2) und fürt eingehend die Bedenken an, welche den in 
Deutschland bestehenden Lottospielen entgegenzusetzen sind. 
(§ 14). Dass hier der gewagte Vertrag nicht als Spiel, sondern 
als Wette aufzufassen ist, macht für ihn keinen Unterschied; 
die Scheidung in gültige Wette und ungültiges Spiel, die man 
heute vielfach festhält, findet keinen Platz bei ihm. Die ver- 
derblichen Folgen dieser alea genügen ihm zur Verwerfung des 
ganzen ('ontractes. Dass wir auch nach heutiger Bechtsan- 
schauung ihm bestimmen müssen, ergibt sich von selbst. 

Seit Baiern 1861 das Lotto aufhob, das es bis dahin als 
gute Finanzquelle benutzt hatte, ist dies verderbliche Spiel für 
Deutschland beseitigt®). Deswegen und weil keinerlei eigen- 
tümliche Bechtsverhältnisse mit ihm verbunden sind, kann das 
Genueser Lotto des weiteren übergangen werden. 



1) Lotto und Elassenlotterien. Hamburg 1818. 

2) Ausser den genannten Schriften finden sich noch folgende 
juristische über Lotto: 1771 G. Lud. Eckardus: D. Lottorecht. Coburg. 
1780 J. St. Pütter: rechtl. Abhandlung über Rechtmässigkeit der Lot- 
terien bes. der Zalenlotterie. Göttingen. 

3) In Oesterreich existirt es heute noch. 



Digitized by VjOOQiC 



77 



IL Kapitel. 

Znm heutigen Lotteriereehte. 

I. üebersicht der heutigen Lotteriegesetzgebnng. 

§ 10. a. Die heutigen Lotterien. 

Wir haben in Deutschland nur noch Lotterien im eigent- 
lichen Sinne d. h. Ausspielungen, bei denen bestimmt festge- 
setzte Preise unter eine gewisse Anzal von Loskäufern verlost 
werden. Es ist üblich diese Art von Lotterien in verschiedene, 
zeitlich getrennte Sonderziehungen oder Klassen zu zerlegen. 
Man spricht daher gewönlich von Klassenlotterien und hält 
diesen Namen selbst dann fest, wenn nur eine Ziehung statt- 
findet 0. 

In jeder Klasse werden auf dieselbe Loszal die Gewinne 
verlost in der Art, dass die höheren Gewinne erst in den 
letzten Klassen gezogen werden, und somit die Spannung und 
Spiellust sich immer steigert. Für jede Klasse werden beson- 
dere Loose ausgegeben. Man kann für alle oder nur für eine 
Klasse spielen: muss aber, wenn man erst später eintritt, den 
Preis für die vorigen Klassen nachzalen. 

Die öffentlichen Lotterien sind entweder vom Staate selbst 
veranstaltet, oder staatlich concessionirt. Die staatlichen Klassen- 
lotterien sind stets Geldlotterien. Es existiren solche noch in: 
Preussen, Sachsen, Mecklenburg, Braunschweig, Hamburg ^). 
Die Einname dieser Lotterien fliesst in den Staatsetat; so wird 
die preussische Klassenlotterie im Staatshaushaltsetat vom I.April 
1881/82 mit 4023400 Mark Reinertrag aufgefürt»). Dieser Ge- 



1) Wie dies z. B. bei der 1. Berliner Klassenlotterie 1740 der 
Fall war. of. Yersach einer historischen Schilderung von Berlin. Bd. 
V. S. 19. 

2) Die Staatslotterien von Hannover, Osnabrück, Frankfurt a. M. 
sind durch Erlass vom 5. Juli 1867 aufgehoben. 

3) Zu gunsten der Reichsfinanzen ist neuestens eine Stempel- 
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winnanteil wird nicht direkt aus der Lotterie herausgenommene 
man verlost vielmehr die ganze Einname. Aber von jedem 
Gewinne zieht die Unternehmung für sich bestimmte Procente 
ab. Die Höhe der Gewinnabzüge wechselt; sie beträgt ein- 
schliesslich der Abzüge für den CoUekteur bei der preussischen 
Klassenlotterie ISVeVo; bei der braunschweigischen 15 Vo; bei 
der sächsischen 15 7»%; bei der hamburgischen je nach der 
Grösse des Gewinnes 10, 13, 15%; bei der mecklenburgischen 

18 74%. 

Der Zweck ist klar: die Gewinne sehen auf diese Weise 
grösser aus und reizen also stärker; denn viele kennen den 
Vorbehalt des Abzuges, trotzdem er in den Plänen angegeben 
ist, nicht, und fast keiner berechnet wol, dass wenn er 300000 
Mark in der preussischen Klassenlotterie nominell gewinnt, er 
nur 252500 Mark reell herausbekommt. 

In gleicher Weise, lediglich auf die Anreizung der Spiel- 
lust und Gewinnsucht berechnet ist der sog. höchste Gewinn im 
günstigen Falle. Es ist nämlich bei manchen Lotterien üblich, 
in der letzten Klasse das zuletzt gezogene höhere Gewinnlos 
noch mit einer extra Prämie zu bedenken. Diese beträgt z. B. 
in der braunschweigischen Lotterie 300 000 Mark. Nun wäre 
es denkbar, dass der letztgezogene höhere Gewinn der höchste von 
150000 Mark wäre. Da aber 200 Hauptgewinne in der letzten 
Klasse herauskommen, so grenzt dies Ereignis doch fast an die 
Unmöglichkeit. Dennoch wird der eventuell höchste Gewinn 
von 450 000 Mark mit grosser Genugtuung ausgerufen. Ebenso 
hat die Hamburger und die Mecklenburgische Lotterie einen 
glücklichsten Gewinn von 400000 bezw. 225000 Mark. Die 
anderen Lotterien vermeiden taktvoller solche Mittel. 



abgäbe von 5^/o des planmässigen Preises der Lotterielose durch Reichs- 
gesetz vom 1. Juli 1881 § 12 ff. eingefurt worden. Die dadurch zu 
erzielende Einname aus den fünf bestehenden Staatslotterien wird auf 
6 500000 Mark taxirt; wärend man von den Privatlotterien c. 600000 
Mark Einname erwartet. — Der Preis der Lose hat eine dementspre- 
chende Erhöhung erhalten. — Befreit von der Abgabe sind die zu 
mildtätigen Zwecken veranstalteten Lotterien. 
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Die staatlich concessionirten Lotterien haben teils Geld 
teils Waren als Gewinne. Der Zweck dieser Lotterien ist meist, 
Geld zu gewinnen für einen gemeinnützigen Zweck : einen Dom- 
bau, Schauspielhausbau; in älterer Zeit waren sie besonders 
für den Bau von Zucht- und Arbeitshäusern beliebt. Auch 
gibt es keine Ausstellung irgend welcher Art, die nicht mit 
einer Lotterie das übliche Deficit zu decken suchte. 

Der Gewinn der Unternehmung wird hier mit löblicher 
Offenheit planmässig vom Gesammtcapital ausgeschieden. Un- 
gefähr 50 Vo der Summe für sich zu behalten, gilt als durchaus 
statthaft *). Der wäre Wert eines zu 20 Mark gekauften Loses 
ist dann also höchstens 10, denn es ist bekannt, dass auch die 
Preise der auszulosenden Waren stets über den Kaufwert an- 
gesetzt werden 2. Dass unter solchen Verhältnissen Lose zu 
Lotterien, die nicht einmal woltätigen Zwecken dienen , Absatz 
finden, ist ein Beweis für die wirtschaftliche Unreife des Volkes. 

Aus dem Angefürten ergibt sich von selbst, dass bei der 
Klassenlotterie im Gegensatze zum Lotto für den Unternehmer 
kein Wagnis existirt. Dieser gewinnt stets, mag das Los 
fallen wie es will. Dies ist der Grund weshalb Klassenlotterien 
als solidere Finanzquelle heute benutzt werden. 



1) Dies Mis Verhältnis bietet die Kölner Dombaulotterie. In der 
14. Prämien-Ck)llekte von 1878 betragen die Losgelder 1050000 Mark 
und die Gesammtsumme der Gewinne 685 000 Mark. In der Lotterie 
der Düsseldorfer Ausstellung 1880 findet sich unser erwäntes Verhältnis: 
Loseinname = 300 000 Mark; Gewinne = 150000. In der 2. Badi- 
schen Lotterie von 1880 betragen die Loseinsätze 1 Mill. Mark, die 
sämmtlichen Gewinne 550 400 Mark. 

2) In derselben badischen Lotterie ist dies so stark, dass plan- 
mässig angeboten wird, der zu 60000 Mark angekündigte erste Preis 
würde zu 54 000 Mark zurückgekauft. Der in der Frankfurter Lotterie 
1881 zu 80000 Mark angepriesene erste Preis erzielte einen Yerkaufs- 
wert von 18000 Mark. Eine derartige Uebervorteilung dos Publikums 
wird durch ataatliche Genehmigung autorisirt! In der Hückeswagener 
Kirchenlotterie 29. Dezember 1881 wird dagegen in löblicher Weise 
füjr die Höhe des Wertes der Gewinnste garantirt. 
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§. 11. b. Das Recht der Lotterieunternehmung und 
der Begriff der Lotterieveranstaltung. 

Die Frage, welche uns in der bisherigen Darstellung vor 
allem beschäftigte, war die nach der Gültigkeit der Lotterie- 
errichtung. Wie nach privatrechtlichen Grundsätzen die ge- 
meinrechtliche Lehre hierüber urteilt, ist oben ausgefürt worden 
und wird von Bedeutung sein für die Besprechung des Lotterie- 
vertrages 0. 

Im heutigen Rechte ist die Frage nach der Erlaubtheit 
der Lotterieerrichtung keine civilrechtliche mehr. Das deutsche 
Strafgesetzbuch und die Particulargesetze haben das Recht der 
Lotterieunternehmung geregelt und nach öffentlich rechtlichen 
Normen bestimmt. 

Hiernach stellt sich das heutige System in folgender 
Weise') dar. Die Lotterien sind staatliche oder nichtstaatliche. 
Alle vom Staate selbst unternommenen Lotterien sind als staat- 
liche Institute an sich rechtsgültig. Grundsatz ist : dass der 
Staat allein die Berechtigung hat, Lotterien zu veranstalten. 
Es liegt ein Staatsmonopol vor. 

Die nichtstaatlichen Lotterien sind entweder öffentlich 
oder privatim veranstaltete. Letztere sind von geringer Be- 
deutung und kaum als Lotterien i. e. S. zu betrachten. 

Jede öffentlich veranstaltete nichtstaatliche Lotterie greift 
in das Monopol des Staates ein. Sie bedarf daher ausdrückliche 
obrigkeitliche Erlaubnis. Ist diese nicht eingeholt, so verfällt 
der Unternehmer der durch das deutsche Strafgesetz*) be- 
stimmten Strafe. Der Lotterie steht darin gleich die öffent- 
lich veranstaltete Ausspielung beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen *). 



1) Es ist zu betonen, dass es sich hier nur um das Recht der 
Lotterieveranstaltung selbst handelt, nicht um die Rechtsverhältnisse, 
die sich aus der veranstalteten Lotterie ergeben. 

2) Es ergibt sich daraus die volle Uebereinstimmung mit dem 
historisch gebildeten Rechtszustände. 

8) § 286 St.-Ges.-B. entsprechend dem § 268 des preuss. St.-6.-B. 
4) Eine Ausname von diesem Verbote hatte man früher durch 
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Das Gesetz sagt nicht, welche begrifflichen Merkmale für 
Lotterie nötig sind. Wir müssen uns demnach an unsere obi- 
gen geschichtlichen Betrachtungen halten. Es wurde erwänt, 
dass sich die Lotterien als Geldverlosungen aus den Waren- 
ausspielungen gebildet haben. Allgemeinhin ist zu sagen, dass 
sich eine Unterscheidung dahin gebildet hat, dass für den Be- 
griff Lotterie oder Ausspielung massgebend ist: ob Geld oder 
Waren die Gewinne bilden^). 

Wesentlich für den Begriff der Lotterie ist, dass das Spiel 
ein bestimmt abgegrenztes ist. Die Gewinne wie die eventuellen 
Verluste der Spieler müssen bestimmt festgesetzt sein. Ob 
nur ein Gewinn oder viele Gewinne proponirt sind, wie gross 
die Zal der Teilnemer sei, ist begrifflich gleichgültig. Not- 
wendig ist nur zur Abgrenzung gegen die Hasardspiele, dass 
es nicht sich erst aus der Spieltätigkeit selbst entscheidet, wie 
gross Gewinn und Verlust sein wird, sondern beides von An- 
fang an fixirt ist^). 

Die Gewinne selbst werden durch Verlosung verteilt. 
Lediglich der Zufall entscheidet, auf welches Los ein Gewinn 
fällt. Eine Lotterie liegt nicht vor , wenn durch geistige oder 
körperliche Geschicklichkeit der Sieg entschieden wird. Wer 
die Tätigkeit des Verlosens vornimmt, ist unwesentlich. Das ist 
für den Begriff der Lotterie one Einfluss, ob der Unternehmer 
selbst die Verlosung veranstalten lässt oder ob er ein ausser- 
halb liegendes — durch die Tätigkeit völlig Unbeteiligter be- 
wirktes — zußllliges Ereignis zu Hülfe nimmt. Es liegt dalier 
auch eine Lotterieveranstaltung vor, wenn der Erfolg und 
Ausgang einer anderweitig vorgenommenen Lotterieziehung als 
massgebend gesetzt wird für die Gewinnverteilung in der eigenen 



§ 4 des Lotterieediktes vom 28. Mai 1810 für Preussen zu gunsten der 
Grundstücke gemacht. Die öffentliche Ausspielung dieser war allgemein 
frei gegeben. Schon eine Verordnung vom 81. März 1812 hob aber 
auch hierfür die Spielfreibeit auf. 

1) cf. Oppenhoff Rechtsprechung des ^Obertribunals Bd. X. S. 493. 

2) cf. hierfür besonders die oben § 6 besprochene Lehre der 
Ganonisten. 

6 
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Unternehmung. Es genügt für den Begriff der Lotterie , dass 
jemand einem Dritten für bestimmte Bezalung den Gewinn 
verspricht, den ein gewisses Los in einer gewissen Lotterie er- 
halten wird*). 

Ein ferneres wesentliches Erfordernis für den Begriff der 
Lotterie ist es, dass die Teilname an der Ziehung, die Möglich- 
keit einen Gewinn zu erhalten, bezalt wird. Darin liegt das 
aleatorische Moment, dass man eine gewisse Summe aufwendet 
für die Gewinnchance. Man verliert gewiss den Einsatz, ge- 
winnt vielleicht. 

Unter welcher Form der Einsatz gezalt wird, ist an sich 
one Bedeutung 2). Nötig ist nur, dass überhaupt ein gewisser 
Betrag aufgewendet wird. Werden die Lose verschenkt, so liegt 
keine Lotterie vor. 

Zusammenfassend ist demnach zu sagen: derjenige ver- 
anstaltet eine Lotterie, welcher anderen für einen aufzu- 
opfernden Einsatz die Teilname gewärt an der Verlosung be- 
stimmter Gewinne. Damit jedoch das Strafgesetz zur Anwen- 
dung gelange, ist weitere Voraussetzung, dass die Lotterie 
öffentlich und one obrigkeitliche Genehmigung veranstaltet sei. 

Nicht notwendig ist daher, dass die Lotterie auch wirklich 
vollendet sei. Zur Veranstaltung genügt, dass Lose verkauft sind 
und öffentlich die Ziehung vorbereitet ist. Wird die Ziehung 
und Vollendung der Lotterie durch das Eingreifen der Behörde 



1) cf. das weitere unten in § 17. I. 

2) Entsch. des Reichsgerichts vom 26. October 1880. Entsch. in 
Strafsachen herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. Bd. 
II. S. 390: ein Yerlagsbuchhändler hatte, um Abnehmer eines zum 
Preise von 5 Mark verlegten litterarischen Werkes jedem Abonnenten 
den 400. Teil von fünf von ihm erworbenen preuss. Lotterielosen ver- 
sprochen und den betreffenden Gewinn auch ausgezalt Das Reichs- 
gericht erkannte, dass zu der Zalang von 5 Mark nicht nur der Wert 
des Buches, sondern wesentlich auch die Gewinnaussicht Veranlassung 
gewesen sei und verwarf die Ansicht, es sei erheblich, dass der Käufer 
in dem Buche selbst ein Aequivalent für den Abonnementspreis er- 
halten habe, und somit kein Einsatz vorliege. Die Strafbarkeit des 
Verlegers gemäs § 286 St.-G*-B. wurde daher ausgesprochen. 
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vereitelt, so wird dadurch der Tatbestand des § 286 nicht auf- 
gehoben 1). 

Die Veranstaltung muss öffentlich geschehen. Werden 
die Lose lediglich im Privatkreise der Bekannten verkauft, 
wie dies zu woltätigen Zwecken öfters geschieht, so finden die 
Motive des Strafgesetzes keine Anwendung. Oeffentlich ist die 
Lotterie, wenn die Teilname und der Erwerb der Lose der All- 
gemeinheit zugänglich gemacht wird*). Es genügt dazu, daös 
die Lotterieliste zur allgemeinen Beteiligung in Umlauf gesetzt 
worden ist, und es bleibt der richterlichen Prüfung im einzelnen 
Falle überlassen, festzustellen, ob eine Beteiligung grösserer, 
über den Privatverkehr hinausreichender Kreise beabsichtigt 
oder erreicht war. 

Die öffentliche Veranstaltung einer Lotterie wird legal 
durch specielle obrigkeitliche Erlaubnis. Diese wird nur für 
die bestimmte proponirte Lotterie erteilt und nur soweit die 
Genehmigung reicht, wird das Spiel erlaubt. Hat daher jemand 
die Erlaubnis zur Veranstaltung einer öffentlichen Warenver- 
losung erhalten, so darf er nur diese vornehmen. Die Gewärung 
der Möglichkeit seitens des Unternehmers, statt der Waren 
auch bestimmte Geldquoten zu nehmen, würde eine Vermischung 
von Lotterie und Ausspielung enthalten. Die gegebene Erlaubnis 
wäre überschritten und der Unternehmer zu bestrafen, wie 
wenn er keine obrigkeitliche Erlaubnis erhalten hätte»). Da- 
gegen soll dieser nicht strafbar sein wegen unerlaubter Ver- 
anstaltung einer Lotterie, wenn die Lose auch in einem Gebiete 
abgesetzt sind, für welches die obrigkeitliche Erlaubnis nicht 
erlangt war*). 

Ob jemand zur Veranstaltung einer Lotterie die obrig- 
keitliche Genehmigung erhalten hat, ist Tatfrage. Nötig ist. 



1) Entscheidung des Reichsgerichts 12. April 1880. Bd. L S. B57 ff. 

2) cf. Oppenhoff Gomm. 8. Aufl. 1881 zum Strafgesetzbuch § 286 
No. 11 und die eben cit. Entsch. des Reichsgerichtes. 

3) So Erkenntnis des Reichsgerichtes vom 17. Dezember 1880. 
Bd. in. S. 128. 

4) Erkenntnis des Reichsgerichtes. 1. Strafsenat. 29. Sept. 1881. 
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dass die Erlaubnis von der zuständigen Behörde eingeholt ist. 
Erlaubnis von einer andern Behörde ist one Bedeutung. Es 
würde sich also nach § 286 cit. nur um die Frage handeln: 
ist die vom Gesetz geforderte Erlaubnis vorhanden oder nicht. 
Im Verneinungsfalle wäre dann one weitere Rücksicht die 
Strafe auszusprechen. Das Reichsgericht hat jedoch hier einen 
anderen Standpunkt eingenommen. Es sagt: der Mangel der 
obrigkeitlichen Erlaubnis bildet ein wesentliches Tatbestands- 
merkmal für die Strafbarkeit nach § 286 cit. Der gute Glaube, 
die erforderliche Erlaubnis sei erteilt, schliesst nach § 59 eod. 
demgemäs — da die Frage, ob jemand die obrigkeitliche Er- 
laubnis erlangt hat, Tatfrage ist — die Strafbarkeit aus*). 

Neben dem so durch Reichsgesetz festgestellten Grundsatze 
des Verbotes aller Privatveranstaltungen öffentlicher Lotterien 
one obrigkeitliche Genehmigung beruht das weitere Recht der 
Unternehmung und Beteiligung an Lotterien auf Partikularge- 
setzen. Als massgebendes Princip haben wir auch hier unseren 



1) Erkenntnis des Reichsgerichtes vom 22. November 1880. Bd. 
ni. S. 49. Die Erlaubnis war beim Bürgermeister statt bei der Kreis- 
regierung nachgesucht und von diesem erteilt worden. — Eine ein- 
gehende Würdigung dieses Erkentnisses würde zu weit führen. Vor 
allem müsste die Frage zur Geltung kommen, ob überhaupt hier Irrtum 
über Tatsachen vorliegt. Jede Gesetzesbestimmung ist eine Tatsache. 
Der Irrtum über den Inhalt derselben aber Rechtsirrtum und daher 
beruht auch die irrige Anname, man habe die gesetzliche Erlaubnis 
erhalten, lediglich auf Rechtsirrtum (der Irrtum selbst ist allerdings 
Tatsache). Somit wäre dann die weitere Frage offen, wieweit der 
Rechtsirrtum hier zu berücksichtigen ist und ob der Mangel des dolus 
resp. die bewiesene bona fides die Strafbarkeit ausscbliesse. cf. Oppen- 
hoff Gomm. zu § 59 A. 15 ff. Hälschner: das gemeine deutsche Straf- 
recht. Bonn 1881. Bd. I. S. 261 ff. 296 ff. Von wesentlicher Bedeutung 
muss der Umstand sein, dass § 286 cit. lediglich ein polizeiliches Verbot 
enthält. Die obige geschichtliche Entwicklung der Verbote der Privat- 
lotterien hat gezeigt, dass es nur finanzielle Gründe waren, welche 
dies an sich erlaubte Gnternehmen den Privaten untersagten. Begrün- 
det aber die üebertretung des § 286 nur ein polizeiliches Unrecht: 
Handelt es sich dann hier noch um die Frage, ob dolus oder culpa 
vorliegt? cf. Hälschner 1. c. S. 35 ff. und S. 325 Anm. 2. 
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oben angefürten Satz aufrecht zu erhalten, dass die staatlichen 
Lotterien Spielmonopole sind^). Zum Schutze derselben wer- 
den ausser den privaten partikulargesetzlich auch die auswärtigen 
Lotterien verboten. Eingehenderes enthält zunächst die preus- 
sische Lotteriegesetzgebung. 

Das Zalenlotto ist in Preussen durch das Lotterieedikt 
vom 28. Mai 1810 § 1. aufgehoben. Seitdem gibt es nur noch 
eine preussische Klassenlotterie in Berlin, Das Eecht dieser 
Lotterie beruht auf dem allgemeinen Landrechte Teil I. Titel 11 
§ 547 flf. und auf mehreren Edikten und Verordnungen ^). Das 
Lotteriewesen wurde der Abteilung für Generalkassen und Geld- 
institute des Finanzministeriums unterstellt ^). Beschwerden in 
Lotterieangelegenheiten sind von dem Oberpräsidenten zu unter- 
suchen und von diesem den oberen Verwaltungsbehörden ein- 
zureichen *). 

Um die Teilname an der Lotterie möglichst auf Personen 
der v^olhabenden Klassen zu beschränken, sollte die Zal der Lose 
vermindert, ihr Preis erhöht werden^). 

Die Erlaubniss zur öffentlichen Veranstaltung von Lotterien 
soll nur in besonderen Fällen und zu gemeinnützigen Zwecken 
erteilt werden. Sie wird gegeben vom Oberpräsidenten für dessen 
Verwaltungsbezirk; für den ganzen Umfang der Monarchie muss 
sie der Minister des Innern erteilen*). Bei Ausspielung ge- 
ringfügiger Sachen bei Volksfesten und dergl. genügt die Er- 
laubnis der Ortspolizei. 

Die auswärtigen Lotterien sind allgemein in Preussen ver- 



1) So auch: Rönne preuss. Staats-R. 3. Aufl. 1870. Bd. II. Abt. 2. 
S. 367 A. 2. a. 

2) Die einzelnen Bestimmungen sind unten zu berücksichtigen. 

3) y. 0. über veränderte Verfassung der obersten Staatsbehörde 
27. October 1810. 

4) Instruktion für Ober-Präsidenten vom 81. December 1825 § 8. 

5) Kab.-O. vom 21. Juli 1841. § 4. 

6) A.-H. Erlass vom 2. November 1868. Bei ausserordentlichen 
Gelegenheiten, wie zum Zwecke der Pflege der Verwundeten 1870 und 
1871, hat man über den Mangel dieser Erlaubniserteilung oft hinweg- 
gesehen. 
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boten. Das Verbot ist mehrfach mit wechselnden Strafan- 
drohungen wiederholt *). Die letzte Verordnung hierüber ist 
vom 5. Juli 1847. Wer in einer auswärtigen, nicht durch be- 
sondere Genehmigung zugelassenen, Lotterie spielt, für sie 
coUektirt oder solche errichtet, wird mit einer Geldbusse bis zu 
500 Thalern bestraft. Für die im Jare 1866 mit der preussi- 
schen Monarchie durch Gesetz vom 25. September 1866 etc. 
verbundenen Landesteile wurde eine andere Bestimmung durch 
Art. 4 der Verordnung vom 25. Juni 1867 getroffen. Es wurde 
daselbst die Strafe des § 268 des preussischen Strafgesetzes 
auch auf das Spielen und Collektiren in den auswärtigen, nicht 
genehmigten Lotterien ausgedehnt. 

Das Verbot der ausländischen Lotterien bildet den Haupt- 
gegenstand auch der übrigen Particulargesetze. 

In Bayern sind an sich alle Lotterien verboten, da der 
Staat selbst keine Klassenlotterie hält. Nur durch besondere 
Zulassung darf das Spiel errichtet werden. Wer an einer nicht 
zugelassenen Lotterie sich beteiligt, vergilt einer Geldstrafe bis 
zu 150 Mark «). 

In Sachsen gehört die staatliche Lotterie zum Bessort des 
Finanzministeriums und wird von diesem aus geleitet ^). Die 
auswärtigen Lotterien sind verboten bei einer Strafe bis zu 30 
Thaler und bis zu 1 Monat Gefängnis ^). Ausserdem bestimmt 
das bürgerliche Gesetzbuch §1481: dass alle nicht von der zu- 
ständigen Behörde erlaubten Lotterien nichtig sind. 

In Braunschweig ist jeder Debit von Losen ausländischer, 
nicht speciell zugelassener Lotterien allen Collekteuren bei einer 
Strafe von 20 Thaler verboten *). Der dennoch abgeschlossene 



1) z. B. Yerordn. 7. December 1816; E. 0. 6. Juni 1829. 

2) Bayrisches Polizeistrafgesetz vom 10. November 1861. Art 102 
uDd vom 26. December 1871 § 57. 

3) Verordn. vom 8. October 1832. 

4) Mandat vom 30. Aagust 1793 No, 3 und 4 and Yerordn. vom 
29. Jani 1836. 

5) Ges. über Polizeiübertretungen vom 22. December 1870. § 15. 
No. 3. 
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Spielvertrag soll nichtig sein und der Lospreis zurückgefordert 
werden können. 

In Hamburg gelten ebenfalls noch die Mandate vom 4. April 
1804 und 16. März 1832; in Würtemberg die Verordnung vom 
23. April 1821 und in Baden die Verordnung vom 17. September 
1824: alle verbieten die Beteiligung an ausländischen Lotterien, 
jedoch ist in Württemberg nur das CoUektiren, nicht auch das 
Einsetzen verboten ^). 

In allen deutschen Staaten also, welche eine staatliche 
Klassenlotterie besitzen, und ferner in den übrigen grösseren 
Staaten sind die auswärtigen Lotterien verboten ^). 

Der Grund dieser Verbote beruht, wie oben ausgefürt, in 
der Behandlung der Lotterie als Staatsmonopol. Dem Volke 
liegt diese Auffassung sehr fremd und es ist daher begreiflich, 
besonders wenn man die lange Zeit seit Erlass der Verordnungen 
bedenkt, dass es kaum ein Gesetz gibt, das öfter übertreten 
wird. Auch ist andererseits nicht zu leugnen, dass von den 
Behörden die Ausübung desselben keineswegs mit Eifer betrieben 
wird. Es kommt vor, dass förmliche Agenturen für fremde 
Lotterien, versehen mit öffentlich aushängenden Lotteriecollekteur- 
schildern, lange Zeit ungehindert bestehen. Jeder Spiellustige 
kauft dort Lose und die lange Uebung muss zu der Anname 
berechtigen, dass dies Geschäft ein völlig erlaubtes und gesetz- 
liches sei. Ebenso kann man fast täglich in den Zeitungen die 
Ankündigungen verbotener Lotterien lesen. Und dennoch sind 
auch diese Annoncen mit Strafe bedroht. Das preussische 
Obertribunal hat entschieden, dass nach § 20 Abs. 2 des Press- 
gesetzes der Redacteur einer Zeitung, in der zur Beteiligung 
an einer auswärtigen Lotterie aufgefordert wird, als Mittäter 



1) cf. V. Mohl: Staats-R. des Eönigr. Würtemberg II. S. 481. 
2. Aufl. 

2) Auoh in Oesterreich sind wiederholte Verbote hierin ergangen, 
z. B. V.-O. vom 14. April 1749, Hofentschliessung vom 26. Januar 
1770: von ausländischen Lotterien ist in inländische Zeitungen nichts 
zu setzen. V.-O. vom 30. October 1788 und Patent vom 13. November 
1751: Verbot in ausländischen Lotterien zu spielen. 
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für den strafbaren Inhalt der Annonce haftet, auch wenn der 
Täter ermittelt wird ^). 

Es kommt hinzu, dass in diesen Verboten zwischen In- und 
Ausland selbst unter den deutschen Bundesstaaten ein Gegensatz 
gezogen wird, der sonst durch das Beichsrecht verwischt wird. Aus- 
land ist für dieses preussische Verbot jeder nicht preussische etc. 
Staat. Dass eine Lotterie, die z. B. der Braunschweigische Staat 
veranstaltet, in Preussen verbotenes Spiel sei, muss dem Laien 
umsomehr unverständlich sein. 

Durch besondere Concession kann eine auswärtige Lotterie er- 
laubt werden. Früher war es üblich, durch Staatsverträge die gegen- 
seitige Ausübung des Losabsatzes in den vereinten Staaten sich zu 
gestatten. So bestand zwischen Weimar, Cassel, Braunschweig, 
Gotha, Gera und dem Königreich Sachsen ein solches Lotterie-Car- 
tell. Für letzteres wurde es durch die Verordnung vom 29. Juni 1836 
definitiv aufgehoben, worauf die anderen Staaten folgten. Heute 
concessionirt man nur noch einzelne Lotterien, besonders solche, 
die einem gemeinnützigen Zwecke dienen. So wurde z. B. die 2. 
Lotterie von Baden-Baden in Preussen und, wie man sich summa- 
risch ungenau ausdrückte, „in anderen deutschen Staaten^^ con- 
feessionirt. Diese ist aber offenbar*) eine Privatunternehmung: rein 
staatliche Klassenlotterien werden in Preussen nicht concessionirt. 

Die besprochenen Verbote der auswärtigen Lotterien sind 
heute noch praktisch gültig. Es ist kein Grund vorhanden, 
anzunehmen, dass irgend wie das deutsche Strafgesetz § 286 
diesen Bestimmungen derogirt habe 8). Das ßeichsstrafgesetz 
handelt nur von der privaten Veranstaltung öffentlicher Lotte- 
rien. Es berürt gar nicht die Materie des Spielens in aus- 
wärtigen Lotterien. Es sind somit nach dem Einfürungsgesetz 
§§ 2 und 3 die besonderen landesgesetzlichen Bestimmungen 
über auswärtige Lotterien in voller Gültigkeit geblieben. 
Auch darin, dass für andere Gesetze ganz Deutschland als ein- 



l)cf. Oppenhoff: Rechtsprechung desOb.-Tribunals XYIIS.Qia. 118. 

2) Ganz deaUich drückt eich der Plan nicht aus. 

3) Dies war bisher schon allgemein anerkannt cf. Oppenhoff Gomm. 
zam Strafges. zu § 286 No. 13 8. Aufl. und Entsch. des R.-0.-H.-G. 
Bd. 14 S. 221. 
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heitlicher Staat, als Inland gilt, kann man keine Aufhebung 
unserer Verbote finden. Die anderen deutschen Staaten in die- 
sen particulargesetzlichen Verboten als Ausland aufzufassen, ist 
gestattet, da die Art. 3 und 4 der ßeichsverfassung nichts über 
Lotterie sagen, das Lotteriewesen demnach nicht Gegenstand der 
Beichsgesetzgebung ist. 

Die dauernde Gültigkeit der Verbote des Spielens wie des Col- 
lektirens in auswärtigen Lotterien ist neuestens anerkannt durch Er- 
kenntnis des Reichsgerichtes vom 24. Februar 1880. Offenbar, um zu- 
gleich das Verbot zu neuer Kenntnis zu bringen, ist dieses Erkennt- 
nis im Justizministerialblatt vom 28. Mai 1880 veröffentlicht. 

Alle diese Verbote haben denselben Charakter wie das Ver- 
bot des § 286 St.-G.-B. Es ist daher in consequenter Weise 
auch hier vom ßeichsgerichte der Grundsatz, dass der gute 
Glaube, die betreffende ausländische Lotterie sei zugelassen, die 
Strafbarkeit ausschliesse, angewandt worden ^). Das Erkenntnis 
fürt aus, wenn jemand in der Ueberzeugung, eine bestimmte 
ausländische Lotterie sei zugelassen und genehmigt, in dieser 
spielt, so fehlt die Kenntnis eines Tatbestandsmerkmales, welches 
zum Begriff des Vergehens wesentlich ist, nicht aber liegt Un- 
kenntnis einer strafgesetzlichen Norm vor. 

Eine eigentümliche Rechtswirkung, welche die Verbote aus- 
wärtiger Lotterien hervorrufen, resultirt daraus, dass dasselbe 
Rechtsgeschäft gültig ist, wenn es der eigene, ungültig, wenn 
es ein anderer deutscher Staat unternimmt oder mit seiner 
Genehmigung unternehmen lässt. Die privatrechtlichen Wir- 
kungen dieser Unterscheidung und der Verbote sind unten in § 13 
zu untersuchen. Ueber die strafrechtliche Wirkung haben wir 
neuestens ein Urteil des Reichsgerichtes, welches bemerkens- 
werte Grundsätze darlegt*). 

1) Entsch. des Reichsgerichtes vom 9. Juni 1881. 1. c. Bd. IV 
S. 251. Beklagter hatte in der Eissinger Lotterie gespielt und dieses 
für erlaubt gehalten, da die Lotterie in den Annoncen des amtlichen 
Kreisblattes als ^^staatlich genehmigt** angekündigt war. 

Die Bedenken gegen dieses Erkenntnis, durch welches die Verbote 
vielfach illusorisch gemacht werden, sind dieselben wie oben S. 84 A. 1. 

2) Entsch. des Reichsgerichtes in Strafsachen 13. März 1880 1. c. 
Bd. I S. 274. 
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Dem Urteil liegt der Tatbestand zu gründe, dass ein Col- 
lekteur in Hamburg Aufforderungen zum Spielen und Lose der 
in Preussen verbotenen Hamburger Lotterie nach Göttingen 
geschickt hat. Das Erkenntnis argumentirt nun so. Das Ver- 
bot des Art. 4 der V. 0. vom 25. Juni 1867 wird auch von 
demjenigen übertreten, welcher vermittelst Briefen verbotene 
Lose nach Preussen versendet *). Der Ort, von welchem die 
strafbare Handlung ausgeht, erscheint one Bedeutung und nur 
derjenige Ort ist zu beachten, an welchem die erzielte Wirkung 
beabsichtigt in die Erscheinung tritt. Dass hierdurch das 
preussische Landesgesetz eine tatsächliche Wirkung über die 
preussischen Grenzen^hinaus erlangt, widerspricht der Natur der 
Sache nicht *). Der Staat kann sich durch Strafverbote schützen 
gegen solche Handlungen, welche von fremden Staaten aus seine 
Interessen schädigen. Demgemäs ist der Hamburger CoUekteur 
nach Art. 4 cit. der preussischen Verordnung zu bestrafen. 

Das Keichsgericht hat hiermit die Ansicht aufgenommen, 
welche in preussischen höheren Gerichten die vielfach herrschende 
war. Ganz dieselben Entscheidungen hatten bereits in den Jaren 
1873 bis 1875 zu weiteren Konflikten die Veranlassung ge- 
geben 3). 

In einer Reihe von Urteilen hatte das Ober-Appellations- 
Gericht zu Berlin Hamburger Kollekteure, welche die Hamburger 
Lotterie in preussischen Zeitungen annoncirten oder Lose an 
Privatpersonen in Briefen versandten, verurteilt. Gemäs des 
Rechtshülfegesetzes waren daraufhin die Hamburger Gerichte 
um Zustellung der Ladungen etc. und um Vollstreckung der 
Bestrafungen ersucht worden. Das Gesuch kam in letzter In- 
stanz vor das Hamburger Obergericht und das Resultat war, 



1) Es heisst: das Verbot hat den Charakter wie das Einfurverbot 
von Vieh über die Landesgrenze. 

2) Es handelte sich auch um die Frage, ob das Göttinger Gericht 
competent sei. Dies wird bejaht, wie die Verurteilung des Hamburger 
Gollekteures zu 200 Mark bestätigt. 

3) cf. über das Folgende: Heinsen: Gerichtssal Bd. 28 S. 527 

bis 546. 

/ 
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dass nach vielfachen Streitigkeiten von den Hamburger Gerich- 
ten folgender Grundsatz aufgestellt wurde. Bei den Pressdelik- 
ten, begangen durch Annonciren der verbotenen Lotterie in 
preussischen Zeitungen, wurde die Rechtshülfe gewärt; für die 
Strafvollziehung jedoch wegen Zusendung Hamburger Lose 
durch die Post nach Preussen wurde die Rechtshülfe verweigert 0« 

In letzter Linie kommt der ganze Streit auf die Frage 
hinaus: welches ist der Ort der Begangenschaft einer strafbaren 
Tat: denn nach diesem muss sich Kompetenz und Strafbarkeit 
entscheiden. Der ältere Standpunkt wird von den preussischen 
Gerichten behauptet. 

Uebereinstimmend mit der überwiegenden Ansicht der heuti- 
gen Doktrin hat dagegen das Hamburger Obergericht geurteilt. 
Für die Beurteilung der Strafbarkeit einer Handlung ist ihm 
derjenige Ort entscheidend, an welchem die verbrecherische Tätig- 
keit stattfand, nicht der hiervon verschiedene Ort, an welchem 
der beabsichtigte Erfolg eintrat*). 

Ist diese Ansicht begründet, so kann man die Ent- 
scheidungsgründe, der preussischen Gerichte und des Reichs- 
gerichtes nicht billigen. Die preussischen Lotteriegesetze kön- 
nen alsdann für die Loseversendung des Hamburger CoUek- 
teurs nach Preussen nicht zur Anwendung gelangen. Vielmehr 
ist die Handlung und eventuelle Strafbarkeit des Hamburger 
CoUekteurs lediglich nach Hamburger Gesetzen zu beurteilen. 
Diese bedrohen aber keinen inländischen CoUekteur mit Strafe, 
weil er zu gunsten der staatlichen Lotterie auch im Auslande 
Lose vertreibt. Auch ist, da die Handlung in Hamburg be- 
gangen ist, die Kompetenz der preussischen Gerichte nicht, wie 



1) Die zugleich lebhaft verhandelte Frage: inwieweit dem ersuch- 
ten Gerichte die Prüfung zustehe, ob dem Strafvolistreckungsgesuche 
als einem gerechtfertigten nachzukommen sei, ist für unsere Frage one 
Interesse. 

2) cf. Hälschner: das gemeine deutsche Strafrecht 1881. Bd. I 
§ 62 S. 152. In bezug auf die vorliegenden Erkenntnisse: Hälschner: 
Nochmals das forum delicti commissi, in: Gerichtssal Bd. 80. Auf 
diese vielbestrittene Frage näher einzugehen, ist hier nicht der Ort. 
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das Reichsgericht annimmt, durch §. 7 der D. Str.-Pr.-O. be- 
gründet. Denn nur för die Pressdelicte gilt als Grundsatz, 
dass diese da verübt und nach den Gesetzen des Ortes zu be- 
urteilen sind, an welchem das betreffende Presserzeugnis erschie- 
nen ist*). 

Der Standpunkt der Hamburger Gerichte ist demnach dn 
durchaus korrekter*). Ob freilich die heutige Theorie über den 
Ort der Begangenschaft einer strafbaren Tat der Autorität des 
Reichsgerichtes gegenüber praktische Geltung sich erringen wird, 
ist noch zu erwarten. 

Noch eine, in dem erwänten Beichsgerichtsurteile aller- 
dings nicht näher herangezogene Erwägung könnte dem Schutze 
des einheimischen Finanzinteresses dienen, auch nach Aufgabe 
der daselbst als Entscheidungsgrundlage benutzten Theorie über 
den Ort der Begangenschaft. Der Staat mag eine im Aus- 
lande vom Ausländer begangene, nach dortigen Gesetzen erlaubte 
Handlung als verbrecherische Tat nach den eigenen Gesetzen 
dann bestrafen, wenn ein Gesetz dies ausdrücklich gestattet^). 
Ob man aber in den oben angefürten Gesetzen. hierzu die Grund- 
lage finden kann, ist offene Frage. 

Der gegebenen gesetzlichen Ordnung des Lotterierechtes 
gegenüber ist nur kurz auf die Frage einzugehen, ob die Ver- 
anstaltung von Lotterien nach den heutigen Bechtsanschauungen 
zu billigen ist. Diese Frage muss verneint werden. 



1) cf. auch Löwe: Comm. zur Straf. -Pr.-O. Berlin 1879. § 7. 
Anm. 4. 

2) So auch Heinsen 1. c. S. 544 mit dem Wunsche, dass die preussi- 
schen Gerichte sich dieser Anschauung accommodiren möchten, und mit 
der gerechtfertigten Misbilligung der trotz der Hamburger Urteile von 
preussischen Staatsanwälten erlassenen Steckbriefe etc., durch welche 
die Verkehrssicherheit aufs höchste benachteiligt werde. 

3) Hälschner: Strafrecht 1. c. §§ 52, 54, 63, 71, 72. Für diese 
partikulargesetzlichen Verbote ist auch in dieser Frage das partikulare, 
nicht das deutsche Strafrecht anzuwenden. 

Gegen finanzielle Schädigungen des Staates sichern übrigens viel- 
fach die unten zu erwänenden civilrechtlichen Bestimmungen, wonach 
der Loseempßlnger in dem gegebenen Falle den Lospreis nicht zu 
zalen braucht, wol aber den eventuellen Gewinn einfordern kann. 
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Die Lotterie reizt die Spielsucht, lockt zum leichtsinnigen 
Vertrauen auf Glückszufalle, statt zur Arbeit anzuhalten. Tau- 
sende verlieren darin ihr Geld. Das Spiel selbst ist ungleich, 
da die Direktion übermässigen Vortheil nimmt ^). Es soll je- 
doch nicht geleugnet werden, dass bei der heutigen Klassen- 
lotterie, zumal bei der preussischen, die Direction bemüht 
ist, die Schäden jeder Lotterie möglichst zu verringern. 
Vor allem ist der Lospreis ein hoher. Aber durch die ge- 
stattete Teilung oder das Zusammenspielen eines Loses wird 



1) Zwei Gründe fürt man vorzugsweise zur Verteidigung an. 

Man sagt einmal: dem Menschen wont von Natur die SpieUast 
inne; um sie möglichst nützlich abzuleiten, richte man Lotterien ein. 
Dieser Nutzen der Lotterie wird schon von den Ganonisten und von 
Clericus, später auch von Nationalökonomen wie Moser, (Röscher, Ge- 
schichte der Nationalökonomie S. 627) lobend hervorgehoben. Die Halt- 
losigkeit dieses Grundes ist klar. WoUte man die Spielsucht wirklich 
ableiten, müsste man viel mehr und viel verderblichere Spiele errichten. 

Ausserdem ist es eine historisch begründete Tatsache, dass erst 
mit Einfürung der Lotterie das Spielen recht zur Leidenschaft wurde. 

Der zweite Grund lautet: Lotterien sind nötig, um zu öffentlichen 
Zwecken Geld zu beschaffen, das man sonst nicht erhielte. Soweit es 
sich hierbei um wol tätige Zwecke handelt, mag dies vielleicht einiges 
für sich haben, obwol nicht zu leugnen ist, dass es viel edler wäre, 
durch Woltätigkeitssinn als durch Anregung der Gewinnsucht die Geld- 
mittel zu erlangen. Soweit es sich aber darum handelt — und dies 
sind die Hauptfälle — nur für die Staatskasse als indirekte Steuer die 
Lotterien zu benutzen, fällt auch dieser Verteidigungsgrund zusammen. 
Der Staat hat andere Besteuerungsarten zu Gebote: die Schwäche der 
Spielleidenschaft der Untertanen in dieser Art auszunutzen, ist eines 
modernen Staates unwürdig. Warum schaffte man denn die Spielhöllen 
in den Bädern ab, die noch lukrativer waren als die Lotterien? 

Auch der Einwand Justins: (Röscher 1. c. S. 462) es sei einerlei» 
in wessen Händen die Reichtümer sich befänden: ist durchaus wertlos. 
Dann wäre ja jedes Spiel zu erlauben. Auch bedarf es keiner Ausfürung, 
dass es für den Wolstand der Nation besser ist, wenn 300000 Mark 
anter 100 arbeitsame Leute verteilt sind, als wenn die ganze Summe 
durch Glück einem zufällt. Gerade in dieser Verschiebung des Wol- 
standes one Verdienst und Arbeit liegt die grösste Gefar für Moral wie 
für Volkswirtschaft. 
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es auch den Aermeren möglieb, ihr Geld in der Lotterie zu 
verlieren. Ausserdem schliesst sich an die Klassenlotterie, wenn 
auch gegen den Willen der Unternehmer eine Beihe vielfach 
schwindelhafter Spekulationen an durch Losvermieten*), Ver- 
heuerung der Lose und Ausgabe von Anteilscheinen auf 
diese etc. 

Aus wirtschaftlichen Gründen ist demnach auch die Staats- 
lotterie nicht zu billigen. Nur finanzielle Bedürfnisse können 
allenfalls geltend gemacht werden und einigermassen entschul- 
digen*). In Frankreich hat man schon seit dem 21. Mai 1836 
alle Lotterien verboten und nur eine Ausname dahin zugelassen, 
dass für woltätige und gemeinnützige Zwecke die öffentliche 
Errichtung von Lotterien gestattet werden darf. Im Jare 1837 
wurden infolge dessen ca. 525000 fr. mehr in die Sparkassen 
eingelegt, als im vorhergehenden Jare. Man sieht daraus, wie 
Becht Bau hat, wenn er sagt: es gibt keine verderblichere Art 
Staatseinnamen aufzubringen, als eine Anstalt, welche vom Sparen 
abhält und an die Stelle des beharrlichen Fleisses die aufgeregte 
Gewinnsucht setzt. 



IL Das Lotteriegeschäft 

§ 12. a. Die rechtliche Natur des Lotteriegeschäfts. 

Das Lotteriegeschäft ist ein zweiseitiger Vertrag, vermöge 
dessen ein Unternehmer sich verpflichtet, bestimmte Geldgewinne 
unter die Gesammtheit derjenigen auszulosen, welche einen ge- 
wissen Einsatz zalen. Die Losnehmer geben einen gewissen Preis 
hin, um gegen dessen Aufopferung teil zu nehmen an der Ge- 
winnverlosung, 

Die rechtliche Natur des Lotteriegeschäftes ist sehr streitig. 
Die Ganonisten und älteren deutschen Juristen behandelten, wie 



1) Es ist bei den Ziehangen ein stehendes Geschäft, im Ziehnngs- 
sal Lose pro Stande k 8 Mark zu vermieten. 

2) Die preuss. K.-O. vom 21. Juli 1841 beginnt: da die Lage des 
Staatshaushaltes — die Abschaffung der Lotterie noch nicht gestattet 



Digitized by VjOOQIC 



95 

oben dargelegt, das Geschäft als Spiel. Sie sprachen auch von 
emptio spei, legten jedoch anf diese Gonstruktion rechtlich keinen 
Nachdruck und benutzten sie ebensowenig, um die Gültigkeit 
des Vertrages nachzuweisen. 

Der erste Autor, der es unternimmt, wenn auch nicht die 
Lotterie, so doch die Ausspielgeschäfte rechtlich zu zerlegen, ist 
Grolmann ^). Nach ihm sind im Ausspielgeschäfte zwei Akte 
zu unterscheiden (S. 45): 

1. ein vorbereitender, durch den die Spielgesellschaft die 
Möglichkeit erwirbt, die auszuspielende Sache sich anzu- 
eignen, [unbedingter Kauf der Sache.] 

2. das eigentliche Spielgeschäft, welches sich auf einen blos 
unter den Spielern eingegangenen Vertrag gründet. 
[Zweck: wer ist Sieger?] 

Diese Theorie ist aber nichts anders, als die oben^) be- 
sprochene Ansicht des Lud. Lopez, die dann von vielen ihm fol- 
genden Canonisten und gemeinrechtlichen Juristen geteilt wurde. 
Wir erwänten dort schon, dass diese Construction als ein Ver- 
such erschiene, die Ausspielungen als Aufteilungen darzulegen 
und zu rechtfertigen. Dies scheint auch der Grundgedanke 
Grolman's zu sein. Weshalb müsste sonst erst ein Kaufvertrag 
fingirt werden, da doch jeder Teilnehmer ein direktes Recht auf 
den eventuellen Gewinngegenstand schon durch den Spielvertrag 
erwirbt? Wenn man aber den erwänten Zweck beiseite lässt 
und von dem Principe ausgeht, möglichst einfach diese Verträge 
aus sich selbst zu erklären, so wird man die ganze Teilung als 
zwecklos verwerfen müssen. Ferner ist es unrichtig, von einer 
einheitlich handelnden Spielgesellschaft als Käufer zu reden, da 
jeder selbständig den Vertrag schliesst, die einzelnen Abschlüsse 
zeitlich vöUig getrennt und one Zusammenhang sind. Auch die 
ConsequenZ; die Grolmann aus seiner Gonstruirung zieht, dass 
wenn A. ein Pferd auslosen lässt und dieses vor vollendeter 
Auslosung stirbt, nicht er, sondern die Gesellschaft den casus 



1) Yersach einer Entwickelang der rechtlichen Natur des Aus- 
spielgesch&ftes. Oiessen 1797. 

2) cf. oben Seite 42 § 5. 
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trägt (S. 70), scheint falsch zn sein. Jedenfalls ist die ganze 
Teilung für die Lotterie imanwendbar. 

Auch Johann Christian Lange >) geht vom Ausspielge- 
schäfte aus. Er definirt dies (§ 5) als ,,ein Rechtsgeschäft, wo- 
durch sich Jemand anheischig gegen Mehrere macht, eine Sache 
unter ihnen ausspielen zu lassen. *" Es ist nicht Spiel, noch be- 
dingter Kauf, wol aber analog der emptio spei (§ 10—13). Zu 
diesen Ausspielgeschäften wird die Lotterie eingerechnet als 
„rechtlich verwandt." 

Es ist nun, wie öfter erwänt wurde, richtig, dass aus den 
Ausspielungen die Lotterien entstanden sind, im Laufe der Zeit 
aber haben diese sich so selbständig entwickelt, dass ihre recht- 
liche Natur aus ihnen selbst, nicht von Analogien aus zu ent- 
wickeln ist. Auch ist es begreiflich, dass es ein anderes Ge- 
schäft ist, wenn ein Kaufmann, um eine Ware abzusetzen, sie 
durch Lose verkauft, als wenn aus der Summe der Losgelder 
Gewinne gebildet werden zum Zwecke der Verlosung. 

In neuerer Zeit ist es nur selten unternommen, die recht- 
liche Natur des Lotteriegeschäftes näher zu entwickeln. Oft um- 
geht man auch die präcisere Bestimmung durch Ausdrücke wie: 
eine Art Spielvertrag*), eine Art Hoflfnungskauf*). Um so mehr 
wird es sich um eingehendere Prüfung handeln. 

Der gewönliche Standpunkt ist dieser*). Der Losnehmer 
zalt eine gewisse Summe, mit dieser will er die HoflFnung er- 
werben auf den Lotteriegewinn: das ganze Lotteriegeschäft ist 
also Hoffnungskauf oder emptio spei. Man beruft sich hierbei 
auf 1. 8 § 1 Dig. de contrah. empt. 18. 1, in der als Kaufob- 
jekt der eventuelle Ertrag eines Fischfanges bezeichnet wird. 

Gründe und nähere Ausfürungen dieser Theorie finden sich 



1) Rechtstheorie v. d. Ausspielgeschäfte. Eriangen 1818. 

2) Windscheid: Pandekten. § 420 No. 3. 

3) Demburg: preuss. Landrecht Bd. 11 § 159. 

4) Glück: Pandektencomm. XI S. 358. Hagemann: prakt. Erörter. 
V. S. 180. Bender: Lotterierecht § 8 S. 26 2. Aufl. Foerster: preuss. 
Landrecht § 128 A. 111. Gengier: deutsch. Privatrecht § 156. Entsch. 
des preussischen O.-Tribunals U S. 135. 
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fast nirgends. Die Analogie der emptio spei ergibt sich auch leicht. 
Befremdend muss nur der Umstand wirken, dass die Vertreter 
derselben keineswegs irgend welche Conseqiienzen aus ihrer Auf- 
fassung ziehen und öfters das Lotteriegeschäft, trotzdem es HoflF- 
nungskauf sein soll, zu den Spielen rechnen *). Der einzige, der 
ex professo die Frage nach der Natur des Lotteriegeschäftes 
etwas eingehender prüft, Bender, erklärt in § 8 dies als Hoff- 
nungskauf; in § 7 S. 25 sagt er: „das Lotteriegeschäft besteht 
also aus einer gewissen Zal von Spielverträgen" ; und S. 37 er- 
klärt er, es handle sich hier um ein Geschäft, „das in seiner 
eigentümlichen Gestalt dem gemeinen Eechte gar nicht be- 
kannt ist". 

Man muss m. E. unterscheiden: 

1. Die Art des Eintrittes in das Eechtsverhältnis. Dieser 
geschieht durch Loskauf, und wenn man will, kann man hierin 
einen Hoffnungskauf erblicken 2), obwol diese Auffassung unserer 
modernen Rechtsanschauung nicht geläufig ist. Man wird das 
Los als Wertpapier und seinen Erwerb als gewönlichen Kauf, 
wie den einer Versicherungspolice, Eisenbanactie dgl. auffassen. 

Hiervon durchaus zu trennen ist: 

2. Das Rechtsverhältnis selbst zwischen der Direktion 
und den Spielern, in das man durch den Erwerb des Loses 
eintritt. Wenn auch der Loskauf Hoffnungskauf wäre, so 
würde hierdurch keinesweges die rechtliche Natur des Lotterie- 
geschäftes selbst bestimmt. Die hieraufgehende Schlussfolgerung 
Bender's (1. c. S. 27) ist nicht zu billigen. Wenn ich ein Eisen- 
banbillet kaufe, ist deshalb mein Rechtsverhältnis zur Eisenbau 
nur als Kauf zu beurteilen? Gewiss nicht. Es ist darum nicht 
weniger Transportvertrag die Grundlage, weil ich durch Kauf 
eines bestimmten Inhaberpapieres das Recht auf die Transport- 
leistung erwerbe. 

Was wird nun für die rechtliche Beurteilung des Lotterie- 
geschäffces durch die Auffassung desselben als Hoffnungskauf 



1) z. B. Gerber: deutsches Privatr. § 193 A. 8. 

2) So Treitscbke: Kaufkontrakt. 2. Aufl. S. 38. Koch: Gomm. 
zum preusB. Landr. Bd. I Tit. 11 zu §547 A. 17« 7. Aufl. 

7 



Digitized by VjOOQiC 



erklärt? Sehr richtig bemerkt Stobbe^): „es ist damit weiter 
nichts gesagt, als dass es sich um ein aleatorisches Geschäft 
handele, bei dem die Gewinnchance bezalt werden muss.* Der 
Begriff der emptio spei seu aleae ermangelt überhaupt jeder 
scharfen Präcision ; man gibt ihm einen so weiten umfang, dass 
man schliesslich jedes Speculationsgeschäft und jedes Spiel da- 
runter begreifen kann. Dann aber bleibt nur die alea, von 
emptio kann keine Rede mehr sein. Statt im Roulette auf eine 
Nummer zu setzen, brauchte man ja nur einen Zettel mit dieser 
Nummer zu kaufen, um so den unschuldigsten Hoffnungskauf 
zu contrahiren. 

Ebenso ist die Theorie one jede „praktische" Anwendung. 
Der Lotterieplan entscheidet über alle Rechtsverhältnisse. Regeln 
des Kaufes kommen als solche gar nicht in betracht. Wo ist 
auch das gegen Geld gekaufte Objekt, die Ware? Ferner, wie 
ist ein Hoffnungskauf möglich, wenn, was nicht nur stets ge- 
stattet ist und stets vorkommt, sondern auch theoretisch nach 
der Natur des Lotteriegeschäfts völlig gebilligt wird, Lose an 
Armenanstalten verschenkt oder von der Direktion selbst ge- 
spielt werden? Kauft die Direktion von sich selbst? Denn sie 
müsste gegebenen Falles doch aus eigenen Mitteln auszalen, 
wenn sie viel und unglücklich spielte. 

Ein anderer Grund gegen die emptio spei ist: bei dieser 
besteht gerade das Eigentümliche darin, dass der Ertrag, ja 
die Existenz des Ertrages und demgemäss die Leistungspflicht 
des Verkäufers völlig im ungewissen ist; bei der Lotterie aber 
ist von vornherein bestimmt: so viel Gewinne müssen heraus- 
kommen in einer bestimmten Gesammtsumme. Auch ist es 
klar, dass man beim Hoffnungskaufe den Ertrag z. B. eines 
Fischfanges, den man „selbst** zu machen hofft, verkauft und 
nicht wie bei der Lotterie auf bestimmten Ertrag erst eine 
Hoffnung begründet, an der man selbst keinen Anteil hat. Wollte 
man die Theorie des Hoffnungskaufes auch „anwenden," so 
stände die Verpflichtung der Direction völlig in der Lufk. 

Aber, wendet man ein, wer die Gewinne erhält, ist doch 



1) Deutsobes Privatr. § 159 No. 1. 
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ungewiss. Ist dies aber ein Kaufgeschäft, wenn C. durch Los 
entscheidet, ob A. oder B. eine bestimmte Summe erhält? 

Die ganze Auffassung des Lotteriegeschäftes als Hoffnungs- 
kauf erklärt sich aus dem Bestreben, die Elagbarkeit desselben 
zu rechtfertigen. Indem man, wie oben ausgefürt, gegen die 
Anschauung der meisten Juristen die Spiele sämmtlich nach 
römischem Rechte als nichtig betrachten wollte, musste man 
suchen, die dem römischen Eechte völlig fremde Lotterie 
unter eine gültige römische Kategorie unterzubringen. Man 
wird dadurch aber die innere Spielnatur um so weniger be- 
seitigen können als die Quellen selbst in der erwänten 1. 8 § 1 
Dig. de contr. empt. von diesem Hoffnungskauf sagen, er sei 
eine emptio venditio, in der quasi alea emitur. Jedenfalls ist 
es ein bedenkliches Unternehmen, aus der höchst gelegentlichen 
Bildung .eines Wortes , die vielmehr den Charakter einer poin- 
tirten Sentenz als einer juristischen Construction trägt, die 
ganze Kategorie des Hoffnungskaufes zu bilden. Man will sich 
auf das römische Recht dabei stützen, übersieht aber, dass dies 
durchaus unrichtig: denn man nimmt wol den Namen spei 
emptio, aber die fernere Bestimmung, dass der Verkäufer nicht 
für Eviktion haften soll, übersieht man oder will sie nicht 
sehen. Mit einem Wort: wie im heutigen Rechte bei vielen 
Speculationsgeschäften geschieht, da man sich nicht getraut, 
die Klagbarkeit aus ihrem eigenen Wesen juristisch nachzu-- 
weisen, so nimmt man aus dem römischen Rechte das Wort, 
hier also dieses Wort spei emptio, urgirt dabei die emptio, 
leugnet die in den Quellen daneben genannte alea und die Nicht- 
prästirung der Eviction: und hat somit die formelle Rechtfer- 
tigung für diese Verträge gewonnen. 

Nach Abweisung der Theorie des Hoffnungskaufes wird es 
sich jetzt darum handeln, positiv die Natur des Lotteriever- 
trages zu bestimmen. Es kann dabei nicht unsere Aufgabe 
sein, ausfürlicher auf die ungemein streitige und verwickelte 
Lehre von den Glücksverträgen einzugehen: den Ausgang aber 
müssen wir von den üblichen Theorien nehmen. 

Um den Begriff des Spieles, besonders im Gegensatz zu 
der Wette zu gewinnen pflegt man zu sagen : kein Spiel one 
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Spielen d. h. one eine Tätigkeit, durch welche die Entscheidung 
über Gewinn und Verlust herbeigefürt wird. Wird dagegen 
die Entscheidung abhängig gemacht von der Bichtigkeit einer 
bestimmten Behauptung , so liegt eine Wette vor *). Um nur 
einen älteren Autor anzufüren, so fand sich dieser Trennungs- 
modus schon bei Benvenuto Straccha^). Er sagt: ludus est 
per actum facti delectabilis, quandoque virtutis gratia parati 
quandoque lucri — sed in huiusmodi sponsionibus non est 
factum. Nee movere quemquam debet in sponsionibus, quae 
Sunt pignoribus, factum intervenire, quoniam illud est momen- 
taneuna et non iterabile prout in ludis. 

An diese Teilung anschliessend sagt man, dass der Wett- 
vertrag durchaus erlaubt, der Spielvertrag an sich unerlaubt sei. 

Bei der ganzen Construirung wird man sich nun aber ver- 
gebens fragen, wo denn der innere Grund zu finden sei, also zu 
unterscheiden. Woher soll es kommen, dass ein so rein äusser- 
liches Merkmal , des Tuens oder Nichttuens die rechtliche Be- 
handlung beherrschen soll. 

Ferner ist der grösste Vorwurf dahin zu erheben, dass es der 
Teilung an jeder scharfen Grenze fehlt. Sie versagt, sobald es 
sich um die positive Entscheidung im einzelnen Falle handelt, ob 
Wette, ob Spiel vorliege. Vor allem ist gar nicht festzustellen, wie 
weit die zum Spielbegriflfe gehörige Tätigkeit der Parteien zum 
Zwecke der Entscheidung gehen muss. Auch bei der Wette ist die 
Tätigkeit des Einsetzens nötig : diese ist jedoch nur nebensäch- 
lich, hat auf die Entscheidung keinen Einfluss. Nehmen wir nun 
den Fall: A. und B. wurfein um ihre beiderseitigen Einsätze, 
so ist dies die geforderte Spieltätigkeit. Wenn nun C. statt ihrer 
würfelt und die beiden früheren Spieler nur einsetzen, liegt 
dann gültige Wette vor, wärend zuerst ungültiges Spiel anzu- 
nehmen war? Und wie ist es beim Lotto, beim Roulette, beim 
Pariren über den Ausfall eines Tierkampfes etc., bei denen doch 
auch nur Einsätze gemacht werden, one dass von irgend einer 



1) cf. bes. Thöl H.-R. § 304 u. 805. 

2) Tractatus de sponsioDibus pars III No. 4. Er schrieb um 1550. 
Vorl. Ausgabe Cöln 1575. 
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Spieltätigkeit die Bede sein kann? Es wird doch niemand 
leugnen, dass alle diese Vorkommnisse Glücksspiele im emi- 
nenten Sinne sind. 

Aber, wendet man ein, in diesen Fällen ist nur die Tätig- 
keit des Spielens verschoben : der Dritte übt sie aus, der Er- 
folg einer von den Spielenden unabhängig vorgenommenen 
Handlung wird zur Entscheidung über Gewinn und Verlust 
benutzt. Sagt man so, dann fällt erst recht jeder Unterschied 
zwischen Spiel und Wette fort, denn gerade die meisten Wetten 
lauten auf den Ausgang eines Wettrennens, Ringkampfes, einer 
Wettfart etc. : d. h. alle diese nehmen die fremde Tätigkeit als 
Entscheidungsmittel *). 

Umgekehrt ist es nicht ausgeschlossen, dass auch bei einer 
Wette die Parteien durch ihre Tätigkeit den Sieg entscheiden. 
A. und B. behaupten jeder das schnellere Pferd zu besitzen, 
zum Zwecke der Entscheidung über ihre Behauptungen reiten 
sie von X. nach Z. und wer zuerst anlangt, erhält die festge- 
setzte Wettsumme; oder beide machen einen Wettlauf. Jeden- 
falls müsste die angefürte Theorie hier Spiel annehmen; wenn 
aber A. und B. ihre Pferde nicht selbst ritten, sondern ihre 
Pferdeknechte reiten Hessen, müsste man erklären eine Wette 
läge vor 2). Wo aber liegt hier zu solcher verschiedenen Ent- 
' Scheidung der Grund? 

Man wird demnach mit Recht behaupten können, dass die 



1) Man vergl. ferner folgende Beispiele: 

1. A. B. und C. spielen Karten um ihre Zeche. Der an dieser 
beteiligte D. erklärt des Spielens unkundig zu sein und verspricht den- 
selben Preis zu zalen, den A. verlieren wird. Ist seine event. Schuld 
eine Spielschuld, spielt er wie die anderen one tätig zu sein, oder geht 
er eine Wette ein? 

2. Bei einem Kartenspiel werden 3 Karten auf den Tisch ge- 
worfen, wer darunter eine bestimmte richtig bezeichnet, gewinnt. Dies 
ist offenbar Spiel und dennoch wird nicht durch die Tätigkeit der Ge- 
winn entschieden, sondern durch die richtige oder falsche Behauptung 
der einzelnen. Man müsste also auch hier gültige Wette annehmen. 

2) Man vgl. auch die berümte Schneckenwette, cf. Windscheid 
Pandekten II § 419 Anm. 8. 
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augefürte Theorie one innere Notwendigkeit und praktisch nicht 
ausreichend sei^). Lässt aber eine Einteilung viele Fälle un- 
entschieden, so ist sie jedenfalls unrichtig. Wenn dennoch 
diese Lehre bis heute viele Anhänger gefunden hat, so ist der 
Grund darin zu suchen, dass es nicht gelungen ist, eine andere, 
richtige und allgemeinen Beifall findende Unterscheidung auf- 
zustellen. Auch lässt sich die praktische Bequemlichkeit der 
gegebenen Doktrin nicht leugnen. Denn gerade weil sie unsicher 
und one feste Grenzen ist, liegt es in dem Belieben, bald diesen, 
bald jenen neuen Glücksvertrag, der heute im Gegensatz zur 
römischen Spiellehre als gültig behandelt wird, von seiner 
Spielnatur zu entkleiden und ihn den gültigen Wetten bei- 
zuzälen *). 

Diese Rücksicht hat jedoch für uns keine Bedeutung, nach- 
dem wir gesehen, wie wenig Einfluss das römische Spielrecht 
für unsere heutige Bechtsanschauung beanspruchen kann, wenn 
wir die reale Natur des Vertrags erkennen und von dieser aus 
die rechtliche Stellung des Geschäfts finden wollen. 

Es ist für uns nun one Zweifel, dass die Lotterie ein 
Spiel ist. Wir berufen uns dabei auf die vielfach erwänten 
Lehren der Canonisten und gemeinrechtlichen Juristen, die ein- 
mütig sie als ludus aleae bezeichnen und behandeln. Wir be- 
rufen uns auf die heutige allgemeine Anschauung, welche un- 
bekümmert darum, ob man durch eigene Tätigkeit den Gewinn 
entscheidet oder nicht, stets der Ansicht ist, dass der Los- 
käufer in der Lotterie „spielt", dass man Spielgewinne macht. 

Auch juristisch muss man zu demselben Resultate kommen. 

Worin liegt denn das Moment, welches das Spiel zu einem 
juristisch eigentümlichen Vertrage macht, weshalb hat man hier 
die Erfüllung des Vertrages anderen Regeln unterworfen? Das 



1) Yangerow: Pandekten III § 673 Anm. 3: „eine ganz willkür- 
liche Behauptung, die weder in den Gesetzen noch in der Natur der 
Sache irgend eine Stütze findet." cf» ferner: Beseler: D. Privatrecht 
Bd. I § 130. Windscheid: Pandekten n § 419. 

2) So Thöl: Verkehr mit Staatspapieren S. 235 ff. für das Diffe- 
renzgeschäfb. 
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Spielen selbst d. h. die Art und Weise, auf welche sich der 
Gewinn und Verlust entscheiden soll, ist offenbar rechtlich völlig 
bedeutungslos. Das Einzige, was auf unsere Frage eine Antwort 
gibt und die Behandlung des Spiels zu erklären vermag, ist der 
Umstand: dass es sich beim Spiel um eine üebertragung von 
Gütern handelt, welche one wirtschaftlich nützende Veranlas- 
sung, one einen nach den Begriffen der Wirtschaftslehre und 
Moral, und folglich nach den Ansichten über Verkehrs- und 
Vertragsgerechtigkeit zu billigenden Grund vor sich geht. 
Dieser sich aufdrängende Gedanke ist es, der die rechtlichen 
Bedenken gegen den Begriff des Spiels anregt. 

Der üebertragung der Güter fehlt aber nicht blos eine 
rechtfertigende causa, sondern damit Spiel vorliege, ist nötig, 
dass die Verschiebung von Werten aus einem Vermögen in das 
eines andern durch zufällige Ereignisse bestimmt werde. Kein 
Spiel one Zufall. Juristisch gibt es keine reinen Kunstspiele, 
denn keines wird benutzt, um Gewinne zu übertragen; bei allen 
Geldspielen herrscht mehr oder minder die alea und zwar so, 
dass bei den am meisten angewandten Spielen, bei denen die 
grössten Summen verloren werden, von Berechnung und Ge- 
schicklichkeit der Spieler gar keine Eede mehr ist *). 

Wir wollen damit keine abschliessende Begrenzung des 
Spielbegriffes geben, noch uns auf den unterschied gegen die 
Wette einlassen, wir sagen nur: wenn vermöge eines zweiseitigen 
Vertrages eine Güterverschiebung derart stattfindet, dass durch 
zuföllige — allein oder mitwirkende — Ereignisse unter den 
Contrahenten Gewinn und Verlust entschieden wird, so liegen 
juristisch die Merkmale eines Spielvertrages vor*). Nur in 
diesem zufälligen Momente, welches den Erwerb der Güter be- 



1) Man nehme nur diese Reihenfolge: das Schachspiel, bei dem 
die Kunst das Spiel fast ausschliesslich beherrscht, dient nirgends als 
Geldspiel; das Kartenspiel schon mehr; in höchstem Maasse das Roulette» 
Würfeln, Tempeln, Lotto u. s. w. 

2) Wetten, müssten wir demgemäss sagen, sind nur über Tat- 
sachen möglich, die der berechenbaren Beurteilung der Contrahenten 
unterliegen. 
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gründet, können wir den Grund finden, der das Civilrecht ver- 
anlasst, diese Art von Verträgen unter besondere Eechtsregeln 
zu stellen. 

Diese Merkmale treffen nun offenbar bei der Lotterie zu: 
sie ist vollkommenes ölücksspiel. Niemand setzt einen Los- 
preis ein, one den Willen, sich dadurch an der Gewinnauslosung 
zu beteiligen ; one die Absicht, wie bei jedem Glücksspiel, das 
eigene Geld aufzuopfern, um eine Gewinnchance zu erwerben. 
Verlust und Gewinn wird vom reinsten Zufalle bestimmt nach 
dem Vertrage, den die Contrahenten eingegangen. Wäre noch 
die alte Form üblich, wonach jeder Losnehmer sofort das Kecht 
erhielt, aus einer grossen Urne einen Zettel herauszuziehen und 
sich somit selbst den Gewinn oder die Niete zu erwerben, so 
wäre auch nach der obigen, üblichen Theorie kein Zweifel, dass 
dies Spiel sei. Wird nun der innere Charakter des Geschäftes 
etwa geändert, wenn statt dessen heute dritte, unbeteiligte Per- 
sonen, der Sicherheit und Einfachheit wegen die Lose ziehen? 
Nicht die Form, sondern der Inhalt der Verträge muss doch 
ihre rechtliche Behandlung bestimmen. 

Wenn wir nun aber als Inhalt des Lotteriegeschäftes einen 
Spiel vertrag annehmen, so begegnen wir dem Einwurfe: wo sind 
die Spielenden? Denn die Losnehmer gewinnen und verlieren 
wol, aber der Unternehmer gewinnt immer, verliert nie, er spielt 
also nicht, da kein Spiel one Verlustchancen möglich ist. Dieser 
Einwand wird mit Eecht erhoben *) und macht eine nähere Aus- 
fürung nötig, um darzulegen, wo das Spiel in Wirklich- 
keit liegt. 

Wir gehen von der einfachsten Spielform aus. A u. ß 
legen jeder in eine Schale 10 Mark, sie würfeln oder ziehen das 
Los, und der Gewinner erhält den Einsatz. Dies ist Spiel. 
Jetzt kommt G und zieht statt der beiden Spieler das Los: 



1) So Stobbe 1. c. S. 842. Demburg 1. c. S. 874. gegen Beseler 1. 
c. S. 470. und Wolff im Archiv VI S. 133. Gegen die emptio spei und 
für Spielvertrag auch Elvers: Themis N. F. L 1. S. 76 ff. Er kommt 
unserer folgd. Construirung relativ am nächsten, one dass wir uns je« 
doch auf ihn berufen könnten. 
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dies ist dasselbe Spiel. Statt nun gleich zu losen, nimmt C 
die Einsätze an sich und stellt dem A u. B über die Höhe ihres 
Einsatzes einen Schein aus ; nach einiger Zeit erst lost er. End- 
lich übernimmt G die Initiative, veranlasst A u. B erst Ein- 
sätze zu machen. Dieser letzte Fall gibt die Grundform des 
Lotteriegeschäftes. 

C d. h. die Direktion fordert auf Einsätze zu machen, 
gibt den Spielplan und ordnet die Ausspielung der Gewinne. 

Das Eigentümliche ist also dieses. Die einzelnen Spieler 
schliessen nicht wie beim gewönlichen Spiele unter sich die Ver- 
träge ab, sondern wegen des Umfanges der Unternehmung und 
der Menge der Teilnehmer nimmt einer gegen Vergütung die 
gesammte Leitung in seine Hand. Dadurch wird nur das Spiel 
verschoben: die Losnehmer spielen im Erfolge und der Reali- 
tät nach deshalb nicht weniger gegeneinander, weil die Di- 
rektion sich zwischen sie stellt und die Einzelverträge in sich 
aufnimmt. Nur die Losnehmer gewinnen und verlieren, bei 
ihnen ist das Wagnis und die Spiellust. 

Wären die Dimensionen der Lotterie nicht so gross, so 
müsste diese Tatsache jedem Loskäufer klar sein, dass er resp. 
seine Spiellust von dem Unternehmer nur benutzt wird, um 
gegen seine Mitteilnehmer ausgespielt zu werden. Es ist völlig 
dasselbe Verhältnis, wie wenn 10 Personen um einen Tisch 
herumsitzen und jeder 10 Mark in die Kasse eines elften legt, 
worauf der letztere würfelt und dem einen Sieger c. 90 Mark 
auszalt. Dass bei alledem von einer rechtlichen Gemeinschaft 
unter den Losnehmern keine Bede zu sein braucht, wie man 
bisweilen verlangt hat, ist klar. Jeder gibt sein Geld zu einem 
bestimmten Spielzwecke hin, wer und wieviele als Genossen bei- 
treten, ist ihm völlig gleichgültig. Nimmt der Unternehmer — 
was zuweilen vorkommt — selbst Lose, so spielt er gegen die 
andern mit, hat Verlust und Gewinnchancen wie jeder andere 
Loskäufer. 

Die Behauptung, dass die Lotterie deshalb kein Spiel sei, weil 
bei ihr eine Klage auf den Gewinn stattfindet ^), vermag nicht 



1) Stobbe 1. c. § 195 nach Anm. 2. 
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einzuleuchten. Wenn einmal der Staat selbst oder unter seiner 
Genehmigung Private Spiele anstellen, so muss er auch für die 
Auszalung der Gewinne sorgen, denn sonst würden sich schwer- 
lich Teilnehmer finden. Bricht er das römische Recht, das alle 
Glücksspiele verbietet, so wird es ein leichter Schritt sein, auch 
eine Klage auf Auszalung zu gewären. Bei allen staatlich ga- 
rantirten Spielen : dem Lotto, den Hasardspielen in den Bädern 
etc. hat, so lange sie bestanden, eine Klage auf Gewinn statt- 
gefunden. Sind diese deshalb keine Spiele gewesen? 

Ich stehe also nicht an, das Lotteriegeschäft als Spielver- 
trag in der entwickelten Bedeutung zu bezeichnen. Dieser Spiel- 
vertrag ist jedoch besonders geartet. Die monopolisirte Stellung 
der Lotterieunternehmung und die grosse Beteiligung, auf die 
das Spiel berechnet ist, müssen auf die äussere Gestaltung des 
Vertrages bestimmend einwirken. 

Man tritt in den Vertrag ein durch Kauf eines Loses. 
Aus den Einzalungen entsteht ein Kapital. Dieses Kapital re- 
präsentirt die Summe der Einzelrechte der Spieler und ist der 
Betriebsfonds, mit dem der Vertragszweck durch ein oder 
mehrmaliges Ausspielen von Gewinnen erreicht wird. Da nun 
der Vertrag auf SchaflFung und bestimmten Verbrauch eines 
Kapitals gerichtet ist, in dessen Ausspielung seine Zweckbe- 
stimmung findet und limitirte Einzelbeiträge einer Mehrheit 
von Spielern den Umfang der Rechte und der Haft bestimmen: 
so dürfte die Analogie einer ad hoc gebildeten Kapitalgesell- 
schaft nahe liegen. Hierfür spricht ferner die Art des Vertrags- 
abschlusses. 

Wie bei allen modernen Verträgen, bei denen eine grosse 
Anzal Teilnehmer zugezogen werden sollen, lässt man sich nicht 
auf besonderen Vertragsabschluss mit jedem einzelnen ein. Der 
einer Lotterie zu gründe liegende Spielvertrag wird von vornherein 
planmässig aufgestellt, und Sache des einzelnen ist es dann, 
diese Bestimmungen zu prüfen und sie anzunehmen, wenn sie 
conveniren, oder sich von jeder Teilname fernzuhalten. Dieses 
Statut wird bei der Lotterie allerdings in voller Unabhängigkeit 
von den Losnehmern festgestellt, es wird nicht erst eine General- 
versammlung einberufen, welche es definitiv genehmigt, wie bei 
der Aktiengesellschaft. Der Grund hierzu ergibt sich leicht aus der 
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monopolisirten Stellung, aus der steten Staatsaufsicht, oft auch 
Staatsgarantie, unter welcher die Lotterie steht. Jeder Lotterie- 
plan bedarf der öffentlichen Genehmigung, bei jeder Ziehung sind 
öffentliche Beamten zur Aufsicht bestellt: diese Sicherheit ist 
grösser, als eine Gesammtaktion der Losnehmer sie bieten könnte. 
Letztere ist umsomehr überflüssig, da es sich ausser der Aus- 
losung und Auszalung der Gewinne bei der Lotterie um gar 
keine weiteren eigenen Geschäfte mit dem Gewinnvejmögen 
handelt. Es ist deshalb auch begreiflich, dass eine weitere Zu- 
sammenfassung der Losbesitzer, die an sich zur Controlirung 
und üeber wachung der Ausfürung der plangemässen Bestim- 
mungen durchaus denkbar und entsprechend sein würde, in folge 
der staatlichen Fürsorge unterbleibt. 

Ein Zusammenhang der Spieler liegt nur in dem gleichen 
Interesse, in den einem jeden gleichmässig zustehenden Rechten 
gegen den Unternehmer, in der Verpflichtung desselben, unter 
die Gesammtheit die Gewinne auszulosen. Jeder einzelne er- 
scheint als ein gleichsam arithmetisches Glied in der Gesammt- 
operation des Unternehmers bildend, da die planmässige Geld- 
spekulation nur möglich ist, wenn und solange die Gesammtheit 
sämmtlicher Loskäufer vorhanden ist. Diese Verbindung zeigt 
sich in dem stets präsumirten Fortspielen durch alle Klassen, 
ferner in dem Bestreben der Direktion einen bleibenden Stamm 
derselben Spieler herzustellen und besonders jedem Wechsel der 
Spieler wärend einer Ziehung vorzubeugen. 

Wir halten nach alledem fest: das Lotteriegeschäft ist 
Spielvertrag; und fügen hinzu: der Spielvertrag zerfällt, wie 
viele moderne Bechtsgeschäfte in zwei gesonderte Akte: Loskauf 
und Gewinnzalung. Nur diese Auffassung vermag mit den prak- 
tisch gültigen Bechtssätzen übereinzustimmen. 

§ 13. b. Das Bechtsverhältnis zwischen dem Unter- 
nehmer und den Spielern. 
Die Darstellung dieses Abschnittes bildet den Hauptinhalt 
der Schrift Bender's*). Er hat darin die damaligen Bechts- 

1) In der mehrfach citirten Abhandlung: das Lotterierecht, 2, Aufl, 
1841 S. 86—136. 
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Verhältnisse so ausfürlich behandelt, dass ein weiteres Eingehen 
auf dieselben überflüssig erscheint. Es wird hier nur darauf 
ankommen, die heute geltenden — vom älteren Rechte übrigens 
nur wenig abweichenden, vielfach aber durch neuere Gesetze 
vereinfachten — Rechtsgrundsätze zusammenzustellen, nach denen 
die einzelnen lotterierechtlichen Verhältnisse zu beurteilen sind. 

Die Grundlage des Lotteriegeschäftes ist der Spielvertrag. 
Dieser wird dadurch geschlossen, dass man auf grund eines 
feststehenden Planes durch Loskauf seine Teilname erklärt. 
Nach dem Plane sind in erster Linie alle rechtlichen Verhält- 
nisse der Lotterie zu beurteilen: er ist die lex contractus 0- 

Daraus folgt, dass alle weiteren allgemeinen Rechtsregeln 
nur subsidäre Anwendung finden. Speciell werden aus der grös- 
seren Zal der Lotteriepläne eingehend nur diejenigen der deutschen 
staatlichen Klassenlotterien, also *der preussischen, sächsischen, 
braunschweigischen, mecklenburgischen und hamburgischen be- 
handelt 2). Gelegentlich werden auch einige Pläne von nicht- 
staatlichen Lotterien zu erwänen sein. Ferner kommt in Be- 
tracht: die preussischc Geschäftsanweisung für Lotterieeinnehmer 
vom 1. August 1875. Gesetzliche Grundlage für die preussischen 
Erlasse gibt das Lotterie-Edikt vom 28. Mai 1810. Ein in's 
einzelne gehender Vergleich mit weiteren Lotterien würde wenig 
Ionen, da jeder neue Plan Abweichungen bringen kann, andern- 
teils aber in allen Hauptpunkten üebereinstimmung herrscht. 

Da alle Lotterien entweder vom Staate selbst unternommen 
werden oder von ihm concessionirt sind als gültige Spiele, so 
versteht es sich von selbst, dass alle auf dies Spiel bezüglichen 
Rechtsgeschäfte als durchaus rechtlich wirksame gelten müssen. 
So ist vor allem ein zum Zwecke des Lotteriespielens gegebenes 



1) Bender 1. c. § 13 S. 37. Preuss. Landr. Teil I Tit. XI § 648. 

2) Plan der 163. preussischen Elassenlotterie vom 7. Mai 1880. 
Plan der 96. Eönigl. Sächsischen Landes-Lotterie zu Leipzig vom 5. 
April 1879. Plan der Herzog!. Braunschweig-Lüneburgischen 89. Landes- 
Lotterie vom 17. April 1880. Plan der 278. Hamburger Stadt-Lotterie. 
Vom 12. März 1880. Plan der grossh. Mecklenburg-Schwerinschen 213. 
Landes-Lotterie. 
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Darlehen wie jedes andere klagbar ^). Ebenso versteht es sich 
von selbst, dass der Gewinner eine Klage auf den planmässigen 
Gewinn haben muss. In früheren Zeiten war man hierin arg- 
wönischer und es war üblich, dass, wie Solf § 7 berichtet, eine 
fideiussio Principis hinzukam und man nicht nur privilegirte, 
sondern auch garantirte Lotterien erforderte. Bei unseren staat- 
lichen Lotterien muss der Fiscus haften; die übrigen conccvssio- 
nirten aber haben weiter keine Bürgschaft, als das allgemeine 
Vertrauen, das man in die Veranstalter setzt. Eine Sicherheit 
liegt auch darin, dass es im eigenen Interesse jeder Lotterie 
liegt, die prompteste Erfüllung und Auszalung zu gewären, da 
sie sonst bald von Loskäufern verlassen sein würde. Es wird 
ferner auch nicht bezweifelt werden können, dass diejenigen, 
welche die Pläne und Lose unterschreiben, nötigenfalls persönlich 
für die Gewinuauszalung haften müssen. Denn sie gelten doch 
als die Veranstalter, und an wen soll man sich sonst halten, 
wenn z. B. zu gunsten eines Kirchbaues eine Lotterie veran- 
staltet wird. Ebenso muss, wenn die Lotterie zum Vorteile 
einer Ausstellung unternommen wird, die Ausstellungsunter- 
nehmung haften. Eine gesetzliche oder vertragsmässige Re- 
gelung findet sich nicht hierüber. 

Der Plan der Lotterie wird veröffentlicht. Da in ihm die 
Rechte der gesammten Losnehmer selbständig festgestellt wer- 
den, so ist es von jeher anerkannt gewesen, dass es die Sorge 
der die betreffende Lotterie concessionirenden Behörde sein muss, 
dafür einzutreten, dass das Verhältnis der Gewinne zu der Los- 
einname kein zu ungünstiges sei, und dass im übrigen nur 
sicheren und soliden Leuten die Veranstaltung gewärt werde. 
So sagt Solf 1. c. § 5 in approbatione lottariae de Interesse 
reipublicae agitur, cum cives damnum inde sentire possint — 
ad approbandam igitur lottariam consensu principis opus esse 
opinor, qui examinatis lottariae erigendae legibus et extrahendae 
solemnitatibus ei Privilegium concedit. Heute wird stets bei 



1) So schon Hommel: Bhapsodien. obs. 421. Aach das zu einem 
in den Bädern erlaubten Hasardspiel gegebene Darlehen war einklagbar, 
cf. Pfeiffer: prakt. Ausfürungen Bd. IV S. 86 ff. 1836. 
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der Coricession zugleich der PlaH mitgeprüft. Um einen Ueber- 
blick zu gestatten, muss dieser die Zal der Lose, die Zal und 
Höhe der Gewinne enthalten. Er musR ferner die Ziehungszeit, 
die Art der Verlosung, sofern diese nicht die allgemein übliche 
ist, und den Ort und Zeit der Gewinnerhebung festsetzen *). 

An den publicirten Plan ist der Unternehmer durchaus 
gebunden. Vor allem müssen die Ziehungsfage eingehalten 
werden. In früheren Zeiten geschah es oft, dass in willkürlicher 
Weise die Ziehungen hinausgeschoben wurden*). Ist dies wegen 
unzureichenden Losabsatzes notwendig, so ist nach allgemeinen 
Rechtsprincipien unbedingt den Losnehmern zu gestatten, vom 
Vertrage zurückzutreten, da der Unternehmer seinerseits die 
Vertragsbedingungen nicht erfüllt hat. Beim Rücktritt können 
die Losnehmer den Einsatz nebst Zinsen zurückfordern. Diesen 
Standpunkt teilte auch das preussische Landrecht I. Tit. 11 
§ 550. Das preussische Lotterieedikt vom 28. Mai 1810 hat 
jedoch in § 11 dem Unternehmer eine Hinausschiebung der 
Ziehungstermine gestattet, one dass den Einsetzern eine Ent- 
schädigung gewärt werden müsste. Es ist offenbar, dass hier- 
durch dem Landrecht derogirt ist, und ein Rücktrittsrecht der 
Spieler bei Verlängerung der Ziehungszeit bei der preussischen 
Klassenlotterie nicht mehr existirt^). 

Eine andere Frage ist es, ob dem Unternehmer zu gestatten 
sei, bei zu geringer Beteiligung gegen Rückerstattung der 
Einsätze nebst Zinsen den Spielvertrag aufzuheben. Man be- 



1) cf. Förster 1. c. § 128 Anm. 116. 

2) Bei der grossen Zal der gegenwärtig concessionirten Privat- 
lotterien ist es aacfa heute das Gewönliche, dass beliebige andere Tez^ 
mine znr Ziehung angesetzt werden. Ein Missbrauch, der dem Publi- 
kum gegenüber durchaus zu tadeln ist; der aber für die Unternehmung 
die Zinsen des bereits gezalten Kapitales einbringt. — Neu ist, dass 
die Frankfurter Lotterie IL Serie „mit Genehmigung des K. Ministe- 
riums des Innern" den Ziehungstag verlegte. 

3) Anderer Ansicht scheinen Koch: Comm. zum oit. § 550 und 
Foerster: 1. c. § 128 Anm. 118 zu sein, wenigstens erwänen sie den 
§ 11 des Lotterie- Ediktes nicht. 
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jaht dies, indem man behauptet *)> dass in der Angabe der Los- 
zal die Bedingung des Absatzes dieser Zal liege. Ferner sei 
es zwar der üaternehmung gestattet, selbst den Best der Lose 
zu spielen, nirgends aber stehe, dass sie dazu verpflichtet sei. 
Einen Ausweg fand man dadurch in früheren Zeiten, dass man 
bei zu geringem Absätze der Lose die Lotterie nach Verhältnis 
der verkauften Zal in mehrere Klassen teilte:^) d. h. also man 
zerlegte die eine proponirte Lotterie in mehrere kleinere. 

Ist vertragsmässig oder gesetzlich — wie dies nach dem 
preussischen Landrechte L Tit. 11 § 550—553 der Fall ist — 
dem Unternehmer ein Bücktrittsrecht zugestanden, so fallen 
alle Zweifel fort. Im Uebrigen aber ist zu behaupten, dass der 
Unternehmer gebunden bleibt*). Nach dem Plane sind ganz 
bestimmte Ziehungstage und Gewinne festgesetzt. Der Vertrag 
ist perfect durch die Losankäufe eine einseitige Auflösung oder 
ein willkürlicher Eücktritt ist hier ebensowenig wie bei anderen 
Verträgen zu gestatten. Es ist eben das Bisico der Unterneh- 
mung — und hierin liegt auch eine gewisse Teilname an dem 
Spiele — dass sie alle Lose absetzt oder für den Best die Ge- 
far der Nachzalung tragen muss. 

Wie die Gewinnverlosung selbst vorzunehmen, ist Sache 
der technischen Einrichtung. Die Beschreibung einzelner Ca- 
nonisten wurde schon angefürt. Alle Ziehungen sind heute öffent- 
lich unter Aufsicht von besonders bestellten, staatlichen Com- 
missären und Notaren. Die Nummern werden meist von 
Waisenknaben gezogen *). 

Die zweite Pflicht des Lotterieunternehmers ist die Ge- 



1) So Bender 1. c. § 15. Dernburg: preuss. Landr. Bd. II § 169 
S. 876 c. Hagemann: prakt. Erört. V S. 134. 

2) Dies berichtet Gramer observ. iuris universi tom. iV No. 1008. 
Ulmae 1766: von Begensburg, Linz etc. Die 2. Emission der Düssel- 
dorfer Lotterie 1880 behielt sich für diesen FaU eine entsprechende 
Reduktion der fünf untersten Oewinnkategorien vor. 

8) So Stobbe: D. Privatr. Bd. U § 196 I No. 4 S. 346. 
4) cf. preussisoher Plan § 4, sächsischer Plan § 4^ brannschweigi- 
scher Plan § 5, Plan von Baden-Baden § 6. 
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winnzalung. Die unmittelbare Schuldnerin ist die Unternehmung, 
ni,cht der Collekteur ^). Ein anderes ist es, dass man nach 
preussischem Rechte zum Zwecke der Gewinnerhebung die Wal 
hat 2). Man kann sich unmittelbar an die Direktion wenden, 
nachdem man die Echtheit des Loses hat vom CoUekteur be- 
scheinigen lassen; oder man beauftragt den CoUekteur zur Ge- 
winneinziehung. In diesem Falle soll man sich lediglich an 
den CoUekteur halten können und verliert jeden Anspruch gegen 
die Direktion ^). Würde dieser also die Gewinnsumme unter- 
schlagen, so hätte man keinen Begress gegen die Direktion und 
könnte sich nur an die Caution halten, die jeder CoUekteur be- 
stellen muss. 

Die übrigen Staatslotterien geben ein änliches Becht. 
Nach ihren Plänen hat man sich zunächst an denjenigen CoUek- 
teur zu wenden, von dem man das Los gekauft hat*). Sollte 
man aber von diesem den Gewinn nicht erhalten können, so 
hat man sich nunmehr an die Direktion zu wenden. Die Ge- 
winnforderung ist ferner, wärend bei der preussischen Klassen- 
lotterie sofort bezalt werden soU, bei der sächsischen und braun- 
schweigischen erst nach Ablauf von 3 Wochen, bei der ham- 
burgischen nach Ablauf von 14 Tagen, gerechnet von dem 
letzten Ziehungstage an, realisirbar. Diese Beschränkung ist, 
soweit sie nicht für Herbeischaffung der eventuell grösseren 
Summe nötig wird, nicht zu bUligen^); ebensowenig wie die Be- 
stimmung der Braunschweigischen Lotterie, wonach man, wenn 
man sich, mangels Zalung, vom CoUekteur an die Direktion 



1) Gramer 1. c. observ. 1008. Glück: Pandektencomm. XI § 762 
Anm. 43. Wolff: im Arch. f. prakt. Rechtswissensch. N. F. VI S. 151 ff. 
Preuss. Lotterie-Edikt vom 28. Mai 1810 § 8. 

2) Preuss. Anweisung vom 1. Aug. 1875. (s. o. S. 108) § 32 a. 

3) Preuss. Anweisung § 32, Plan § 10 Abs. 4. 

4) Sächsischer Plan § 7. Braunschweigischer Plan § 9. Hamburger 
Plan § 4. 

5) Durchans ungehörig ist die Bestimmung^ wie sie für die Zie- 
hung der Neufchateller 10 Fr.-Loose von 1857 gegeben ist. Die Zalung 
erfolgt erst 3 Monate nach der Verlosung, offenbar nur, um der Unter- 
nehmung die Zinsen inzwischen zu gewären. 
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selbst wenden will, nach Ablauf von 3 weiteren Wochen jeden 
Ansprach gegen diese verliert. 

Zu jeder Gewinneinziehung ist Präsentation des Loses nötig. 
Der CoUekteur soll das Los — damit jede spätere Benutzung 
unnaöglich werde — sofort nach der Zalung durch Abschneiden 
seiner Namensunterschrift ungültig machen *). Es dient ihm 
dann als Rechnungsbeleg. 

Der Anspruch auf Gewinnanszalung wird nachgewiesen 
durch die Congruenz der Nummer des eigenen Loses*) mit der 
gezogenen Gewinnnummer. Damit letztere allgemein bekannt 
werden, gibt die Unternehmung öffentliche resp. amtliche Zieh- 
ungslisten aus, die unter derselben Controle stehen wie die 
Verlosungen selbst. Nur die in diesen enthaltenen Nummern, 
nicht die in Zeitungsnachrichten verbreiteten, begründen einen 
Gewinnanspruch *). 

Jeder Spieler muss für sein Los die gleiche Gewinnchance 
haben wie alle Mitspieler*). Sollten also irgend welche Un- 
regelmässigkeiten vorkommen, oder der Spieler gar nachweisen 
können, dass seine Losnummer sich nicht in der Urne vorge- 
funden habe : so hätte der Unternehmer seine Verpflichtungen 
nicht erfüllt und müsste also für Schadensersatz haften. Bei 
unseren heutigen Ziehungseinrichtungen ist ein solcher Fall 
kaum zu erwarten. Praktisch durchfürbarer wäre eine An- 
fechtung des Lotterievertrages wegen der Güte und des Wertes 
eines Warengewinnes, der planmässig höher angesetzt ist. In- 
dessen ist oben schon erwänt, dass man hierin nicht sehr strenge 



1) PreusB. Anweisang § 32 d. Sachsisoher Plan § 2: Durchstrei- 
chen des Stempels. 

2) Preuss. Plan § 1 : die gedruckte, nicht die eingeschriebene Zal 
entscheidet. 

8) Preuss. Plan § 9. Sachsischer Plan § 4. Braunschweigischer 
Plan § 5. 

4) Gramer observationes iuris universi tom IV observ. 1008 in 
contractibus aleae, in specie Lotteriis, aequalis spes lucri et metus damni 
esse debet. 

8 
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denkt und eine decorative höhere Anpreisung der Gewinnstücke 
für durchaus löblich hält. Aenlich wie alle Staatslotterien 
ihre Gewinne in nomineller Höhe, one die bedeutenden plan- 
mässigen Abzüge, angeben ^). 

Ist nun der Gewinn eines bestimmten Loses festgestellt, 
so genügt der blose Besitz desselben, um die Auszalung er- 
wirken zu können. Die strenge Inhaberqualität des Loses 
wird gewönlich erst als Produkt einer neueren Zeit angesehen. 
Man pflegt nämlich also den Entwickelungsgang anzunehmen'), 
ursprünglich, sagt man, wurden die Lose nur auf den Namen 
ausgestellt, man fertigte grosse und unbequeme Begister an, in 
die jeder Käufer eingetragen wurde und welche als Grundlage 
für die Gewinnauszalung dienten. Sodann wurde es üblich, 
dass einzelne und bald viele, die ihre Namen öffentlich nicht 
in den Spiellisten sehen wollten, Sprüche oder Devisen angaben, 
welche in die Bücher und auf die Lose eingetragen wurden. 
Schliesslich gab man alle persönlichen Beziehungen auf, und 
machte die Lose, die man fortlaufend nnmmerirte, zu Inhaber- 
papieren. 

Diese Darstellung mag richtig sein für einzelne deutsche 
Klassenlotterien, z. B. die preussische. Für die Lotterie im ganzen 
aber möchte ich diesen Entwickelungsgang, so anschaulich und 
consequent er auch scheinen mag, nicht zugeben. Soweit die, 
allerdings dürftigen, Quellen reichen, ist zu behaupten, dass die 
Lotterielose von Anfang an häufig nicht Namenspapiere waren. 
Wir hoben schon *) bei den, in der technischen Einrichtung als 
Vorläufer der Lotterien zu bezeichnenden, Congiarien hervor, dass 
der Gewinnzettel in beliebiger Weise tradirt und verkauft, und 
jedem Präsentanten die aufgezeichnete Prämie ausbezalt wurde. 
Die tesserae hatten also volle Inhaberqualität. Dasselbe ergibt 



1) cf. oben das Nähere § 10. Seite 78. 

2) Bender 1. c. § 4. A. 4, § 18 No. 2. üebereinstimmend: Kantze: 
Inhaberpapiere § 20; „vor dem 18. Jahrhundert ist diese Form [Stel- 
lang der Lose aaf den Inhaber] in solcher Anwendung wol nicht vor- 
gekommen.** 

3) cf. oben § 4. S. 84. 
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sich aus einer Beschreibung, die wir von einem Juristen über 
Lotterie haben. Scaccia sagt *), die schedulae der Spieler hätten: 
descriptum diversum numerum et aliqua brevia verba ad signi- 
ficandas personas ludejites. Sie waren also jedenfalls nicht eigent- 
liche Namenspapiere. Dass auch beim Lottospiele in gleicher 
Weise der Einsatz resp. die Urkunde über diesen gleichsam der 
eigentliche Gewinner ist und nicht die speciell ursprünglich con- 
trahirende Person festgehalten wird, berichtet Azorius *). Er 
sagt: item consuetudo est, ut Seius sponsionem factam cum 
Titio mercatore vendat alteri, et ille alius item alteri, ita ut 
transeat ad multos emptores. Dass dann der letzte Käufer oder 
Besitzer den Gewinn einziehen kann, ist ausser Zweifel. 

Auch die gemeinrechtliche deutsche Litteratur fasst die 
Lotterielose als reine Inhaberpapiere auf, one eine Andeutung 
zu geben, dass daneben auch Lose auf den Namen gestellt 
würden. So heisst es bei Müller*): das Direktorium kann nicht 
haften, wenn ein unrechtmässiger Besitzer den Gewinn einge- 
zogen hat, quod cuilibet schedulam praesentanti tuto solvit. 
Ebenso sagt Solf*): lottaria solutionem cuicumque schedulae 
possessori promisit, adeoque nee probationem cessionis exigere 
nee cessionario exceptionem legis Anastasianae etc. opponere 
potest^). Eine abweichende Meinung bringt nur Wildvogel *). 
Er leugnet zwar nicht die Inhaberqualität, verlangt aber 
wenigstens für gewisse Fälle, dass der producens titulum et 
causam suae possessionis nachweise. 

Heute sind allgemein und alleinig die Lotterielose Inhaber- 
papiere '^). Dass dies dem praktischen Bedürfnis durchaus ent- 



1) 1. c. (cf. oben § 4) No. 110. 

2) cf. 1. c. (8. oben § 9) lib, XI. cap, 20. 

3) promptuarium iuris novum s. v. Lotterie 2. Aufl. 1795 No. 6. 

4) 1. c. § 23 pag. 21. 

6) Ueber die gleiche Ansicht vergl. Glück Comm. 1. c. § 762 S 359 
und die dort citirien. 

6) 1. c. thes. 83 pag. 34. 

7) cf. z. B. s&chsischer Plan § 7. Hamburgischer Plan § 8 ; 
preussischer Plan § 10; braunschweigischer Plan § 9. 
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spricht, ergibt schon die Erwägung, welche unendliche Mühe, 
wie viel schwierige Specialuntersuchungen und Streitigkeiten es 
setzen müsste, wenn bei jedem Lose zunächst der ursprüngliche 
Käufer ermittelt und sodann sämmtliche Zwischenübertragungen 
ihrer Eechtsgültigkeit nach geprüft werden sollten. 

Aus einem gleichen praktischen Grunde, um sich alle 
eventuellen Streitigkeiten fern zu halten, ist noch ein anderes 
Princip bei der Gewinnzalung aufgestellt worden: nämlich die 
Arrestfreiheit der Gewinne ^). Zugleich soll diese auch dem 
Interesse der Spieler dienen und sie zur Teilname geneigter 
machen. Das Princip ist schon frühe in Deutschland allgemein 
anerkannt. So sagt Solf 2), lucra lottarialia passim privilegio 
gaudent, ne eorum solutio arresto impediri possit. Indessen soll 
dies Privilegium nur für die einheimischen Lotterien gelten; 
wenn von auswärts ein Gewinn einläuft, secundum ins commune 
arrestari posse, non dubito. Derselbe Vorzug wird auch gesetz- 
lich gewärt ^) und ferner enthalten ihn schon die ältesten Pläne. 
Nur Wildvogel ist auch hier widerum anderer Ansicht. Nach 
ihm kann ein Generalarrest auf das gegenwärtige wie auf das 
zukünftige Vermögen aufgelegt werden, demgemäss unterliegt 
auch der Lotteriegewinn der Pfändung *). 

Heute ist in den Plänen sämmtlicher staatlicher Lotterien 
die Bestimmung enthalten, dass keine Bekümmerung, Beschlag- 
name oder Arrest auf die Gewinngelder zulässig ist *). Ob die 
Direktion oder der CoUekteur auszalt, ist gleichgültig hierfür. 
Man wird sich nun aber billig fragen müssen, wie denn die 
staatlichen Direktionen zur Aufstellung dieser Bestimmung 
heute noch kommen. Nach der deutschen Reichscivilprocess- 
ordnung § 808 flF. gelten für die Vollziehung des Arrestes im 
allgemeinen'die Begeln der Zwangsvollstreckung. Bei dieser sind 



1) cf. Bender 1. c. § 21. 

2) 1. c. § 24 pag. 21. 

3) z. B. preuss. Lotterie-Edikt vom 26. Mai 1610 § 9. 

4) 1. c. thes. 35 pag. 35. 

5) PreuBsischer Plan § 12; sächsischer Plan § 6; braunschwei- 
gischer Plan § 12; hamburgischer Plan § 6. 
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nun in § 749 einige Forderungen von der Pfändung ausge- 
nommen. Vergebens wird man aber hier die Qewinnforderung 
gegen die Lotterie suchen. Auch das Einfürungsgesetz ent}iält 
keine Bestimmung, wonach die bezuglichen Particulargesetze 
hierfür in Kraft erhalten würden. Dass eine vertragsmässige 
Uebereinkunft zwischen Unternehmer und Spieler keinen Ein- 
fluss auf das Recht dritter haben kann, ist selbstverständlich. 
Wir müssen also behaupten, dass die angefürten Planbestim- 
mungen des Staates nicht mehr haltbar sind, weil sie den Ge- 
setzen durchaus widersprechen. Es kann kein Zweifel sein, dass 
der Richter seit Erlass der C.-P.-O., one sich um die Pläne zu 
kümmern, einen Arrestbeschluss gegen die Lotterie auf Antrag 
erlassen wird und im Weigerungsfalle die Lotterieunternehmung 
für allen Schaden dem Gläubiger haftet. 

Von der bisher besprochenen Regel, dass dem Losbesitzer 
und nur diesem der Gewinn one alle Weiterungen und Ver- 
kümmerungen ausgezalt werden soll, gibt es jedoch zwei Aus- 
namen, die durch einen Streit um das Recht am Lose und durch 
den Verlust des Loses nötig werden. 

Im ersteren Falle handelt es sich um einen von dem Lotterie- 
rechte durchaus unabhängigen gerichtlichen Streit. Da für die 
Lose die Regeln der Inhaberpapiere zur Anwendung kommen-), 
wird Art. 307 des Handelsgesetzes von grosser Bedeutung. Um 
alsdann den Erfolg des Streites zu sichern, kann man die Be- 
schlagname des während des Streites entfallenden Gewinnes bis 
zur richterlichen Entscheidung erwirken. Hierzu ist vom Nicht- 
besitzer die genaue Nummer und die Unterscheidungsbuchstaben 
des Loses anzugeben und ferner die Meldung vor der Auszalung 
des Gewinnes einzubringen *). Der weitere Verlauf ist für den 
Lotterieunternehmer one Einfluss, er zalt den Gewinn schliess- 



1) cf. Koch: preuss. Land-R. 1. o. § 556. 

2) Preussischer Plan § 12; brauDSohweigischer Plan § 12; der 
sächsische Plan § 8 bestimmt, dass dem Gesuche nar innerhalb sieben 
Wochen nach der Ziehung folge geleistet wird; auch ist die gericht- 
liche Bescheinigung über Anhängigkeit des Streites innerhalb acht 
Wochen einzureichen. 
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lieh demjenigen aus, der durch das richterliche Urteil als recht- 
mässiger Losinhaber erklärt wird. 

Ist das Los abhanden gekommen*), so kann der Verlierer 
unter Umständen immer noch, auch one Lospräsentation seinen 
Gewinnanspruch geltend machen. Zu diesem Behufe ist ein be- 
sonderes Amortisationsverfaren vorgeschrieben *). Es wird zu- 
nächst eine ungesäumte Anzeige an die Unternehmung oder an 
den CoUekteur, von dem das Los gekauft worden ist, nötig. 
Erfolgt die Anzeige erst, nachdem der Gewinnanspruch ver- 
järt ist, so bleibt sie unbeachtet, kann keinen Erfolg mehr 
haben. In dem Antrage, der regelmässig schriftlich zu er- 
folgen hat, muss der Verlust glaubhaft gemacht werden. Be- 
sonders aus den Losebüchern des Collekteurs wird ein Nachweis 
möglich und von Wichtigkeit sein. Meldet sich nun nach ge- 
schehener Anzeige der Besitzer des angezeigten Loses, so wird 
nach preussischem Kechte dem Anmelder Anzeige hiervon ge- 
macht. Innerhalb 6 Wochen hat dieser dann eine gerichtliche 
Klage zu erheben gegen den Losbesitzer und hiervon der Direktion 
Nachricht zu geben. Geschieht dies nicht, so wird der Präsen- 
tant des Loses als berechtigter Inhaber angesehen und ihm der 
Gewinn ausbezalt. Im anderen Falle bleibt bis zum gericht- 
lichen Urteile Los und Gewinn bei der Lotterie-Direktion depo- 
nirt. Dieselben Grundsätze gelten auch für die anderen staat- 
lichen Lotterien, nur variiren die Fristen zwischen 6 und 8 
Wochen. 

Meldet sich aber nach der Anzeige des Loseverlustes 
kein Inhaber, so muss die — später zu besprechende — Ver- 
järungszeit jeder Gewinnforderung abgewartet werden. Ist 
diese verstrichen, so giebt es keinen anderweitigen Gewinn- 
berechtigten mehr und die Lotterieunternehmung kann nunmehr 



1) Bender 1. c. § 19 und 20. 

2) cf. über das Folgende preussischer Plan § 13, sächsischer Plan 
§ 9, braunschweigischer Plan § 13, hamburgischer Plan § 8. — Das 
Aufgebots verfahren der C.-P.-O. lässt sich nach § 823 auf diese im 
Lotteriestatut angeordnete Amortisation nicht beziehen ; vgl. Endemann, 
der d. Civ.-Proz. ÜI S. 399. 
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mit Sicherheit dem Anmelder die Rechte eines Losinhabers ge- 
wären *). 

Die bisher angefürten Pflichten der Lotterieunternehmung 
sind durch kurze Fristen begrenzt. Da jede Lotterie nur zum 
Zwecke der Ziehungen gegründet ist und über diese hinaus 
keine Dauer beansprucht, so ist es von grossem Interesse, dass 
auch in kurzer Zeit eine Abwickelung sämmtlicher Bechtsbe- 
Ziehungen vor sich gehe. Besonders die Gewinnforderung ver- 
fallt in kurzer Zeit. Jeder Anspruch auf Gewinn erlischt bei der 
preussischen Klassenlotterie nach Ablauf von 90 Tagen, bei der 
hamburgischen nach zwei Monaten und bei der mecklenburgi- 
schen, braunschweigischen und sächsischen nach Ablauf von drei 
Monaten. Die Fristen beginnen entweder mit dem Datum der 
Ausgabe der Ziehungslisten oder werden von der Ziehung selbst 
an gerechnet. Man wird wol diese Frist als Verjärung zu be- 
zeichnen haben 2); doch wird sie auch als Präclusivfrist *) auf- 
gefasst. Die also verfallenen Gewinne werden entweder, wie 
erwänt, dem anmeldenden Loseverlierer ausbezalt oder sie kom- 
men der Unternehmung zu gute. 

Die Gewinnzalungen können aber noch einigen Modifica- 
tionen unterliegen. Bei den hohen Preisen der Lose ist es 
nicht üblich, dass jeder ein ganzes Los spielt. Vielmehr tuen 
sich hierzu mehrere zusammen. Die Lotterieunternehmung selbst 
begünstigt dies durch Teilen der Lose in halbe, viertel, achtel 
Lose. In diesem Falle erhält jeder ein eigenes Teillos unabhängig 
vom anderen. Eine Bechtsbeziehung zwischen den mehreren 
Besitzern der Teillose liegt nicht vor. Es ist aber auch mög- 
lich, dass mehrere sich derart vereinigen, dass sie als Miteigen- 
tümer [pro partibus indivisis] gemeinschaftlich ein Los erwer- 
ben. Dies Verhältnis ist für die Unternehmung irrelevant. Sie 
zalt dem Präsentanten den Gewinn aus, und die Teilnehmer 



1) Nicht nur für Gewinnforderung, auch für Renovation des 
Loses ist dies von Wichtigkeit 

2) So Förster L c. § 128 A. 124, Solf 1. c. § 25 praescriptio haec. 
und die meisten Pläne. 

8) So Dernburg 1. o. § 1B9 A. 7. 
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mögen dann unter sich die weitere Verteilung vornehmen. Es 
ist gerichtlich anerkannt, dass zu diesem Zwecke bei einem 
gemeinsamen Spiele jeder eine Klage auf Teilung des Ge- 
winnes hat ^). 

Ist ferner einmal ein Vertrag auf gemeinsames Spiel ab- 
geschlossen, so dauert er an sich durch alle Klassen fort, da 
diese in engem innerem Zusammenhange stehen. Hat also der 
eine Mitcontrahent versäumt, seinen Beitrag für das Erneuerungs- 
los der folgenden Klassen zu bezalen, so wird der allein den 
ganzen Betrag zalende Teilnehmer nicht der einzig Berechtigte. 
Er hat vielmehr nur den Teilbetrag vorgestreckt und kann 
diesen zurückfordern: aber im übrigen bleibt die Gemeinschaft 
völlig erhalten*). Eine ganz andere Frage ist es, dass es 
völlig gültig bleibt, wenn der Geschäftsfürer einer Gesellschaft, 
die gemeinsam Lose kauft, nebenbei noch Lose für eigene 
Rechnung spielt »). 

Eine besondere Erwänung verdient endlich noch die Frage, 
wieweit die Gewinnzalung durch das Verbot der ausländischen 
Lotterien beeinflusst wird. Sowol CoUectiren wie Spielen in 
diesen ist, wie oben näher angefürt wurde, vielfach bei Strafe 
verboten. Dieses Verbot ist jedoch ein rein polizeiliches, durch 
finanzielle Gründe hervorgerufenes. Man hat einen Vertrag, 
der im Inlande erlaubt und rechtswirksam ist, gegen das Aus- 
land verboten oder vielmehr mit Strafe belegt, um die inlän- 
dischen Lotterien zu begünstigen. Man wollte die auswärtige 
Concurrenz unterdrücken. Die Strafgelder sind daher zugleich 
Entschädigungsgelder für den Inhaber des Spielmonopols, üeber 
diesen Prohibitivzweck hinaus kann das Verbot nicht wirken. 

Zunächst ist der Lotterievertrag mit dem fremden Unter- 
nehmer nach dem dort gültigen Eechte zu beurteilen. Nach 
diesem aber gilt es als völlig irrelevant, ob ein Inländer oder 
ein Ausländer das Los gekauft hat : der Vertrag ist in beiden 
Fällen gleich rechtsbeständig. Die fremde Unternehmung hat 



1) Dernburg: § 169 d. A. 12. 

2) Entsch. d. O.-Tribunals Bd. 11 S. 68. 

3) Busch Archiv N. F. U S. 58. 
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ja natürlich gar kein Interesse daran, dass nur Einheimische 
spielen; im Gegenteil ist es für sie nützlich, wenn auch Aus- 
länder bei ihr Lose kaufen. Auch würde jede planmässige Be- 
stimmung, welche den auswärtigen Losekäufern ihre Gewinnrechte 
beeinträchtigte, rechtlich unhaltbar sein und geradezu zum Betrüge 
füren. Andererseits hat wol das einheimische Kecht Strafe auf 
das Spielen in ausländischen Lotterien gesetzt, nicht aber den 
Vertrag für civilreehtlich nichtig erklärt. Es liegt eine lex 
minus quam perfecta vor. Das Gesetz würde in diesem Umfange 
auch den eigenen Staat ungemein schädigen, indem es das Aus- 
land auf eigene Kosten bereicherte. 

Demnach ist festzuhalten, dass trotz der Verbote aus- 
ländischer Lotterien, der einmal abgeschlossene Spielvertrag 
civilreehtlich völlig gültig ist. Vor allem hat der Spieler gegen 
die Unternehmung eine Klage auf Auszalung des Spielgewinnes. 
Eine Einrede der fremden Unternehmung, die sich auf die für 
den Spieler gültigen Verbote stützen würde, ist als dolose ab- 
zuweisen 0« 

Nicht ganz so unbestritten ist die hiermit zusammen- 
hängende Frage, ob bei gemeinsamem Spiele in einer fremden, 
verbotenen Lotterie eine Klage auf Teilung des von einem Teil- 
nehmer eingezogenen Gewinnes zuzulassen sei. Auch hier wird 
man sagen müssen, dass der Spiel vertrag civilreehtlich durch 
die Strafandrohung unbeeinflusst bleibt. Der Gewinn wird keiner 
Confiscation unterworfen. Kann somit jeder einzelne direct gegen 
die fremde Unternehmung klagen, warum sollte ihm die Klage 
gegen einen als Incassomandatar handelnden Mitspieler ver- 
weigert werden dürfen?^) 

Eine andere Frage ist es ; ob der fremde CoUekteur , der 
seine Lose in Länder schickt, in denen seine Lotterie verboten 
ist, gegen die Loseempfanger eine Klage auf Bezalung des Ein- 
satzes hat. Dies ist durchaus zu verneinen. Denn seine Klage 



1) Entscheidung des R.-O.-H.-G. B. 14. S. 221 ff. 

2) Präjudiz des Obertribunals No. 1939. Seuffert und Glück: 
Blätter f. Reohtsanwend. Bd. 15 S. 40 (für Bayern). Die beiden ersten 
Instanzen hatten gegen^ die letzte für obige Ansicht entschieden. 
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ist nach inländischem Bechte zu beurteilen, und dieses ver- 
bietet seinen Losabsatz. Der Fall ist ausserdem auch schon aus 
der unten anzufürenden Bestimmung entschieden, wonach über- 
haupt, auch dem einheimischen GoUekteure, eine Klage auf den 
creditirten Lospreis versagt wird*)- 

§ 14 c. Die rechtliche Stellung des Gollekteurs. 

Der Lotterieunternehmer setzt seine Lose nicht direct an 
das Publikum ab. Die weite Verteilung der Lose durch das 
ganze Land macht Mittelorgane nötig. Erfarungsgemäss werden 
auch solche Geschäfte wie Losabsatz geschickter von privaten 
Geschäftsleuten besorgt, als wenn der Emittent selbst die Aus- 
fürung übernimmt. Aus demselben Grunde pflegt der Staat 
auch sonst Geldgeschäfte — man denke an die Emission von 
Anleihen etc. — gern Privaten zu übertragen. 

Diese Mittelspersonen, denen der Absatz der Lose, das 
Heranziehen Spiellustiger zur Teilname an der Lotterie obliegt, 
heissen Lotterieeinnehmer oder CoUekteure. Die älteste Er- 
wänung solcher Vermittler, die sich finden liess, gibt Jo. Bapt. 
de Luca^). Er berichtet, dass der Staat für das Lottospiel 
bancherii habe, welche überall im Lande ihre corresponsales oder 
receptores anstellten. Heute ist die GoUektur geradezu ein eigenes 
Gewerbe. 

Der freie Gewerbebetrieb gilt für die CoUekteure*) nicht. 
Man hat mit Becht bei uns darauf gesehen, dass zu die- 
sen Spielagenten nur gut beleumundete Personen genonunen 
werden,*) die eine Garantie bieten für ordnungsmässigen Ab- 
satz und gegen die schädlichen Anlockungen besonders der 



1) cf. preuBB. Kab.-Ord. vom 6. Juni 1829 No. 1. 

2) 1. c. tom. Vn tr. 3 disc 47. 
8) Deutsche Gewerbeordnung § 6. 

4) cf. königl. sächB. V.-O. vom 80- November 1886: da nur Per- 
sonen, welche des öffentlichen Vertrauens würdig sind, CoUekteure sein 
sollen, so sollen die Gerichte jeden Fall, in dem ein GoUekteur in 
Untersuchung kommt, anzeigen, wenn nicht völlige Freisprechung 
erfolgt. 
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ärmeren Leute. Es ist deshalb obrigkeitliche Approbation für 
die Collekteure vorgeschrieben. Des weiteren bleibt es natürlich 
jeder Direktion überlassen, sich ihre Collekteure auszusuchen 
resp. noch besondere Erfordernisse der Anstellung hinzuzufügen. 
So verlangt die preussische Klassenlotterie, dass der Anzu- 
stellende mindestens schon ein Jar ein kaufmännisches Gewerbe 
selbständig betrieben habe*). Er muss ferner wolhabend sein, 
so dass er one Mühe eine Caution von mindestens 12 000 Mark 
hinterlegen kann^). Frauen und Handlungsfirmen sind unfähig 
zur Erlangung einer GoUekteurstelle. 

Für die Collekteure der sächsischen Staatslotterie ist vor- 
geschrieben «), dass sie ein polizeiliches Attest über ihre bis- 
herige Pürung beibringen. Für die braunschweigischen wird 
zum „öffentlichen und ungehinderten Absätze der Lose^^ nur 
eine Concession verlangt*). Dass überall von den CoUekteuren 
eine Caution gestellt werden musS; die im Verhältnis steht zu 
der Zal der ihnen anvertrauten Lose, ist selbstverständlich. 

Bei der Anstellung des Collekteurs wird festgesetzt, wie 
viel Lose er zum Absätze erhält ^). Einige Zeit vor der ersten 
Ziehung werden diese ihm von der Unternehmung zugeschickt 
und er hat nun für den Vertrieb zu sorgen. Anderenseits hat 
er aber auch ein Becht darauf, dass ihm die vertragsmässige 
Anzal unverkürzt zugesandt wird, da in dem Absätze möglichst 
vieler Lose sein Vorteil liegt*). Sollte der CoUekteur nicht 
alle erhaltenen Lose absetzen, so kann er bis zu einem be- 
stimmten Termine vor der ersten Ziehung diese zurücksenden. 
Versäumt er dies, so muss er den Preis für sänmitliche erhal- 



1) Preu88. Geschäftsaliweisung § 1. 

2) Bei grösseren CoUekturen steigt die Caution zu 27 000 bis 
30000 Mark. 

3) V.-O. des K. Ministeriums vom 28. October 1836. 

4) Braunschw. Plan § 2. 

5) Bei der preuss. Klassenlotterie ist die gewönliche Zal 200. 

6) Die Gontrolle der Nummern und event. Remonstrirungen an 
die Direktion etc. sind lediglich innere Verhältnisse, die für uns keinen 
Wert haben. 
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tene Lose bezalen. Anders sind die Vorschriften der preussi- 
schen Anweisung §. 25, wonach die Zurücksendung vor der 
ersten Ziehung erfolgen „muss", da der CoUekteur überhaupt 
keine Lose für sich behalten darf. 

Der CoUekteur erhält keinen bestimmten Gehalt. Sein 
nicht unbedeutender Vorteil besteht in einer Art Tantieme. Zu- 
nächst erhält er von jedem Lose eine bestimmte Schreibgebür, 
die entweder schon im Lospreise enthalten ist *) oder noch neben 
diesem zu bezalen ist 2). Sodann aber bezieht er von jedem 
Gewinne, der auf ein in seiner CoUektur abgesetztes Los fallt, 
einen bestimmten Procentsatz. Dieser beträgt bei der preussi- 
schen Klassenlotterie 2%, bei der braunschweigischen 37o, bei 
der mecklenburgischen 6 74%; hei den andern staatlichen Lot- 
terien wird er zugleich mit dem staatlichen Abzüge berechnet, 
so dass sich aus den Plänen nicht ergibt, wieviel der CoUekteur 
erhält. In der 163. preussischen Klassenlotterie, die vom 13. 
October 1880 bis zum 21. Januar 1881 ging, kamen im ganzen 
13 632 000 Mark als Gewinne heraus. Innerhalb etwas über 3 
Monaten verteilte sich unter die CoUekteure ein Gewinn von 
272 640 Mark, zu denen noch im Ganzen 320000 Mark für 
Schreibgebüren kamen. 

Die übrigen erhaltenen Gelder muss der CoUekteur natür- 
lich für die Unternehmung verwenden. Er steht mit dieser in 
dauernder Abrechnung und wird, je nachdem die Gewinne in 
seiner CoUektur höher oder geringer waren, Geld nachfordern 
oder den Ueberschuss einsenden müssen. Die nähere Ordnung 
bleibt der Privatabmachung überlassen, besonders auch ob er, 
wie bei der preussischen Klassenlotterie, für aUe Gefar und Zu- 
fall haftet bezüglich sämmtlicher erhaltener Gelder und Lose ^). 

Die Stellung der CoUekteure als Vermittler der TeUname 
an einem öffentlichen Glücksspiele macht es den Direktionen 



1) So bei der braunsohweigischen und hamburgischen Klassen- 
lotterie. 

2) Preuss. L. = 1 Mark, sächsische L. = 80 Pfg. für ein gan- 
zes Los. 

3) Preuss. Anweisung § 4. 
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der Elassenlotterien zur Pflicht, ihnen ausserdem noch einige 
Beschränkungen aufzulegen. Es muss dafür gesorgt werden, dass 
nur solche Leute am Spiele teilnehmen, welche nach freiem Ent- 
schlüsse sich in der Vermögenslage glauben, die Losgelder 
eventuell aufopfern zu können. Es ist daher meist den CoUek- 
teuren untersagt, durch Annoncen, Briefe, durch Umherziehen 
auf dem Lande etc. die Leute zum Losekauf anzureizen. Die- 
jenigen, welche spielen wollen, mögen den Collekteur selbst auf- 
suchen und sich die Lose selbst bestellen. Aus demselben Grunde 
sollen die Lose nur gegen Baarzalung abgegeben werden, damit 
nicht die Aermeren sich durch scheinbar vorteilhafte Abzalungen 
verleiten lassen, ihre Einkünfte zu belasten. Noch wichtiger 
war, besonders früher, das Verbot: statt baren Geldes Früchte, 
Kleider etc. als Losbezalung anzunehmen. Ausdrücklich hat 
man diese Bestimmung nicht mehr *) in die Pläne aufgenommen, 
sie ergibt sich aber aus der Vorschrift, dass alle Losegelder in 
ßeichsgeld zu bezalen sind 2). 

Eine andere Beschränkung der CoUekteure wurde bei der 
Gewinnauszalung nötig. Hier kamen früher nicht selten Be- 
drückungen der Unerfarenen durch willkürliche Abzüge oder 
durch Forderungen von Geschenken vor, zu denen ein glück- 
licher Gewinner ja leicht zu überreden ist. Man hat deshalb 
jetzt regelmässig besondere Tabellen, auf denen die vertrags- 
mässigen Gewinnabzüge berechnet sind. Die hierauf angegebene 
Summe muss one Verkürzungen und Weiterungen ausbezalt 
werden. Diese Vorschrift genügt aber nicht völlig. Es bildet 
sich leicht die üebung, dass man freiwillig den CoUekteuren 
einen Gewinnteil abgibt. Diese sog. Douceurgelder steigen bis 
zu 5 % des Gewinnes. Die ursprüngliche Schenkung wurde all- 
gemeine üebung und schliesslich derartige Anstandspflioht, dass 
man ernstlich die Frage erwog, ob dem Collekteur eine Klage 



1) In Gesetzen etc. findet diese sich noch: of. braunschweigisches 
Ges. V. 22. Dec. 1870 § 15 No. 3 betr. Polizei-Üebertretungen: CoUek- 
teure, welche den Einsatz mit Waren bezalen lassen, werden mit 20 
Thaler oder 14 Tage Haft bestraft. 

2) cf. braanschweigischer Plan § 4; sächsischer Plan § 8.' 
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darauf zustände i). Es ist klar, dass solche üebung für jeden 
Gewinner etwas ungemein drückendes hat und jedenfalls einer 
Staatslotterie unwürdig ist. Besonders die preussische Klassen- 
lotterie hat mit anerkennenswerter Energie alle diese Nebenab- 
gaben beseitigt und vor allem die desfallsigen Regeln in'^den 
Plan §.11 aufgenommen, sodass sich jedermann damit bekannt 
machen kann *). Jedem preussischen CoUekteur ist es demge- 
mäss verboten, auch nur das geringste über den planmässigen 
Abzug hinaus von dem Gewinner unter irgend einem Titel ab- 
zuverlangen. Auch darf weder er noch einer seiner Angehörigen 
Geschenke aus der Gewinnsumme unter irgend einer Form oder 
zu irgend einem Zwecke annehmen. 

Nach diesen allgemeinen Anstellungsbestimmungen der 
Collekteure haben wir noch zwei specielle Fragen zu berüren. 
Zunächst handelt es sich darum: welches Rechtsverhältnis be- 
steht zwischen dem Unternehmer und dem Gollekteur, und da- 
nach: was für ein Rechtsgeschäft liegt dem Loseabsatz zu 
Grunde? 

Die Errichtung von CoUekturen kann nur dann einen 
praktisch wertvollen Erfolg haben, wenn man eine direkte Stell- 
vertretung dadurch erreicht. Es ist unerlässlich, dass ordnungs- 
mässiger Vertragsabschluss des Dritten mit einem CoUekteur so- 
fort auch bindende Kraft für den Unternehmer der Lotterie selbst 
erhält. Schon Hommel ^) und Dav. Geo. Struben *) erkennen 
dieses übereinstimmend an. Man kann nach ihnen aus dem 
Vertrage nicht nur den CoUekteur, sondern auch ipsam Lotteriam 
belangen. Tenetur enim directorium facta suorum collectorum 
praestare^). Demnach muss die Direktion zur Sicherheit ein- 
stehen für Versehen der Collekteure. 



1) cf. Bender 1. o. § 63. 

2) Auch die braonschweigische V.-O. vom 14. Sept. 1801 § 3 a. 4 
enthält solche Verbote; wie viele Spieler kennen diese aber? 

3) Bhapsod. obs. 421. 

4) Rechtliche Bedenken Teil IV. Bedenken 160 pag. 406 ff. 

5) So hat nach Hommel auch das Eegimen Hannoveranum 1748 
in Sachen van der Veken contra Cassa entschieden. 
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Diese Grundsätze wurden allgemein anerkannt. Die Ver- 
mittelung der Vertragswirkungen auf den Unternehmer erlangt 
man durch die Anname eines Mandates. So sagt Solf ^): cum 
emptor schedulae non cum coUectore nomine proprio, sed qua 
„mandatario" lottariae contraxerit: sequi tur lottariam ad sol- 
vendum lucrum teneri etiamsi pretium schedulae a collectore 
non acceperit. Ebenso entscheidet Muller *): est enim collector 
directorii mandatarius. Wie schon angedeutet, geht man dabei 
insofern über das römische Mandat hinaus, als man eine frei- 
willige direkte Stellvertretung derart annimmt, dass der Ver- 
tragsabschluss mit dem CoUekteur für diesen one persönliche 
Wirkung ist, unmittelbar und allein den Unternehmer berechtigt 
wie verpflichtet. 

Auch heute hält man an den angefürten Regeln fest^). 
Betont muss jedoch werden, dass die Lotterieunternehmung nur 
so weit verpflichtet wird und nur so weit haftet, als nach ihren 
Vertragsbestimmungen die Repräsentation des CoUekteurs reicht. 
Die Stellung des CoUekteures ist keineswegs die eines Generalbe- 
vollmächtigten. Er ist in jeder Weise an die Vorschriften des Planes 
und des Anstellungsvertrages gebunden. Diese sind öffentlich 
und stehen jedermann zur Einsicht frei. Der Loskäufer hat so- 
mit keinen Anspruch gegen den Unternehmer, sondern lediglich 
eine Forderung gegen den CoUekteur, wenn dieser seine Voll- 
machten überschritten hat. 

Die Vermittelung des Vertrages vollzieht sich heute nach 
dem allgemeinen Principe der direkten Stellvertretung. Man 
sagt: der Verkauf der Lose geschieht im Auftrage der Direk- 
tion*), und der CoUekteur gilt als „lediglich BevoUmächtigter*"^). 
Es scheint überhaupt fraglich, ob man einer derartigen Ueber- 



X) 1. c. § 27. 

2) Fromptuariam iuris novam. s v. Lotterie No. 6 2. Aufl. Leip- 
zig 1796. Ebenso Runde: D. Privatrecht § 212. 8. Aufl. 1801 S. 177. 

3) cf. preuss. Land-R. Comm. von Eoch 1. c. § 569 und 562. 
Demburg preuss. Landrecht Bd. 11 § 159 A. 8. 

4) Sächsischer Plan § 3. 

5) Preuss. Anweisung § 4. Förster 1. c. § 128 A. 122. Sie sind 
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leitung des Vertrages durch Annahme eines besonderen Auftrags 
benötigt. Der Collekteur gibt die von dem Unternehmer ord- 
nungsmässig unterzeichneten Loszettel aus, durch die blosse 
Unterschrift ist dieser verpflichtet, so dass jeder Losebesitzer 
das in dem Lose liegende Recht auf eventuelle Gewinnzalung 
geltend machen kann. Die Rechtsbeziehung zum Unternehmer 
ist also schon durch das erworbene Los gegeben. 

Nicht so einmütig wie bezüglich der Repräsentantenstel- 
lung des Collekteures verhält sich die Doktrin über unsere 
zweite Frage, welches Rechtsgeschäft die Uebertragung des 
Loseabsatzes sei. 

Die verschiedenen Meinungen lassen sich so zusammen- 
fassen. Der Collekteur ist entweder nur als Bevollmächtigter 
zum Unterbringen der Lose angestellt, die durch ihn der Unter- 
nehmer verkauft, oder er erhält eine Anzal Lose, um sie ju ver- 
handeln und sie selbst oder ihren Preis einzuliefern, dann liegt 
ein Trödelvertrag vor *). Nur in dem letzteren Falle soll der 
Collekteur die Gefar tragen. Gegen diese Unterscheidung wen- 
det sich Bender und fürt seinerseits aus: man müsse trennen 
nach der Art des vertragsmässigen Loseempfanges ^). Jeder 
Collekteur verpflichtet sich eine bestimmte Losanzal zu über- 
nehmen. Der Absatz dieser „fix oder resolut" bezogenen Lose 
ist nach ihm ein gewönliches Kaufgeschäft, welches Eigentum 
und Gefar auf den Collekteur überträgt. Neben diesen fix be- 
zogenen Losen erhält er aber bisweilen auch wol weitere Lose. 
Der Vertrieb dieser ist weder Trödelvertrag, noch locatio con- 
ductio, sondern Bevollmächtigungsvertrag (mandatum). 

Zunächst ist gegen diese Theorien einzuwenden, dass es 
untunlich und jedenfalls one praktischen Erfolg erscheint, diese 



nicht Beamte in Preussen: Anweisung § 4. O.-Tribunal-Entsch. vom 7. 
Oct. 1875. 

1) So Glück: Comm. 1. c. S. 360; Hagemann praktische Erört. 
Bd. V S. 131 No. 3; Gerber D. Privatrecht § 193 No. 8. cf. über die 
ganze Frage: Busch. Archiv Bd. n S. 13 ff. und N. F. Bd. VI S. 134 ff. 

2) 1. c. S. 117. Ebenso auch Weiske: Rechtslexikon s. v. 
Lotterie. 
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civilrechtlichen Auffassungen zu benutzen, um für das Verhält- 
nis des CoUekteurs zur Unternehmung allgemeine Eegeln zu 
finden. Die Anstellung, die für jede Collektur nötig ist, be- 
stimmt die Rechte und Pflichten derselben stets derart genau 
und eigenmächtig, dass nur wenige allgemeine Regeln Platz 
greifen können. Vor allem ist der CoUekteur stets verantwort- 
lich für den Verlust der Lose wie der Losgelder, one dass damit 
gesagt wäre, er würde Eigentümer derselben. 

Speciell ist sodann die Erklärung der Stellung des CoUek- 
teures zum Unternehmer als Mandat im Sinne des römischen 
Rechts abzuweisen. Es ist gerade ein Hauptprincip : mandatum, 
nisi gratuitum, nuUum est. Die Vergütung des Collekteures 
als Honorar d. h. als freiwillige Ehrengabe aufzufassen, wie 
Bender will, geht entschieden zu weit. Die Collektur ist geradezu 
ein Gewerbe, dient als Erwerbs- und Narungszweig. 

Auch der Trödelvertrag passt nicht. Denn dieser ist 
Speculationsgeschäft, bei dem es dem Empfänger des abzu- 
setzenden Gegenstandes darauf ankommt, diesen höher, als 
wie der festgesetzte Minimalpreis beträgt, zu verkaufen. Von 
solcher Art des Erwerbes kann aber hier keine Rede sein, da 
jedes Los einen festen Preis hat, von dem abzuweichen, dem 
CoUekteur strengstens verboten ist. 

Dem heutigen Rechte entsprechend, werden wir vielmehr 
anders construiren müssen. Der CoUekteur hat nur die Auf- 
gabe, die Lose unterzubringen zu dem ihm vorgeschriebenen 
Preise, in der genau festgesetzten Art und Weise der Geschäfts- 
fürung. Von selbständiger Geschäftstätigkeit ist keine Rede. 
Er dient vielmehr nur als Organ der Lotterieunternehmung, als 
ein an sich unselbständiges Glied zur Vermittelung der Teilname 
der Spieler ^). Eigene Verpflichtungen geht er nicht ein. Nicht 
er, sondern der Unternehmer schUesst den Vertrag. Und da er 
für das Publikum nur als Vertreter der Lotterie existirt, muss 



1) Sie sind blose Agenten: Dernburg preuss. Landrecht II § 159 A.8. 
Sie sind öfiPentlich BevoUmächtigte: Förster 1. c. S. 124. Sie contra- 
hiren für den Staat wie der Commis für den Principal: Elvers Themis 
N. F. Bd. I No. 1 S. 82. 

9 
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diese selbst auch für das Versehen ihrer Collekteure einstehen*), 
wenn nicht öffentlich bekannt gemachte Bestimmungen dies 
ausdrücklich ausschliessen. 

Der Loseabsatz, aus dem nach aussen ein Stellvertretungs- 
verhältnis entsteht, indem der Collekteur im Namen der Lot- 
terieunternehmung die Lose unterbringt, erscheint zwischen 
dieser und dem Collekteur als der durch die Anstellung be- 
gründete Vertrag, wonach der letztere gegen die zugesagte Ver- 
gütung sich verpflichtet hat, die Arbeit des Unterbringens zu 
vollziehen. 

Eine Ausname hiervon machen die staatlichen Klassen- 
lotterien von Mecklenburg und Braunschweig *). Bei diesen ge- 
schieht der Verkauf der Lose von der Direktion an die von 
ihr angenommenen Hauptcollekteure und von diesen in eigenem 
Namen an die Spieler. Hier also wird der Collekteur Eigen- 
tümer und sein Absatz der Lose ist Verkauf zu einer bestimm- 
ten Taxe. 

Die Collektur wird naturgemäss beendigt durch den Tod 
des Inhabers. Ferner durch den Widerruf resp. die Absetzung 
des Collekteurs, welche der Direktion bei den Staatslotterien 
vertragsmässig stets offen gehalten wird*). 

Die früher bisweilen den CoUekteuren gewärten Privilegien 
sind heute unpraktisch. In Oesterreich war man in der Rück- 
sicht auf die staatlichen Spiele so weit gegangen, zu bestimmen : 
die Lottobeamten sind nicht als Rekruten einzustellen*). Auch 
Portofreiheit für ihre Postsendungen war ihnen zugestanden ^). 
Beides kann bei unseren heutigen Gesetzen nicht mehr in be- 
tracht kommen ^). 



1) So schon Struben: rechtl. Bedenken p. IV No. 160. Ebenso 
Dernburg 1. c. Koch: preuss. Landr. Comm. zu T. I tit. XI § 659, 562. 
Hagemann prakt. Erört. 1. c. S. 130. 

2) cf. Plan § 2. Bei Privatlotterien kommt dieses häufiger vor, 
indem man hier oft einem Bankier etc. die ganze Ausfürung überlässt. 

3) cf. preuss. Anweisung § 2. 

4) Uofentschliessung vom 5. Dezbr. 1778. 
6) Preuss. Verfügung vom 6. Jan. 1840. 

6) cf. Gesetz über Portofreiheit vom 5. Juni 1869 § 6. 
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Neben den bisher besprochenen eigentlichen oder Haupt- 
collekteuren gibt es vereinzelt auch Untercollekteure 0- Für 
die Anstellung dieser liegt ein direktes Bedürfnis nicht vor. 
Man hat sie vorzugsweise benutzt, um überall im Lande 
Organe zu haben, welche die Leute persönlich kennen und somit 
diese leichter überreden, Lose zu kaufen. Ihr Einfluss ist da- 
durch vielfach ein höchst verderblicher gewesen*). Eigentüm- 
lich lotterierechtliche Verhältnisse entstehen durch die Unter- 
abteilung der Untercollekteure nicht. Sie sind keine direkten 
Angestellten der Unternehmung, stehen mit dieser in keiner un- 
mittelbaren Vertragsbeziehung. Allerdings beansprucht der 
Unternehmer auch hier das Eecht, nicht convenirende Personen 
abzuweisen; und vielfach ist ausdrückliche Genehmigung '*) ihrer 
Anstellung oder besondere Legitimation durch Erteilung von 
speciellen Erlaubnisscheinen und Attesten*) vorgeschrieben. Im 
übrigen aber sind die untercollekteure lediglich Beauftragte 
der HauptcoUekteure. Von diesen werden sie angestellt, von 
diesen erhalten sie die Lose. Sie müssen allen Anordnungen 
folge leistend Die Verbindung zwischen beiden ist eine durch- 
aus private, welche also durch Vertrag in beliebiger weise ge- 
staltet werden kann. Für den Unternehmer aber und die Los- 
nehmer ist dies Verhältnis one allen Einfluss; der Hauptcollek- 
teur muss für alle und jede Handlungen seiner Untercollekteure 
so einstehen, als ob er sie selbst vorgenommen % 

Für Preussen ist durch die Ordre vom 21. Juli 1841 vor- 
geschrieben, dass keine weiteren Untercollekteure angenommen 
werden und die bestehenden Stellen nach und nach eingehen 
sollen. 



1) cf. Bender 1. c. § 61—53. 

2) Bender 1. c. § 51 A. 7: manche Gemeinden sind dadurch völ- 
lig verarmt. 

3) Preuss. InBtruktion vom 1. Mai 1834 § 33. 

4) Braunschweig. Plan § 2 Abs. 2. Sächsischer Plan § 3. 

5) Koch: Gomm. z. preuss. Landr. 1. c. § 563. Glück: Gomm. 1. 
c. S. 361 preuss. Anweisung § 43 ff. § 48. braunschw. Plan § 2 Abs. 1. 
sächsischer Plan § 3. mecklenburgischer Plan § 4. 
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d. Der Vertrag mit den Spielern. 

§ 15. 1. Der Loseverkauf*). 

Der Eintritt des Spielers in den Lotterievertrag geschieht 
durch den Kauf eines Loses. Es liegt darin die Perfection des 
Spielvertrages auf Grund der planmässigen Bestimmungen. 

Für den Erwerb des Loses müssen im allgemeinen die 
Regeln des Kaufes zur Anwendung kommen. Mit Anname des 
Preises und Aushändigung des Loses ist das Geschäft voll- 
zogen 2). Ebenso gelten für den Vertragsabschluss unter Ab- 
wesenden die allgemeinen Bechtssätze. 

Verkäufer ist der CoUekteur im Dienste und Namen des 
Unternehmers der Lotterie. Er hat dabei an sich nach freiem 
Ermessen zu verfaren, kann die Lose einzelnen verweigern, 
anderen auf eigene Gefar Vorteile gewären. Der Lospreis ist 
aber ein völlig feststehender, der unter keinem Vorwande erhöht 
und auch nicht vermindert werden darf»). . 

Verkaufsobjekt ist das Los. Seine äussere Beschaffenheit 
ist in den Plänen stets genau beschrieben. Regelmässig*) ist 
die Unterschrift der Direktoren der Lotterie Vorbedingung der 
Gültigkeit. Bei der preussischen Klassenlotterie ^) wird diese 
aber erst durch die eigenhändige Namensunterschrift des Lotte- 
rieeinnehmers vollendet. Durch Abtrennen oder Durchstreichen 
dieser Unterschrift wird anderenseits das Los zu einem ungül- 
tigen und wertlosen gemacht. Jedes Los muss weiterhin eine 
bestimmte Nummer enthalten, die Angabe der Lotterie und der 



1) cf. Bender 1. c. §§ 26—44. Gruohot: Beiträge Bd. XII S. 183 
bis 202. 

2) Hagemann prakt. Erört. Bd. V S. 131. 2. Dernborg: preuss. 
Landr. Bd. H § 159 S. 374 Anm. 5. 

8) Preuss. Anweisung § 50 U 3: jede Abweichung wird bestraft, 
event. mit Entziehung des Debites. 

4) Sachsischer Plan § 2 ; braunschweigischer Plan § 3 ; hambur- 
gischer Plan § 1. 

5) Preuss. Plan § 1. 
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einzelnen Klasse in dieser, für welche es gelöst ist. Die Unter- 
scheidung der halben und viertel Lose wird durch Buchstaben 
angegeben. 

Der CoUekteur muss dafür haften, dass er taugliche Ob- 
jekte d. h. gültige, gewinnföhige Lose verkaufe. Regelmässig 
wird er also die Lose vor der Ziehung verkaufen müssen *). 
Hatte diese schon vorher stattgefunden, so ist das Los entweder 
als Niete wertlos oder repräsentirt einen Gewinn. Es sind 
dann zur Beurteilung des Vertrages besondere Feststellungen 
nötig. Kannte kein Contrahent den Ziehungserfolg: so liegt 
kein von dem gewönlichen gewagten Geschäfte des Losekaufes 
abweichender Vertrag vor. Kannten beide den Erfolg*), so 
liegt kein gewagtes Geschäft, sondern Schenkung, wenn man 
für die Niete etwas bezalt, und Kauf eines Wertpapieres vor, 
wenn man die Gewinnforderung erwirbt. War dagegen nur 
dem einen der Contrahenten der Gewinn oder Verlust des Loses 
bekannt, so kann der Vertrag wegen Verletzung der bona fides 
anfechtbar sein. Nach preussischem Rechte ^) wird das letztere 
Geschäft als nichtig angesehen und dem Geschädigten, wenn er 
für eine Niete etwas bezalt hat, eine Entschädigungsforderung 
zugestanden. 

Aus alledem ergibt sich, dass im einzelnen Falle das wäre 
Sachverhältnis sich nur schwer wird erkennen lassen und viele 
Streitigkeiten unvermeidlich werden durch solche Verkäufe zur 
Zeit der Ziehungen. Es ist deshalb in Preussen wenigstens für 
den CoUekteur dieser Fall durchaus unpraktisch gemacht*). Alle 
nicht abgesetzten Lose muss dieser schon vor der ersten Zie- 
hung zurückschicken. Da nun weder er selbst noch seine An- 
gehörigen Lose spielen dürfen, so ist ein Verkauf wärend den 
Ziehungen also völlig ausgeschlossen. Würde trotzdem der Col- 



1) Bender 1. c. § 26 S. 66 ff.; Gruchot 1. c. S. 191. Die folgen- 
den Sätze gelten ebenso für den Verkauf des Loses durch den CoUek- 
teur, wie für die Weiterveräusserung desselben durch den Spieler. 

2) Freuss. Landrecht Bd. I tit. XI §§ 534, 532. 
8) eod. §§ 533 u. 535. 

4) Freuss. Anweisung § 26. 
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lekteur gewinnunföhige Lose verkaufen, so müsste auch hier 
die Unternehmung für das Versehen desselben einstehen *). 

Die Grundlage des Loseverkaufes bildet das Losebuch. 
In diesem werden die Losenummern und die Namen der Käufer 
genau verzeichnet. Besondere Schemata geben dem CoUekteure 
hierzu die Anleitung 2). Bisher war es eine sehr bestrittene 
Frage, welche Beweiskraft diesen Losebüchern zukäme, beson- 
ders ob sie nach Art der Handelsbücher zu beurteilen wären. 
Bender 8) hat diese vielfach geteilte Meinung angegriffen und 
ausfürlich sich gegen den Vorzug der Lotteriebücher in ihrer 
Beweiskraft ausgesprochen. Heute ist die Frage entschieden 
durch die Civilprocess-Ordnung § 259, welche auch den Han- 
delsbüchern eine bevorzugte Beweiskraft nicht mehr zuerkennt. 

Eine Eigentümlichkeit des Losekaufes ergibt sich ferner 
aus der Zerlegung der Lotterie in mehrere Klassen *). Zwischen 
diesen wird ein innerer Zusammenhang angenommen und an 
sich ein Fortspielen durch alle diese einzelnen unselbständigen 
Teile der einen Lotterie präsumirt. Man ist nun zwar nicht 
verpflichtet durch alle Klassen durchzuspielen, wol aber erwirbt 
man mit dem Losekauf für die erste Klasse das — für die 
Gewinnchance wichtige — Eecht, dieselbe Losnummer auch für 
die folgenden Klassen zu erhalten. Dieses Recht kann man auch 
gegen den Willen des CoUekteurs durchsetzen. Es geht sogar 
soweit, dass, wenn man mit einem CoUekteure den Vertrag ab- 
geschlossen hat, ein bestimmtes Los durch alle Klassen hin- 
durch spielen zu wollen, dieser nicht einseitig zurücktreten kann, 
selbst wenn man die Einlegegelder für die vorigen Klassen nicht 
völlig bezalt hat**). 

1) Die SchadensersatzforderuDg kann aber nur auf Bückerstattung 
der Losgelder, nicht auf den eventueU zu erhaltenden höohBten Ge- 
winn gehen, cf. Gruchot 1. c. S. 199; Archiv für prakt. Rechtsw. VI 
S. 331. 

2) Besonders eingehend die preuss. Anweisung § 20. 

3) 1. c. § 44 S. 109—111. Ebenso Runde D. Privatr. § 460 
Note e. 

4) cf. Wolff in: Archiv f. praktische Rechtsw. N. F. Bd. VI S. 144 
bis 161. 

5) Entsch. des R.-O.-H.-G. Bd. IX. S. 65—63. 
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Eine ganz andere Frage ist es, ob man dasselbe Los, wel- 
ches man in der einen Lotterie gespielt hat, auch in der folgen- 
den wiedererlangen kann. Da hierüber oft Streitigkeiten vor- 
kamen, so hat die preussische Lotterie in ihren Plan *) die Be- 
stimmung aufgenommen, dass ein Becht hierauf nicht existirt. 
Der CoUekteur kann, muss aber nicht hierauf bezügliche Be- 
stellungen annehmen. 

Will man nun durch eine neue Klasse weiterspielen, so 
muss man ein neues Los kaufen und zwar innerhalb einer jedes- 
mal festgesetzten Zeit vor Beginn der neuen Ziehung^). Bei 
rechtzeitiger Anmeldung haftet der CoUekteur für die rechtzei- 
tige Ausfürung der Los-Renovation, um diese Weitläufigkeiten 
zu vermeiden, ist es üblich, dass man von anfang an den Col- 
lekteur beauftragt, die Renovationen des Loses zu besorgen, 
die Gewinne einzuziehen und dergl. Alles dies begründet aber 
nur einen Privatvertrag, der auf das Rechtsverhältnis zur Lotte- 
rieunternehmung one Einfluss ist. 

Wenn wir bisher den Loseabsatz allgemeinhin nach den 
Regeln des Kaufes zu beurteilen hatten, so müssen wir jetzt 
auf eine Frage eingehen, die nach eigentümlich lotterierecht- 
lichen Grundsätzen sich entscheiden muss. An sich ist es ja 
one Zweifel, dass der Verkäufer, wenn er die Ware geliefert 
hat, den Kaufpreis einklagen kann. Gemeinrechtlich wird ferner 
der Käufer nicht berechtigter Inhaber, ehe er nicht seine Schuld 
bezalt hat. Bei dem Losekauf ist beides sehr bestritten. Die 
ältere Doktrin schloss sich allerdings völlig an das gemeine Recht 
an^). Man'sagte: wenn auch der Loskäufer das Los erhalten 
hat, so wird er doch Eigentümer desselben erst, wenn er bezalt 
hat oder ihm ausdrücklich Credit gewärt ist. Dies letztere aber 
wird nicht vermutet. Vielmehr ist es seine Sache, dafür den 
Nachweis zu füren. Tritt also der Fall ein, dass ein nichtbe- 
zaltes Los einen Gewinn erhält, so kann dem Losinhaber die 



1) cf. § 16. Ebenso Anweisung § 24. 

2) Preoss. Plan § 5; sächsischer Plan § 5; braunschweigischer 
Plan § 6; hamburgischer Plan § 3; mecklenburgischer Plan § 5. 

3) Glück Gomm. 1. c. § 762 pag. 366. Bender 1. c. § 29. 
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Einrede des Nichteigentums entgegengesetzt werden, und zwar 
mit dem Erfolge, dass er erst dann den Gewinn erhält, wenn 
er nachweist, ausdrücklich oder stillschweigend vom CoUekteur 
Greditirung erlangt zu haben. 

Diese Grundsätze können heute nicht mehr gelten. Durch 
den gutgläubigen Erwerb erhält man Eigentum an den Inhaber- 
papieren, einerlei ob man schon den Preis bezalt hat oder nicht. 
Für Lotterielose gilt dies um so mehr, als die Unternehmung 
jedem Besitzer den Gewinn auszalt, one sich darum zu kümmern, 
ob der CoUekteur bezalt ist oder nicht *). Die Verpflichtung 
aus dem emittirten Los ist eine rein formale. Kraft der Unter- 
schrift ist die Lotterieunternehmung zur Zalung an den Inhaber 
verpflichtet. Von einer Einsatzquittung, die Bender *) zugleich 
in dem Lose erkennen will, kann keine Bede sein. Dies würde 
eine weitläufige, jedesmalige Prüfung des Eechtsbesitzes des 
Lospräsentanten nötig machen, welche überall ausgeschlossen 
ist. Der eigentliche Losverkauf liegt völlig ausserhalb der 
Sphäre des engeren Lotterievertrages zwischen Unternehmung 
und Spielern. Die Unternehmung liefert dem CoUekteure die 
Lose und verlangt dafür die Einsatzpreise. Wenn der CoUek- 
teur also Lose one Zalungsemp&ng abgibt, so tut er dies auf 
eigene Gefar'). 

Man geht jedoch heute noch weiter und bezweifelt, ob der 
creditirte Lospreis überhaupt eine klagbare Forderung begründe. 
Es ist offenbar der Wille der Unternehmungen, dem Creditiren 
des Lospreises entgegenzuwirken. Zalungsunfähige soUen nicht 
verleitet werden mitzuspielen, und jeder, dessen Vermögen nicht 
ausreicht, sofort die Summe auszugeben, soll fern gehalten 
werden. Dies ist nur möglich, wenn kein Credit gewärt wird. 
Darum ist nun den CoUekteuren aufgegeben, nur gegen Be- 



1) cf. Eooh: Recht der Forderangen Bd. III § 326 2. Aufl. 1859 
S. 781 ff. 

2) 1. c. § 11 S. 34 ff. gegen ihn: Kontze Inhaberpapiere § 112 
S. 492 ff. 

S) cf. PreusB. Anweisung § 23. Eönigl. sachsische Anweisung 
vom 28. October 1886 § 30. Bender 1. c. § 30. 
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zaiung die Lose zu vertreiben, und um dieser Anordnung den 
rechten Nachdruck zu verleihen, hat man das dennoch geschehene 
Creditgeben ihnen zur Gefar gelegt. Die positive Bestimmung, 
dass es keine Klage auf Bezalung der Losgelder gibt, enthält 
allerdings nur das preussische Landrecht *). Die anderen Par- 
tikulargesetze schweigen hierüber und eine analoge Anwendung 
oder Herleitung dieses Bechtssatzes aus dem gemeinen Bechte 
ist nicht zulässig. Ausserhalb Preussen wird demnach eine 
Klage auf Bezalung des creditirten Lospreises stattfinden. 

Nur in einem Falle kann der CoUekteur nach preussischem 
Bechte die Auszalung seines Gewinnes erzwingen, nämlich durch 
Compensation gegen die Gewinnforderung. Es beweist dies Becht, 
dass wir es mit einer naturalis obligatio zu tuen haben. Für 
den CoUekteur ist es specielle Vorschrift: er soll an sich nur dann 
dies Becht haben, wenn er auf der Bückseite des Loses die 
Schuld beurkundet hat*). Ist dies geschehen, so wird damit 
eine Einrede begründet, die an dem Papier selbst haftet, die 
somit gegen jeden Inhaber geltend gemacht werden kann. Wenn 
jedoch der CoUekteur diesen Vermerk nicht auf dem Lose ge- 
macht hat, kann ihm nach den allgemeinen Begeln der Inhaber- 
papiere die Compensationseinrede nur gegen den ursprüng- 
lichen Empfanger zustehen ^). Der dritte redliche Erwerber darf 
durch ein zwischen den ursprünglichen Contrahenten bestehendes 
Privatrechtsverhältnis, das sich für ihn jeder Cognition entzieht, 
nicht geschädigt werden. Es ist ferner nicht abzusehen, wes- 
halb man für die Lotterielose hierfür eine Ausname von den 
übrigen Inhaberpapieren machen will. Dass der CoUekteur 
eventuell schwer hierdurch benachteiUgt wird, ist eine keines- 



1) Teü I tit. 11 § 557, 568; cf. Gruchot 1. c. S. 189 £f.; PreuBsische 
Gerichtszeitung 1859 No. 12. 

2) Anweisung § 23 Abs. 3. 

3) So Dernburg: 1. c. U § 159 b. Anm. 10. Koch: Recht der 
Forderungen Bd. JII § 326. Seite 781. Anm. 2 (2. Aufl.) Koch: Gomm. 
1. c. zu § 558 Anm. 21. opp. Stobbe 1. c. § 195 Anm. 14; Foerster 1. c. 
§ 128 Anm. 121. Ueber die frühere Lehre cf. Struben: rechtliche Be- 
denken T. lY. Bedenken 160. 
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wegs abzuweisende Consequenz, sondern geradezu beabsichtigt. 
Er soll nicht Credit geben, tut er es doch, so mag er den Ver- 
lust tragen, zumal da er ihn durch die Beurkundung der Cre- 
ditirung auf dem Lose vermeiden kann. 

Wie sehr man für die preussische Klassenlotterie einen 
glatten Vollzug des Losekaufes Zug um Zug will, beweist andrer- 
seits, dass auch eine Creditirung von Seiten des Käufers völlig 
auf eigene Gefar geschehen soll. Eine Vorausbezalung der Lose- 
gelder für die späteren Klassen wird von der Direktion nicht 
anerkannt, sie begründet nur einen Anspruch gegen den be- 
treffenden CoUekteur *). 

Zum Abschlüsse des Losekaufes ist die üebereinstimmung 
der beiden Contrahenten nötig. Auf seiten des Spielers bedarf 
es vor allem der Anname des Loses. 

Es ist nun eine sehr häufig vorkommende, wenn auch 
dem Lotterierechte nicht eigentümliche Frage: ob in dem Be- 
halten eines unbestellt zugesandten Loses die Anname liege. 
Hat der CoUekteur auf vorgängigen Auftrag das Los ge- 
schickt, so ist der Vertrag schon mit der Absendung der be- 
stellten Ware perfekt, da der Spieler die Gefar trägt. Besteht 
ferner zwischen einem Collekteure und einer bestimmten Person 
wie dies oft üblich ist, eine dauernde Geschäftsverbindung, wo- 
nach Losesendungen üblich und gewollt sind, so ist es one 
Zweifel die Pflicht des Empfangers, die nicht convenirenden 
Lose zurückzusenden. Behält er sie, so muss seine üeberein- 
stimmung angenommen werden: der Vertrag ist abgeschlossen. 

Anders liegt die Sache aber, wenn weder ausdrücklich noch 
stillschweigend durch die Geschäftsübung eine Bestellung des 
zugesandten Loses vorliegt. Die ältere Doktrin vertrat auch 
hier ein übertriebenes Aequitätsprincip 2). Man fand es nötig, 
in dem Behalten eines unbestellten Loses den Vertragsabschluss 
zu sehen; denn sonst würde dem Empfänger der ungerechte 
Vorteil zu gute, je nach Ausfall der Ziehung das Los behalten 
oder rückgeben zu können, wärend der CoUekteur in der Zwi- 



1) cf. Plfin § 3. 

2) Glück § 762 A. 36 S. 364. Hagemana prakt. Erört. H S. 334. 
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schenzeit der Möglichkeit beraubt sei, das Los weiter zu ver- 
kaufen. 

Für unser heutiges Becht steht fest, dass in dem Behalten 
einer unbestellt zugesandten Ware an sich keine Anname der 
Offerte liegt. Speciell für die Lotterie ist dies allgemein jetzt 
anerkannt ^), und muss umsomehr festgehalten werden, wenn wir 
die allgemeinen Vorschriften des Lose^erkaufes beachten. Es ist 
dem CoUekteur das Anpreisen seiner Lose, die Anlockung der 
Spiellustigen durchaus verboten *): eine solche würde aber gerade 
durch Losezusenden bewirkt werden. Folgeweise hat er die 
Gefar der unbestellten Zusendung zu tragen. Auch die Ge- 
richte haben mehrfach in dem angefürten Sinne entschieden *). 

Insofern durch das Behalten eines unbestellten Loses ein 
Vertrag noch nicht zu stände kommt, braucht man weder den 
Einsatz zu zalen, noch kann man den Gewinn fordern. Für 
einzelne Particularrechte wird man jedoch noch weiter gehen 
müssen. Zunächst nach preussischem Bechte werden wir die 
auSgefürten Grundsätze über das Creditiren des Lospreises 
anzuwenden haben. Der CoUekteur hat keine Klage auf das 
gestundete Geld; der Empfänger des unbestellten Loses kann 
dies also ungestört . behalten. Er braucht nichts zu bezalen. 
Nach der Ziehung ist er in der Lage als rechtmässiger Be- 
sitzer des Loses aufzutreten; er kann gegen Abzug des Los- 
preises den Gewinn einfordern oder er lässt im Nichtgewinn- 
falle das Los unbenutzt verfallen. Ganz dieselben Grund- 
sätze enthält der sächsische Plan*). Er gibt die positive Be- 
stimmung: der Empfänger eines unbestellt zugesandten Loses 
ist im Nichtgewinnfalle zur Bezalung der Einlagegelder nicht 
verpflichtet, im Gewinnfalle aber dennoch als rechtmässiger 
Inhaber zu betrachten. Diese Bechtsätze sind die vollen und 



1) Bender § 28 bes. S. 72, 76 ff.; Wolff: L c. Archiv N. F. VI 
S. 135 ff. Stobbe DI § 195 A. 11 S. 344. 

2) cf. Preuss. Anweisung § 8 und Ordre v. 21. Juli 1841. 

3) of. Busch: Archiv N. F. 11 S. 156; das. XI S. 182; ferner 
Gruchot 1. c. 8. 187 ff. 

4) cf. Sachs. Plan § 11. 
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richtigen Consequenzen des Principes, dass der Collekteur sich 
jeder Anlockung der Menge zum Spielen enthalten soll. 

Alle auf den Losverkauf bezugliche Bechtsverhältnisse sind 
also lediglich private zwischen Collekteur und Spieler. Insoweit 
sind auch besondere Nebenverabredungen möglich, die aber auf 
das Verhältnis des Spielers zur Unternehmung one Einfluss sind. 

§ 16. 2. Die rechtliche Natur des Loses und des 
Losedebites. 

Die Lose sind von der Lotteriedirektion ausgestellte Scheine, 
welche auf Grund der Einzalunj? berechtigen zur Teilname an 
der Spielgesellschaft. Kein Los one Teilname , keine Teilname 
one Los. Im Los verkörpert sich also das Recht, die Aussicht 
auf Gewinn. Gemäss dieser Aussicht hat das Los bestimmten 
Wert, der allerdings regelmässig überschätzt wird. Es ist 
Wertpapier *). Als solches hat es sich, wie wir bereits ausge- 
fürt, schon frühe den Charakter eines Inhaberpapieres angeeignet. 

Demgemäss gelten die Segeln der Inhaberpapiere auch für 
die Lose ^). Eine weitere Ausfurung über Natur der Inhaber- 
papiere, ihre Amortisation und den Eigentumserwerb nach 
Art. 307 des Handelsgesetzes gehört nicht hierher. 

Eingehendere Beurteilung muss aber die Frage finden, 
ob das Los als Handelspapier anzusehen ist ; und hiermit hängt 
unmittelbar die Entscheidung der Frage zusammen, ob der 
Collekteur Kaufmann ist. Denn ist das Los Handelspapier, so 
ist nach H. Ges. Art. 271 die Anschaffung desselben behufs 
Weiterveräusserung ein absolutes Handelsgeschäft, und Kauf- 
mann ist nach Art. 4 derjenige, der gewerbsmässig Handels- 
geschäfte betreibt. 

Was Handelspapier sei, ist nicht bestimmt abgegrenzt. 
Man kann dem Begriffe verschiedenen Umfang geben*). Für 
unsere Frage entscheidet lediglich das Handelsgesetz Art. 271 ff; 



1) Endemann H.-R. § 123 A. 8 S. 594. Thöl § 211 A. 12 S. 636. 

2) Koch: L.-R. § 556. 

3) Thöl: § 211 A. 2. 
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nach diesem ist Handelspapier*): ein für den Handelsverkehr 
bestimmtes Wertpapier. Ob dem so sei, ist quaestio facti 2); 
die Tatsache muss im speciellen untersucht werden. 

Von grosser Bedeutung ist es jedenfalls für unsere Frage, 
ob ein Papier eine grössere oder geringere Verkehrsßlhigkeit 
hat. Je leichter die Uebertragbarkeit ist, um so eher wird 
man die Qualität einer Handelsware annehmen. Dies ist nun 
beim Lose durchaus der Fall. Es enthält eine streng einseitige 
Obligation : den Anspruch auf eventuellen Gewinn ; streng formal 
ist die Berechtigung, denn Einreden, die nicht auf dem Lose 
stehen, haben keine Kraft; auch ist es für die Ausübung des 
Rechtes aus dem Lose gleichgültig, ob der Einsatz bezalt ist: 
es ist nur Vertragsurkunde, keine Einsatzquittung 3). Vor 
allem wichtig ist aber, dass die Lose auf den Inhaber gestellt 
sind und somit die höchste Circulationsfähigkeit besitzen. Tat- 
sache ist auch, dass oft Uebertragung der Lose stattfindet; sie 
circuliren mit einem häufig sehr gesteigerten Werte*). Alles 
dies spricht dafür, dass Lose als Handelspapiere aufzufassen sind. 

Dieser tatsächliche Umsatz genügt jedoch nicht, da Art. 
271 verlangt, dass die Papiere zum Handelsverkehre „bestimmt" 
seien. Das objektive Moment des Bestimmtseins muss ent- 
scheiden *). Der Wille des einzelnen Inhabers kann dabei nicht 
von Bedeutung sein; ob er das Los weiter verkauft, damit 
speculirt u. dergl. ist irrelevant: darauf kommt es an, ob der 
Emittent des Loses den Willen hatte, ein Werfcpapier zu schaflfen, 
das im Handelsverkehre als Ware circuliren solle : und diese 
Absicht fehlt der Direktion entschieden. Ihr Zweck ist lediglich, 
die nötige Anzal Spieler heranzuziehen. Damit, dass sämmt- 
liehe Lose abgesetzt sind, ist ihre Absicht erfüllt: denn nun 



1) Dieser Ausdruck selbst kommt vor in Art. 67. 

2) Hahn: Comm. zu Art. 271 § 210. 

3) Kuntze: 1. c. S. 493 gegen Bender S. 34 cf. oben 15. 

4) Man bezalt im Handel 75 Mark statt 40 Mark für V« preussi- 
sches Loos. 

5) Endemann H.-R. § 5 A. 9. S. 16 u. S. 594; Goldschmidt H.-R. I 
§ 47 A. 22 S. 412. 
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ist das nötige Kapital vorhanden. Welches Interesse hätte sie 
daran, dass ihre Lose durch viele Hände circulirten! Das Ge- 
genteil ist für sie gerade nützlich, denn sie wird mehr Lose 
absetzen, wenn die Kauflustigen sie nicht von den Spielern, 
sondern von den Collekteuren direkt beziehen. 

Auch die innere Beschaffenheit der Lose eignet sie nicht 
zu Handelspapieren. Der Wert, den sie tragen, ist ein höchst 
imaginärer; nur für Spiellustige sind sie annehmbare Papiere. 
Ferner macht die kurze Dauer ihrer Gültigkeit die Circulations- 
fähigkeit zu einer engbegrenzten und darum wenig brauchbaren. 

Dennoch scheint die Inhaberqualität der Lose sie als 
Handelspapiere zu charakterisiren. Man wird finden, dass die 
meisten Handelspapiere auf den Inhaber oder wenigstens an 
Ordre gestellt sind. Der umgekehrte Schluss aber wäre falsch. 
Auch Eisenbanbillets, Essmarken, Badekarten etc. sind Inhaber- 
papiere, one doch Handelspapiere zu sein. Auch hier muss 
entscheiden, in welcher Absicht das Stellen auf den Inhaber 
erfolgte. Diese Absicht war keineswegs, die üebertragbarkeit 
und Ausgabe zu erleichtern, denn jedes Los muss bei einem 
Collekteur gekauft und von diesem unterzeichnet werden. Man 
wollte den jedenfalls unendlichen Streitigkeiten und der kaum 
ausführbaren Controlirung entgehen, die erwachsen müssten, 
wenn die Lose Namenspapiere wären ^). Diese geschäftliche Eück- 
sicht war massgebend; die Legitimation, nicht die Circulation 
sollte erleichtert und gesichert werden. Kuntze^) nennt die 
Lose deshalb: privilegirte Legitimationspapiere. 

Diese theoretische Bestimmung, dass die Lose nicht Han- 
delspapiere sind, wird vor allem für Preussen durchaus bestätigt 
durch die Praxis. Die Inhaberqualität ist wesentlich dadurch 
beschränkt, dass die CoUekteure genaue Losebücher füren 
müssen, in die jeder Loskäufer eingetragen wird*^). Dass Lose 
nicht freie Handelsware sind, ergibt die Bestimmung, dass 
keiner mehr als 3 ganze Lose erhalten soll. Von ganz ent- 



1) Eontze 1. c. § 6 S. 19. 

2) Eod. S. 10. 

3) Anweisung § 20. Formular in Anlage 1. 
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scheidender Bedeutung aber ist, dass die Lose nur an Selbst- 
spieler abgesetzt werden sollen. Es wird wiederholt mit dem 
grössten Nachdrucke betont ^), dass die CoUekteure daraufsehen 
sollen, dass nur derjenige, der selbst spielen will, ein Los erhält 
und dass an denjenigen, von dem bekannt wird, dass er sein 
Los an andere verkauft hat, kein Los mehr abgegeben werden 
soll. Zu diesem Zwecke existiren, wie mir von competenter 
Seite mitgeteilt wurde, besondere Bücher, die im Geheimen 
unter den CoUekteuren circuliren und in denen solche Personen 
aufgezeichnet sind. Jeder, der auch nur einmal ein Los an 
andere übertragen hat, steht darin. Man erkundet die geschehene 
üebertragung, indem man vergleicht, ob derjenige, der ein Los 
zur Erneuerung für die folgende Klasse oder zur Gewinnein- 
ziehung präsentirt, der im Losebuch als ursprünglicher Käufer 
Bezeichnete ist. Der Zweck ist klar. Man will alles Speculiren 
mit den Losen, besonders das Heuergeschäft durchaus unter- 
drücken, und andererseits will man eine dauernde Zal regel- 
mässiger Abnehmer sich sichern. Wie streng man auf die 
Ausfürung dieser Bestimmungen hält, beweist, dass der Col- 
lekteur, der an Loshändler seine Lose absetzt, seine Stellung 
verwirken soll*). 

Hierdurch wird unstreitig bewiesen, dass in keiner Weise 
Lose zum Handelsverkehr bestimmt sind. Nur der Selbstspieler 
soll Lose erhalten, nur er im Losebuche stehen, nur er den 
Gewinn einziehen, mit andern Worten: trotz seiner äusseren 
Inhabernatur soll das Los dem Effekte nach eigentlich doch 
nur Namenspapier sein. 

Das Los ist also kein Handelspapier im Sinne des Art. 
271. 1. und daraus folgt, dass der Vertrieb von Losen kein Han- 
delsgeschäft nach Art. 271. 1 ist. 

Ebensowenig kann ein anderer Artikel hierher bezogen 
werden. Vor allem ist das Geschäft der Direktion selbst kein 
Handelsgeschäft: denn es ist allgemein anerkannt, dass der 



1) Anweisung § 23. 24. 

2) Anweisung § 50 I. 
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Absatz der selbstproducirten Güter nicht hierzu gehört*). So 
hat auch das Frankfurter Stadtgericht entschieden 2). 

Der Collekteur kann demnach nicht als Eaufinann ange- 
sehen werden. 

Die hier versuchte Deduction wird im Eesultate bestätigt 
durch die rechtliche Stellung der Collekteure zur Direktion. 
Auch diese spricht durchaus gegen ihre Kaufmannsqualität '*). 
Der Collekteur erhält allerdings eine Anzal Lose, die er ge- 
werbsmässig und freihändig verkauft, für die er alle Gefar trägt, 
aber kaufmännischen Absatz betreibt er nicht. Dass er nicht 
Vermittelung von Handelsgeschäften gewerbmässig betreibt (Art. 
272. 4), folgt aus der obigen Bemerkung, dass der Unternehmer 
selbst nicht Kaufmann ist. Der Collekteur müsste also zu- 
nächst einen selbständig-kaufmännischen Betrieb mit eigenen 
Waren füren. Mit anderen Worten er müsste Eigentümer der 
Lose werden, und dies ist nach dem in § 15 Bemerkten zu 
bestreiten^). Denn er „empfängt diese nur zum Absätze", 
muss die nicht abgesetzten zurückgeben und darf selbst gar 
kein Los erwerben oder behalten^). Darf er aber Eigentümer 
nicht werden, wie soll er es in der Zwischenzeit sein? Nur 
bei der braunschweigischen Lotterie „verkauft die Direktion die 
Lose an die von ihr angenommenen HauptcoUekteure" ^). 

Ferner fehlt jede selbständige Spekulation, es iehlt die 
Absicht „durch den Weiterverkauf zu verdienen" '). Dieses ist 
aber das Kriterium des Art. 271 ^). Der Verdienst des Collek- 
teurs besteht in genau fixirten Gebüren. Was er aus den Losen 



1) cf. Endemann H.-R. § 6. No. U. § 122 No. 4. 

2) Busch: Archiv IX S. 466 No. 8. 

3) Bender S. 107 (vor dem H.-ge8etz.) ; Dietrich in Busch Archiv 
n S. 9—17 (1864). 

4) Opp. Dietrich 1. c. U S. 11. Wolff: Arch. prakt. R.-wiss. N. 
F. Bd. VI S. 147. 

5) Preuss. Anweisung § 4 extr. u. § 10; sächs. Plan § 3. 

6) Braunschw. Plan § 2. 

7) Dietrich 1. c. S. 12. 

8) V. Hahn Comm. zu Art. 271 § 15 3. Aufl. 
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einnimmt, muss er abliefern, und jede Abweichung von dem 
vorgeschriebenen Preise bewirkt Verlust der Einnamestelle *). 
Selbst in der Auswal der Käufer ist er beschränkt, da er nur 
innerhalb des angewiesenen Bezirks und nur an sichere Selbst- 
spieler Lose absetzen darf 2). In allem hat er den allgemeinen 
wie speciellen Anweisungen der Direktion durchaus folge zu 
leisten^). So steht er auch bezüglich der Einnamen in be- 
stimmter Abrechnung und unter der Controle der Direktion. 
Er ist stets absetzbar. Mit Eecht verlangt man aber, dass freie 
Geschäftstätigkeit, gegründet auf Beobachtung der Handels- 
chancen, die Grundlage jedes kaufmännischen Betriebes sei. 
Hier liegt die innere Eechtfertigung der oben aus den handels- 
gesetzlichen Bestimmungen gezogenen Consequenz. 

In gleicher Weise haben sächsische Gerichte durch drei 
Instanzen entschieden *). Demgemäss wird auch heute — so 
viel ich erfaren konnte — die Anmeldung der Collekteure zum 
Handelsregister als unnötig von den Gerichten zurückgewiesen. 

Freilich sagt nun die preussische Anweisung §. 1: „der 
Lose-Debit unterliegt der Abschätzung zur Gewerbesteuer als 
ein kaufmännischer Erwerbszweig" zu beurteilen. Soweit hier- 
durch die Erfordernisse für die Gewerbesteuer aufgestellt werden, 
bleibt diese Bestimmung nach Art. 11 des H.-G. in Kraft. Im 
übrigen, aber, soweit es sich um die handelsrechtliche Beur- 
teilung der Frage nach der Kaufmannsqualität des Collekteures 
handelt, kann ihr eine gesetzliche Kraft nicht zukommen, da 
sie auf dem preussischen Edikt vom 28. Mai 1810 beruht, und 
jedenfalls das ßeichs-Handelsgesetzbuch diesem derogirt. Gegen 
unsere Ansicht Jbat auch das Keichsoberhandelsgerichf^) entschie- 
den. Die Entscheidung spricht zwar nur von den braunschwei- 
gischen CoUekteuren, hat aber allgemeine Bedeutung, da jede 
Weiterveräusserung „gekaufter" Lose als Handelsgeschäft des 



1) Anweisung § 50 II 4. 

2) Eod. § 23. 

3) Eod. § 4 Abs. 3. 

4) Busch Archiv VI S. 110 ff. (1865). 
6) Entsch. Bd. 23 S. 213. 

10 
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Art. 271. 1 und 2 und der Collekteur folglich als Kaufmann 
bezeichnet wird. Das Erkenntnis nimmt demnach als selbst- 
verständlich an, dass Lose Handelspapiere im Sinne des Art. 
271. 1 sind. Dass dies aber nicht so selbstverständlich sei, 
wurde oben darzulegen versucht. 

§ 17. III. Verheuerung und Prämienanleihe. 

Das Heuer- und Promessengeschäft *) ist kein zur Lotterie 
selbst gehöriges, wol aber eng mit ihr zusammenhängendes Ge- 
schäft. Es besteht darin, dass Jemand die Gewinnchance eines 
bestimmten Loses an einen Dritten verkauft 2). Da der Ver- 
käufer meist das verkaufte Los selbst nicht besitzt oder es 
mehrmals verkauft durch Promessen, so liegt die Gefar nahe, 
dass er nicht im stände ist, seine Verpflichtungen zu erfüllen, 
wenn ein grösserer Gewinn auf das Los fallt. Im übrigen aber 
ist das Geschäft sehr lucrativ und viel betrieben. 'Eine solche 
Promesse, die ich durch Vermittelung erhielt lautet: „Inhaber 
dieses hat ein sechszehntel des preussischen Lotterieloses 63580 
zur 1. Klasse der 157. Lotterie bezalt. Der auf No. 63580 
fallende Gewinn soll ihm gegen Bückgabe dieses nach dem 
Lotterie-Plane ausgezalt werden." Auf dieses ganze Los fiel 
als Gewinn 300 Mark. Davon zog der Verkäufer ausser den 
15V6Vo staatlichen Abzuges noch 10 Mark Provision ab.. Beides 
also steckte er für sich ein und zalte blos 15, 15 Mark aus ^) ! 



1) Eine eingehende Abhandlung — die nicht hierher gehören 
würde — findet sich hierüber von Bender: Verkehr mit Staatspapieren 
§ 69—63. Beilageheft zu Archiv für civ. Praxis Bd. VIII. 1825. 

2) Endemann H.-R. § 122 III. Thöl H.-R. § 308: Etwas dunkel 
ist die Erklärung in der Entsch. des Reichsgerichtes vom 10. Januar 
1880: Promessenkauf und Lotterie unterscheiden sich dadurch, dass bei 
letzterer stets Gewinne gemacht werden, und die Ziehung nur ent- 
scheidet, wer gewinnt; wärend bei jenem Niemand (?) gewinnt, wenn 
nicht bestimmte Losnummern gezogen werden. 

3) Man bedenke, dass das Anteilslos gewiss mehr gekostet hat 
als dieser Gewinn einbringt. In einer Zeitungsannonce wurden neue- 
stens die Preise so gestellt von einem Berliner Bankier : Anteillose zur 
161. preuss. Elassenlotterie: Vi Los = 292 M. (der Eaufwert für alle 
4 Klassen beträgt 160 M.) Va Los = 146 M., '/* Los = 78 M. u. s. w. 
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Diese Berechnung zeigt, wie grossen Gewinnvorteil das Ge- 
schäft bringt. Sie beweist zugleich, dass wenn jemand von 
allen preussischen Lotterielosen, one selbst eines zu kaufen, 
V* Promessenlose verkaufen könnte, er, ungerechnet die Collek- 
teurprovisionen, V* des staatlichen Reingewinnes, also über 1 
MilL Mark Gewinu ziehen würde. Danach ist begreiflich, dass 
die Lotteriedirektionen alles tuen, um das Verheuern der von 
ihnen verkauften Lose zu verhindern. Es begreift sich ferner, 
dass Verheuerung als Veranstaltung einer neuen selbständigen 
Lotterie gilt und als solche unter das Verbot des Strafgesetzes 
fällt »). 

Specielle Verbote des Verheuerns der Lose finden sich zu- 
nächst in Bayern *) für jedermann bei einer Strafe bis zu 100 
Gulden. In Sachsen wird der Promessenhandel für unerlaubtes 
Glücksspiel erklärt und mit derselben Strafe bedroht wie das 
Spielen und CoUektiren in unerlaubten Lotterien *). Nach 
braunschweigischem Rechte verfällt jeder Collekteur, der An- 
teilscheine ausgibt, einer Strafe von 20 Thaler oder 14 Tagen 
Haft*). Der Vertrag ist nichtig und das gegebene Geld kann 
zurückgefordert werden. Dass auch der preussische Collekteur 
in keiner Weise sich an den Heuergeschäften beteiligen darf, 
ergeben schon die mehrfach angefurten strengen Bestimmungen, 
welche ihn ganz auf den Losedebit selbst beschränken. 

Eine völlig hiervon zu trennende Frage ist es, wie weit 
der Käufer einer Promesse klagbare Rechte gegen den Heuerer 
erwirbt. Diese völlig ihm abzusprechen, wäre bedenklich bei 
der ungemein häufigen Anwendung solcher Geschäfte. Dagegen 
wäre es zu wünschen, dass man dem Schwindel in der Person 



1) OppoDhofiT Comm. zu § 286 No. 3 und nach ihm: Obertribunal: 
8. Oct. 1858 und 8. Oct. 1875. Ebenso neuestens: Reichgeriohts-Entsch. 
vom 5. Jan. 1880: Ausgabe von Partialscheinen auf Originallose ist 
als selbständige Veranstaltung einer Lotterie aufzufassen, cf. oben § 11. 

2) Bayerisches Polizeistrafgesetz v. 10. Nov. 1861 Art. 101 No. 4. 

3) Sächsische V.-O. vom 17. Sept. 1886 No. 4. cf. Goldschmidt 
Zeitschr. U S. 617. 

4) Braunschweigisches Polizeistrafgesetz v. 22. Dec. 1870 § 15 No. 8. 
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der Promessenverkäiifer energischer ein Ende machte. An Ma- 
terial fehlt es Dank den öffentlichen Anpreisungen nicht, und 
wenn man die genannten Urteile und Partikulargesetze benutzte, 
würde § 286 des Strafges. eine wirksame Handhabe bieten. 

Ein mit der Lotterie verwandtes Geschäft ist endlich die 
Prämienanleihe i). Um Staatsanleihen leichter und günstiger 
zu erhalten, teilt man das aufzunehmende Kapital in Lose. Die 
Lose werden verzinst und müssen mindestens mit dem Einsatz 
und Zinsen herauskommen, ausserdem werden aber noch Ge- 
winne auf sie verlost. Das zu den Gewinnen notige Kapital 
erhält man durch 2 Mittel. Wegen der Gewinnaussicht be- 
gnügen sich die Losnehmer mit niedrigen Zinsen und ferner 
werden nur die einfachen Zinsen, nicht Zinseszinsen bezalt. Wie- 
viel dies ausmacht, ist leicht zu berechnen. Wenn jemand 
600 Mark zu 37o zur Prämienanleihe gibt und nach 100 Jaren 
herauskommt, so erhält er 1800 Mark Zinsen, zusammen also 
2400 Mark. Bei Zinseszinsen hätte er 600 . 1,03**^=11 517 Mark 
erhalten, hätte er das Kapital anderweitig auf 5% angelegt, 
so würde er 78 901 Mark erhalten haben. Alles dies soll die 
Qewinnaussicht decken. 

Die Ausgabe der Inhaberpapiere mit Prämien ist jetzt 
durch Eeichsgesetz 2) beschränkt. Ein besonderes Eeichsgesetz 
muss sie jedesmal gestatten. Ausländische Prämienpapiere 
dürfen nicht mehr in den Handel kommen, die vorhandenen 
müssen abgestempelt werden. Selbst diese beschränkte Anwen- 
dung fand noch viel Widerspruch: das Gesetz ging im Reichs- 
tage nur mit 133 gegen 119 Stimmen durch. Die Prämien- 
anleihen vermeiden allerdings vieles, was den Lotterien zum 
Vorwurf gereichen muss; Wagnis, Spielleidenschaft etc. sind 
gering. Dennoch finden sie gerechtfertigte Anfechtung^). Sie 
entziehen den Sparkassen grosses Kapital und verleiten be- 
sonders die kleinen Leute, für die Gewinnhoffnung ihre järlichen 



1) Rau: Finanzwissenschaft 11 § 601 S. 380 fif. 

2) Vom 8. Juni 1871. 

3) cf. Protokolle der Reichstagsverhandlung. Bericht der Han- 
delskammer in Zittau 1875 S. 110 ff. 
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Zinsen preiszugeben. Wie viel alea aber mit ihnen oft verbun- 
den ist, beweist: dass von den Staatslosen der Türkei, die erst 
im Jare 1974 fertig ausgelost sein sollen, für 155'/2 Millionen 
Mark in Deutschland bei Einfürung des Reichsgesetzes abge- 
stempelt wurden *). 



1) Eod. S. 114. 
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Lebenslauf. 



Geboren wurde ich am 24. Mai 1857 zu Fulda. Ostern 
1877 bestand ich das Abiturientenexa^men am Gymnasium zu 
Bonn, woselbst mein Vater, der Professor Dr. W. Endemann 
und meine Mutter Kathinka, geb. Pult, noch leben. Mein 
akademisches Triennium verbrachte ich auf den Universitäten 
Jena, Bonn und Berlin. Meine Lehrer waren wärend dieser 
Zeit die Herren Professoren und Docenten: Berner, Beseler, 
Bruns, Danz, Endemann, Gneist, Hälschner, Held, 
Hüffer, Lorsch, Menzel, Muther, Nasse, A. Schmidt, 
V. Stintzing, v. Schulte, Treitschke, Wendt, Witte. 
Allen diesen verehrten Lehrern, vor allem aber dem Herrn 
Geh. Justizrat Professor Dr. von Schulte spreche ich für die 
vielfache Anregung und Belehrung auch hier den Dank, den 
ich stets bewaren werde, aus. 

Am 22. Mai 1880 bestand ich in Köln die erste juristische 
Prüfung und wurde am 1. Juni in Bonn als Referendar beeidigt. 
Vom 1. Oktober 1880 genügte ich meiner einjärigen Dienst- 
pflicht bei der reit. Abt. des 1. Hess. Peld-Artillerie-ßgts. zu 
Kassel und kehrte darauf Oktober 1881 als Beferendar nach 
Bonn zurück. 
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Thesen, 



1. Bei Versäumnis des Beklagten in der ersten münd- 
lichen Hauptverhandlung h^t das Gericht die Frage nach der 
örtlichen Zuständigkeit von amtswegen zu prüfen. 

2. Nach französischem Eechte hat der Vermieter dem 
Pfandungspfandgläubiger gegenüber nur das Recht aus § 710 
K..C.-P.-0. 

3. Die Verurteilung wegen Wuchers zerstört nicht das 
Forderungsrecht auf das effektiv geliehene Kapital nebst ange- 
messenen Zinsen. 

4. Es ist für den heutigen Verkehr zu verlangen, dass 
die Auslobung als einseitiges bindendes Rechtsgeschäft aner- 
kannt werde. 
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